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Verheißungen, die im d'rgnß Seines lan: ^väterlichen Herzens Er Seinem Volke gegeben: das Regiment
in der Furcht Gottes und in der Liebe zu den Menschen zu führen, ein echter Sohn des unvergeßliche»
Katers, der unvergeßlichenMittler, ein gerechterRichter, ein treuer, sorgfältiger, barmherziger iiönig zu
sein, Recht und Gerechtigkeitmit Rachdruckzu üben ohuc Ansehen der Person, das Beste, das Gedeihen,
tic Ehre aller Stände mit gleicher Liebe zu umfassen, zu pflegen und zu fördern, — und wie Er Gott
bat iiü! der Fürsten Segen, der dem Gesegneten die Herzen der Menschenzuneigt und aus ihm einen
Ä,'a»!! nach dem göttlichen Willen macht, ein Wohlgefallen der Guten, ein Schrecke»der Frevler.

Unlcr solchen Verheißungen haben Ew. Königliche Majestät die Huldigung und den Schwur der
Treue und des Gehorsams aller Provinzen der Monarchie entgegen zunehmen geruht, und diese Huldigung
und diesen Schwur erneuern und bekräftigen heute die Staude der Rheiuprovinz in der vollsten Ueber¬
zeugung, daß das unbedingte Vertrauen, welches sie auf das Wort des erhabenen Königs sehen, stets
und überall und auf dao herrlichste gcrechtfeeligt werden wird. Mit Liebe und Ehrfurcht blickt das
Rheinische Volk zu dem Throne seines Landesherr» hinan, von dcssc» milden Herrschaft bereits des
Segens so viel über Seine Staaten verbreitet wurde und dessen fester entschiedenerWille selbst die am
tiefsten schmerzende»Wnnde» auszuheilen und das Wohl und bleibende Heil Seines Volkes auch da zu
fördern wissen wird, wo sich bisher Seinen väterlichen Absichten etwa noch größere Schwierigkeiten entgegen,
seilten.

Gerne g.bcn wir de>-HoffnungRaum, daß es zu den innigsten Wünschen Ew. KöniglichenMajestät
gehört, der Provinz ehesten,' von der glücklichenAusgleichung aller noch schwebendenDifferenzen Kunde
zu geben, und darum sei e? fern von uns, mich nur durch de» leisesten Zweifel an den unausgesetzt
dahin gerichteten Vemühungen, uns an unsern nnd unseres Königes Eebwüren zu versündigen.

Beseelt von solchen Gefühlen und im Bewußtsein der Wichtigkeit ihrer Rechte und Pflichten
beginnen die trcugehorsamsten Rheinischen Stände die Berathungen, zu denen der Wille des Monarchen
und die Wahl ihrer Mitbürger sie versammelt. Mit Ernst und Gewissenhaftigkeitwerden sie die Gegen«
stände prüfen, welche ihnen zugewiesen sind, und mit Offenheit und Freimüthigkeit die Bitten vortragen,
welche die Provinz an den Thron zu bringen für angemeffe» erachtet. Dankbar nehmen sie die ihnen
bereits dargebotene Erweiterung der ständischen Institutionen an und sehen der ferneren Kräftigung und
Belebung derselben auf der Grundlage, auf welcher sie erwachse» sind, mit fester Zuversicht entgegen;
gerüstet aber mit solchen Hoffnungen, gesichert durch solche Bürgschaften, werden sie sich nie in der
Ueberzeugung irre machen lassen, daß unter dem Schilde seines Königes das Preußische Volk stets die
erhabene Stelle zu behaupten wissen wird, die ihm durch Gottes Fügung in dem gemeinsamen deutsche»
Valerlande angewiesen ist.

Geruhen Ew. Königliche Majestät diese Aeußerungen deutscher Treue und Gesinnung mit der Ver¬
sicherung aufzunehmen, daß ihr Wiedcrhall immerdar nicht nur auf beiden Ufern des freien deutschen
Rheines Anklang finden, sonder» auch, wo es gelten möchte, sich durch die That zu bewähren stets
bereit sein wird.

Wir ersterben in tiefer Ehrfurcht
Ew. Königlichen Majestät

Düsseldorf, dr» 14. Juni 1841.
aUcrunterthänigst-treugehorsamste Stände

der Nheinprovinz.

^. Adressen, die Allerhöchsten Propositibncn betreffend.

AUcrdnrchlauchtigster,c.

Ew. Königliche Majestät haben geruht, in dem Allerhöchsten Proposilionsdckret vom 30. April d. I. „^uckI d«
«,,. I. ». den Stände» der Rheiuprovinz den Abdruck der Protokolle, welche die Beschlüsse des Landtages r°"!°ii vr»,°.
enthalten, huldreichst zu gestalten. Eine Mittheilung tcs Herrn Landtags. LommissarSpom 24. v. Mts.
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setzt die Ständeversammlung des Weiter» in Kenntniß, daß auch der Abdruck der Landtags'Protokolle
zum eigenen Gebrauch der Mitglieder höheren Orts gestattet, daß aber in diesen Abdrückendie Namen
der redend einzuführenden oder sonst zu bezeichnendenMitglieder nicht genannt werden sollen. Da ein«
mal die Allerhöchste Proposition eine solche Beschränkung nicht enthält, die Führung der Protokolle aber
bei Weglassung der, nur -"l m-»»-«?!!,«»' zu uotirendcn, Namen der Nedcnden sehr erschwert und es
endlich auch für die Mitglieder der Versammlung wie für ihre Eomittenten von Interesse ist, diese Namen
in den Abdrücken wieder zu finden, so erlauben treugehorsamste Stände sich Ew. Königliche Majestät
ehrfurchtsvoll zu bitten:

Allergnädigst gestatten zu wollen, daß zunächst in den zum eigenen Gebrauch der Landtags Mit«
glicdcr bestimmten, dann aber auch in den demnach zu veröffentlichendenAbdrücken, die Protokolle
so wie sie geführt werden, mit Beibehaltung der Namen der redend auftretenden Landtags«
Mitglieder, erscheinendürfen.

Wir ersterden in tiefster Ehrfnrcht:c. »c.
Düsseldorf, den 26. Mai 184l.

Allerdurchlauchtigstcr:c.

,. «üändische^w.Königlichen Majestät treugchorsamste Stände der Rhein «Provinz habe» schon in einer früheren
«««chusse, lllleruntcrthänigsten Addrcsse für die Allerhöchstdargebotene Erweiterung der ständischen Institutionen

den ehrerbietigsten Dank, so wie die Erwartung einer ferneren Kräftigung und Belebung derselben auf
der Grundlage, auf welcher sie erwachsen sind, mit fester Zuversicht ausgesprochen.

Beseelt von solchen Gefühlen haben Ew. Majestät trcugchorsamstc Stände der hierauf bezüg«
lichcn ersten AllerhöchstenProposition mit ganz besonderer Vorliebe eine sorgfältige Prüfung gewidmet,
deren Resultat Atterhöchstdicselbcnin Nachfolgendemhuldreichstentgegen zu nehmen geruhen wollen.

llä ^. Gewiß werden alle Anordnungen, welche dazu dienen mögen, die Geschäfte der versam«
melten Landtage zn vereinfachen, und den Ständen eine gründlichePrüfung und Bearbeitung zu erleichtern,
mit schuldigemDanke aufgenommen werden.

»ll ^ 1. Die Allerhöchst ausgesprochene Absicht, künftig alle diejenigen Propositionen, welche
einer besonders ausführlichen Erörterung bedürfen, dem Landtags «Marschall eine angemessene Zeit vor
der Eröffnung des Landtages zufcrtigen zu lassen, damit die Ausschüssezur vorbereitenden Bearbeitung
derselben schon vorher ernannt und versammelt werden können, wird zu dem vorangedeutctcn Zwecke
wesentlichbeitragen, doch wollen Ew. Majestät es nicht ungnädig aufnehmen, wenn die treugchorsamsten
Rheinischen Stände den Wunsch aussprcchen, daß aus gleichen Gründen die Mittheilung solcher Aller«
höchsten Propositioncn gleichzeitigan sämmtlicheMitglieder der Stände-Versammlung eine aligemesscne
Zeit vor Eröffnung des Landtages erfolge.

»1, ^ 2 u. 3. bleibt nichts zu erinnern,
«ll ^V. 4. wolle die allcrunterthänigste Voraussetzung gestattet werde», daß der Referent wie

bisher von dem Dircelor des Ausschusseszu eruenncn sei, und in Betreff der Allerhöchsten Proposinonkn,
welche vorzugsweise sorgfältige Vorarbeiten erfordern, wird auf den -><! ^. 1 geäußerten Wunsch ehrer»
bietigst Bezug genommen.

».I .V. 5. Eine hierüber stattgefunden,: Berathung hat das Resultat gehabt, daß die Hälfte der
anwesenden Mitglieder nach dem Antrage des Ausschusses die betreffende, den Ständen überlassene
Befugniß mit dem Zusätze „so weit es die Stände-Versammlung in jedem einzelnenFalle für angemessen
hält" dankbar annehmen zu müssen glaubte, die andere Hälfte aber, des Grundsatzes wegen, Bedenken
trng, die definitive Erledigung irgend einer noch nicht beendigtenAngelegenheit einem Ausschuß zu über¬
tragen, da ein solcher Ausschuß nur als Wahrnehmungs-Orga» betrachtet werden könne. Gleich wie
bei einem ähnlichen Vorgange an dem vorigen Landtage, entschied der mituuterzeichnetcLandtags-Marschall,
indem er dem Antrage des Ausschussesbestimmte.
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».! ». Die Allergnädigst bewilligte Veröffentlichung der Verhandlungen wurde in ihrem ganzen
Umfange mit freudigem Danke angenommen.

«ä 6. Die Allcrgnädigste Absicht, den Landtag in Zukunft alle zwei Jahre zu berufen, entspricht
den längst gehegten Wünschen der Provinz. Die treugchorsamsten Stände wagen es dabei noch, den
Wunsch auszusprechcn, daß die Zusammenbcrufung so frühe als möglich im Monat Mai erfolge, wenn
nicht besondere Umstände die Zusammeuberufung in andern Perioden nothwendig machen.

»<1 U. Ew. Majestät treugchorsamstc Stände erkennen mit dem lebhaftesten und ehrerbietigsten
Danke die Errichtung eines ständischen Ausschusses, aus welcher ein, den Allerhöchsten Zusichcrungcneben
so sehr als den Wünschen der Provinz entsprechender, durchaus zeitgemäßer Fortschritt der in den
Gesetzen begründeten allgemeinen landständischcn Verfassung auf der loyalen Grundlage, auf welcher sie
erwachsenist, unverkennbar hervorgeht.

ES gibt Epochen, in denen wechselseitigesVertrauen und patriotisches Zusammenwirken als höchst
nothwendig anerkannt sind, und es kann eine vereinte Wirksamkeitbei allen Gegenständen der Gesetzgebung
wie überhaupt iu wichtigen Landes.Angelegenheiten, wo es sich um die Interessen mehrerer Provinzen,
oder um das Interesse der Gesammtheit bandelt, für die wahre Wohlfahrt des Staats sicher nur von
den ersprießlichstenFolgen sein.

Den Entwurf anbelangend, welche» Ew. Königliche Majestät geruht haben, Behufs emcr Ver«
ordnnng wegen Errichtung eines Provinzial. Stände-Ausschusses den treugchorsamstenStänden zur Vegut«
achtung vorlegen zu lasseu, so hat es denselben nothwendig gcschicncn, alle rücksichtlich dieses Ausschusses
in dem Allerhöchsten Eröffnungs Dekret enthaltenen Bestimmungen und Zugeständnissein diese Verordnung
vollständig aufzunehmen.

hiernach würde der 5 1. des Enlwurfs ;u ergänzen sei».
».I §z 2 u 3 des Entwurfs, so erscheintdie Zusammensetzungdes Ausschusses iu dem angegebenen

Verhältniß aus den verschiedenenStänden zwar vollkommenangemessen. Soll aber der Provinzial-Aus-
schuß die Provi.n repräsentiren, und das Vertrauen der Stände-Versammluug genießen, dw nur,"
ihrer Gesammtheit als Organ der Provinz zu betrachten ist, dann kann nach dem allerunterthänigsten
Dafürbalten der getreuen Stände auch die Wahl nur von dem gesammten Provinzial. Landtage vollzogen
werden Das Gesetz vom 27. März 1824 bestimmt im Art. 46 ausdrücklich, daß die Mitglieder aller
Staude eine ««getheilte Einheit bilden, und daß sie alle Gegenstände gemeinschaftlich verhandeln
sollen Nur bei Gegenständen, bei denen das Interesse der Stande gegene.nander gesch.eben ,st, soll
nach Art 47. desselben Gesetzes eine Sonderung in Theile statt finden, sobald zwei Drittheile e.nes
Standes, welcher sich durch eiuen Beschluß der Mehrheit verletzt glaubt, darauf dringen. Diese e.nz.gc
gesetzliche zAusnahme von der «„getheilten Einheit scheint aber uicht anwendbar auf d.e Wahl
eines Ausschusses, der uicht über abgesonderte Interessen einzelner Stände, sondern über allgememe^nter.
essen der Proviuz oder über allgemeine Landes-Angelegenheiten gehört werden soll. E.ne Sonderung
d r Stände ist in der Rhein-Proviuz eiue sehr unangenehme Erscheinung; das Gesetz selbst hat sie m
dem einuaen zuläss.gen Falle sehr erschwert; das Resultat einer Wahl nach Ständen kann möglicherweise
nur d e Minorität repräseutiren, und in diesem Falle würde der Ausschuß nicht als Organ des Land¬
tags resv" der Provinz zu betrachten sein. Gesetzt nemlich, aus dem 2<en, 3tcn uud 4te» Stande stimmte
die Minorität zweier Stände mit je 12 Stimmen, zusammen 24 Stimmen, in den Haupt-Vcrwaltungs-
Vrin>ivien mit der Majorität, oder etwa 20 Stimmen aus einem 3ten Stande übereiu, dann würde die
Gelammt Majorität von 44 Stimmen bei der gemeinschaftlichenWahl den Ausschlag geben, bei einer
Wabl nack Ständen aber möglicherweisein der Miuorität bleiben.

Aus diesen Gründen wollen Ew Majestät Allergnädigst gestatte.,, daß die Wahl nicht nach Ständen,
sondert daß sie gemeinschaftlich von der ganzen Stände. Versammlung erfolge.

«ä W 4, 5 und 6 des Entwurfs ist nichts zu ermnern gewesen. 4*



Die treugchorsamsten stände stellen hiernach das ehrerbietige Ersuchen, daß es Ew. Majestät
gefallen welle, den anliegenden, auf Grund ihrer Begutachtung neu umgea.beittte» Entwurf einer Ver»

"Ordnung wegen Errichtung eines Ausschusses der Stände der Rhein - Provinz Allergnädigst zu vollziehen.
Schließlichwünschen die treugehorsamstenStände auch fcrncrweit die Vcfugniß zu behalte», zur Ausrich«

tnug besonderer Geschäfte, die mit den etwa dem Ausschüsseüberwiesencn Vrrwaltungs-Angelegenheiten
nicht in nothwendiger Verbindung stehen, z. B. mit Veaussichtigungeinzelner Provinzial-Institute, wie
bisher, Spezial - E^mmissionen oder einzelne ständische Eommissarien beauftragen ;n dürfen.
In tiefster Ehrfurcht ersterben:e. :c.

Düsseldorf, den 1«. Inni 18äl.

Umgearbeiteter Entwurt
einer Berordlnng wegen Errichtung ei »es Ausschusses der Stünde

der Rheinprovinz.

»ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden itöuig von Preußen :c. :e. haben
erwogen, daß Fälle eintreten können, die es Uns wünschenswert!)machen, auch in der Zeit, wo Unsere
getreuen Stände nicht versammelt sind, Männer, welche sowohl Unser landesherrliches Vertrauen als
das der Provinz besitzen, zu berufen, um Uns ihres Raths zu bedicuen, und ihre Mitwirkung in wich¬
tigen ^'andes-Angelegenheiten, wo es sich um die Interessen einer Provinz, oder um das Interesse mehrerer,
und selbst aller Provinzen handelt, eintreten zu lasse», uud verordnen demzufolge nach Anhörung Unserer
getreuen Stände der Rhcinprovinz, wegen des von dem dortigen Provinzial-Landtage dicscrhalb zu
ernennenden Ausschusseswas folgt:

8 1. Es soll ciu Ausschuß der Stände der Nhcinprovin; gebildet werden, der sich ans Uilscrn
Befehl auch außer dem Landtage zu versammeln hat. Dieser Ausschuß hat zunächst die Bestimmung,
sowohl in besondern, das Interesse der Provinz betreffenden, als in allgemeinen wichtigen Landes-Ange¬
legenheiten diejenigen Gutachten abzugebeu, die Wir von ihm erfordern werden, jeooch ohne daß dadurch
die verfassungsmäßige Wirksamkeit des Provinzial-Landtags beinträchtigt wird. Demnach verbleiben dem
Wirkungskreise des Provinzial-Landtages die im Art. lll, des allgemeinen Gesetzes, wegen Anordnung
der Provinzial-Stände, vom 5. Juni 1823 demselben überwiesenen Attributionen.

Nur wenn die Ansichten der Provinzial» Landtage der verschiedenenProvinzen über die von ihnen
berathenen Gesetz-Entwürfe bedeutend von einander abweichen, oder wenn andere im Laufe der weiteren
Verhandlungen hervortretende Momente dies bedingen sollten, werden Wir eine Ausgleichung durch die
Ausschüsse der betreffenden Provinzen anordnen.

Bei Gegenständen, welche bisher an die Provinzial-Landtage nicht gelangt sind, wegen deren
Wir aber den Rath erfahrner Männer aus den EingesessenenUnserer Provinzen für erforderlich erachten,
wollen Wir die anzunehmenden Haupt«Grundsätze einer Besprechung mit den Ausschüssen unterwerfen
lassen.

§ 2. Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschussessetzen wir auf zwölf hierdurch fest. Seine
Zusammensetzung geschieht in der Art, daß da;» auS jedem Stande in dem Verhältniß Mitglieder
gewählt werden, wie durch das Gesetz vom 27. März 1824 und die Verordnung vom 13. Juli 1827,
die Zahl der Landtags-Stimmen normirt worden ist.

Sofern es von den Mitgliedern des ersten Standes gewünscht werden sollte, als worüber Wir
ihrer jedesmaligen Erklärung entgegen sehen, sino Wir geneigt, dem Ausschüsse noch zwei aus demselben
zu wählende Mitglieder', die jedoch an dessen Verhandlungen nur in Person Theil nehmen können, hinzu»
zufügen. Wegen Ausgleichung des Zahlen'Verhältnisses der Mitglieder für den Fall, daß der Ausschuß.
Unserer getreuen Stände der Rhein «Provinz mit Ausschüssenanderer Provinzial« Landtage zusammen
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trtten sollle. beHalle» Wir uns vor, dann weitere Bestiminung ;u treffen. Der Landtags-Marschall,
dessen Funllio» zu diesem Zwecke künftig von dem Echlnssc des einen Landtages bis znr Eröffnung des
nächstfolgendenfortdauern »oll, ist Mitglied und Vorsitzenderdes Ausschusses. Derselbe wird in die Zahl
der Anöschns)-Mitglieder des Standes, welchemer als Landtags» Mitglied angehört, in der Art mit
eingerechnet, daß während der Dauer seines Amtes für jenen em Mitglied weniger zum Ausschüsse
gewählt wird.

« 3, Die zu diesem Behufe erforderlichen Wahlen erfolgen von den Proviuzial-Landtagen nach
absoluter Stimmen - Mehrheit.

E>,' wird eine Anzahl Stellvertreter, welche derjenigen der Ausschuß-Mitglieder, einschließlich des
Landtags-Marschalls, gleich kommt, in der Art gewählt, daß jeder einzelne Wahlakt in Beziehung auf
die Stelle statt findet, welche der zu Wählende in der Reihenfolge cininhnien soll, nach welche;- die
Stellvertreter vorkommendenFalls cinbcrufcu werde».

Im Fall der Acdindcrung des Landtags-Marschalls werden Wir einen Stellvertreter desselben zur
Führung des Vorsitzes aus dcu Mitglieder» des Ausschussesernennen. In seiner Eigenschaft als Aus--
schuß-Mitglied wird dann der Landtags-Marschall durch Einberufung eines Stellvertreters ersetzt.

Die Wadlen werden durch den Landtags-Marschall als Wahldirigcntcn geleitet, dieselben bedürfl
Unserer Bestätigung.

Z 4. Die Amts-Wirksamkeit der Ausschuß-Mitglieder währt von einem Provinzial-Landtage
bis zum andern.

Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis zur Eröffnung des nächsten
Landtages, auch wenn die Wahl Periode, für welche er als Landtags-Abgcordnctcr gewählt ist, inzwischen
ablaufen sollte.

« 5. Den Ständen wird überlasse», die Wahrnehmung der ausser dem Landtage vorkommenden
Geschäfte der ständische» Verwaltung dem nach den vorstehende»Bestimmungenzu bildendenAusschüsse, oder
nach den, Bedürfnisse auch einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren Ausschüsse zu übertragen.
Sofern die Stände von dieser Vcfngniß Gebrauch machen, bedürfe» ihre dcsfallsigcn Beschlüsse Unserer
Bestätigung, und behalten Wir Uns vor, alsdann ans ihren Antrag wegen des Zusammentritts des
Ausschusseszu diesem Zwecke und wegen der Behandlung der derartigen Geschäfte weitere Bestimmungen
zu treffen.

§ 6. Die Kosten der Ausschüssewcrdeu in derselbe» Art wie die Landtags-Kosten aufgebracht.
Gegeben :c.

en

Allerdurchlauchtigster lc.

Die getreuen Stände der Nhcinprovinz haben in allcrunterthänigstcr Befolgung der durch die Allerhöchste
Kabinets-Ordrc vom 14. dieses erlassenen Bestimmung die Wahl der Mitglieder des ständischenAusschusses
in jedem Stande besonders vollzogen, und es sind dabei durch Stimmenmehrheit gewählt worden:

Im Finstenstande:

Se. Durchlaucht der F ü r st zu S o lm s - H o h e n so l m s - L i ch.
Fürst zu Wied.

Bon der Ritterschaft:
Herr vr» Groote.
Freiherr von Nigal.
Graf von Hompcsch<Nnrich.
Commcrzienrath Kapser.

Als Stellvertreter:

Landrath Freiherr von Hilgers.
Gutsbesitzer Wergifosse.
Geheimer Negierungs-Nath von Hymmen.
Freiherr von Kempis.
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Von den Städten:

Commerzienrath von der Heydt.
Kaufmann Mcrkens.

Brust.
„ Flemming.

Als Stellvertreter.

Kaufmann Hasenelevcr.
H ü f f c r.
Hauptmann.

Non den Landgemeinden«
Gutsbesitzer Lensing.
Landrath a. D. Haw.
Gutsbesitzer Kamp.

„ Aldenhoven.

Als Stell.vertreter:
Gutsbesitzer C. Eetto.

„ Schul t.
„ van Loe.
„ E m m c l.Bürgermeister Prcper.

auf deren Allerhöchste Bestätigung die getreucu Stände hiermit allcrunterthäuigst antragen
In tiefster Ehrfurcht ersterben ?c. :c.

Düsseldorf, den 25. Juli 1341.

Reglement.

Allcrdurchlauchtigster te.

^3w. Königliche Majestät haben geruht, den trengehorsamstcn Ständen der Nheinprovin; den Entwurf
eines Reglements wegen Abhaltung für die Wahlen der Landtags-Abgeordneten und ihrer Stellvertreter
zur Begutachtung vorlegen zu lassen. Dieselben säumen nicht nach pflichtmäßiger Prüfung dieses Gut¬
achten in Nachfolgendemalleruntcrthänigst zu erstatten:

»ä 8 1. Die trcugchorsamstenStände sind der Meinung, daß die Wahl durch absolute Stimmen,
Mehrheit erfolgen müsse, ncmlich durch mehr als die Hälfte der Stimmen der erschienenenWähler,

Die in dem Entwürfe vorgeschlagene Modifikation, wonach auch die Hälfte der Stimmen genügen
soll, wen» darunter die Stimme des nach den Lebensjahren ältesten Mitgliedes befindlichist, scheint
schon darum unstatthaft, weil bei der Abstimmung durch verdeckte Stimmzettel (85 des Entwurfs)
auf authentische Weise nicht zu ennitteln ist, wem der Acltcste gestimmt hat, eine bleßc Versicherung
aber von der Wahl-Versammlung nicht als Beweis zugelassen werden würde, zumal da das älteste
Mitglied öfters Ursache haben mag, das geheime Votum nicht gerne zu veröffentlichen. Ucberdies kann
die Frage, wer der Aclteste sei, bei großer Wahl-Versammlung zu langwierigen Diskussionen, zur Vor-
fordrrung vo» Attesten, und am Ende doch noch zu Nullitäte» Anlaß geben. Daher wird die Weglassuug
jener Modifikation allcruntcrthänigst beantragt.

»cl § 2 fand sich nichts zu erinnern.
»<! 88 3 u. 4. Für eine Präferenz des Lebens-Alters ist kein Grund zu finden; dahingegen scheint

die Entscheidung durch das Loos kürzer und angemessener.
Nach 8 4 würde sodann ein neuer 8 einzuschaltensein, mit der Bestimmung, daß wenn bei der

engeren Wahl zwischen den beiden Kandidaten Stimmen-Gleichheit eintritt, die Wahl nochmals zu
wiederholen ist, und wenn sich auch daun kein entscheidendesResultat ergiebt, das Loos entscheidensoll.

uä 8 5. mollo 6. Die Ermittelung der jüngsten Mitglieder kann, ebenso wie die der ältesten
Mitglieder, oft zu weitläufigen Erörterungen, und selbst zu Nullitätcu führen; dagegen dürfte der
Wahl-Versammlung die Bezeichnung der Scrutatorcn zu überlassen sein.

u<1 8 6, inocln 7. ! .„ ., 5

->ä 8 7, m«z° 8. l 'st ""5" z« cnnner" gewesen.
uä 8 8, moäo 9. Eine Ausdehnung der betreffenden Bestimmungen auf die Wahlen der Städte

«nd Landgemeinden erscheint sehr wünschenswert!), weil auch bei diesen Wahlen keineswegs gleichmäßig
verfahren worden ist, vielmehr bedeutende Abweichungen in dem Wahl-Verfahren vorgekommen sind.
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In Uebereinstimmung mit diesen gutachtlichenBemerkungen haben die trcugehorsamstenStände
den ihnen vorgelegten Entwurf umgearbeitet. Ew. Königliche Majestät wollen geruhen, denselben in
der Anlage gnädigst entgegen zu nehmen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben ,e. :c.
Düsseldorf, den 1L. Juni 1841.

Umgearbeiteter Entwurf
eines Reglements wegen Abhaltung für die Wahlen der Landtags

Abgeordneten und ihrer Stellvertreter.

UHir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen :e. :c. verordnen
zur Beförderung eines gleichmäßigen Verfahrens bei den Wahlen der Landtags «Abgeordnetenund ihrer
Stellvertreter, nach angehörtem Vciratl, Unserer getreuen Stände sämmtlicher Provinzen, was folgt:

8 1. Die Wahl eines Landtags-Abgeordneten und seines Stellvertreters erfolgt, und zwar in
von einander getrennten Wahlhandlungen, für jede dieser beiden Funktionen durch absolute Stimmen»
Mehrheit, in der Art, daß der Gewählte mehr als die Hälfte der Stimmen der erschienenenWähler
erhalten haben muß.

8 2. Finden sich die Stimmen zwischen mehreren Wahlfähigen in der Art getheilt, daß sich für
feinen derselben eine absolute Mehrheit ausgesprochen hat, so sind diejenigen bnden Wahlfähigen,
welche die meisten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl zu bringen.

Z 3. Sind die Stimmen zwischen Dreien oder Mehreren gleich getheilt, so findet eine fernere
Wahl unter ihnen zu dem Zwecke Statt, zu bestimmen, welche von ihnen auf die engere Wahl zu bringen
sind. Ergiebt die weitere Abstimmungkein anderes Ncfultat. als die erste, so ist die Wahl nochmals
zu wiederholen, und falls auch dann noch die Stimmen in derselbenWeise getheilt bleiben, so entscheidet
das Loos, welche zwei Kandidaten in die engere Wahl zu bringen sind.

8 4. Hat einer der Wahlfähigen eine relative Stimmenmehrheit für sich, sind aber nächst ihm
mehrere andere mit einer zwar geringern, jedoch gleichen Etimmcnzahl berücksichtigt,so ist, um festzustellen,
welcher von ihnen mit dem erster« auf die engere Wahl gebracht werden soll, weiter über sie abzustimmen.
Sind deren mehr als zwei, so soll nach Vorschrift des vorhergehenden 8 verfahren, und wenn auch die
zweite Abstimmung nicht zum Ziele geführt hat, durch das i.'oos bestimmtwerden, wer von ihnen ans
die engere Wahl zu bringen ist.

Bei allen Wahlen, welche nur als eine Vorfrage zu dem in diesem und dem vorhergehenden j»
bezeichneten Zweck geschehen, entscheidet die relative Stimmenmehrheit.

§ 5. Tritt bei den engeren Wahlen zwischen den beiden Kandidaten Stimmen-Gleichheit ein,
dann ist die Wahl nochmals zn wiederholen, und wenn sich auch dann kein entscheidendesResultat ergiebt,
soll das Loos unter ihnen entscheiden.

§ (5 moän) 6. Die Wahlstimmm werden mittelst verdeckterStimmzettel abgegeben. Die beiden
mit dem Einsammeln und Eröffnen der Stimmzettel zu beauftragenden Scrutatoren werden von der
Wahlversammlung ernannt. , .

8 (6 m<»<l<.) 7. In jedem Wahltermine sind zuvörderst vom Wahl-Kommissarms den Wählern
die Bescheinigungen über die geschehene Einladung sämmtlicher Wahlberechtigten vorzulegen, uub ist dies
im Wahl-Protokoll ausdrücklichzu bemerken. Demnächst sind in diesem Protokoll sämmtliche erschienene
Wähler mit Angabe des Gutes, auf welchem die Stimme ruht, beziehungsweise des Wahlbezirks,
welchen sie vertreten, genau aufzuführen. Aus demselbenmüssen ferner die Art und Weise der Abst.m.
mnng und die Resultate der Wahl deutlich hervorgehen. In dem Protokolle müssendie Namen Aller,
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welche überhaupt bei der Wahl berücksichtigt sind, mit Angabe der Zahl der auf sie gefallenen Summen,
vollständig aufgeführt werden.

§ (7 »,»>!<,) 8. Diese Bestimmungen finden auch auf die Wahlen der Bezirks-Wäbler im
Stande der Landgemeinden Anwendung.

§ (8 ml.<Il>)9. Die Vorschriften der ZZ l — 7 beziehen sich nur auf die stand,scheu Wahlen,
welche von den zu Landtags-Stimmen berechtigten Städten und Laudgemeinen, sowie nach Kreisen ode:
Wahlbezirken Statt finden. In Ansehung der Wahlen einzelner zu Landtagsstimme!! berechtigter Corpo.
rationen bleibt es bet der bisherigen Verfassung.

Gegeben :c. :c.
_____________

Allcrdurchlauchtigster ,c.

, KrnciUn. l^^ Majestät Allerhöchstem Befehle zufolge haben die zum sechsten rheinischen Landtage versammelten
>„«c getreuen Stände den ihnen zur Begutachtung gnädigst zugefcrligte» Entwurf zu einer Verordnung über

die Befugnisse der Krcisständc in der Nhcinprovinz, Ausgaben zu beschließe» und die Kreis-Eingesessenen
dadurch zu verpflichten, in Erwägung genommen.

Die rheinischen Provinzial-Ctändc erkennen in dieser Allerhöchsten Proposition die landesväterliche
Sorgfalt für die Entwickelung und Vcrvollkummnuug der bestehenden Institutionen um so mehr mit
dem Gefühle des ehrerbietigsten Dankes an, als die Bestimmungen des Entwurfs den Bitten, welche der
fünfte rheinische Landtag in Ansehung der den Krcisständen einzuräumenden Befugnisse an den Stufen des
Thrones allcruntcrthänigst niedergelegt halte, im Wesentlichen entsprechen.

Nachdem durch Allerhöchste Verordnung vom 2ü- März 1839 des Hochseligen Königs Majestät
auf die Bitte der Provinzial-Stände die Verstärkung der Vertretung des größer,: Grundbesitzes in den¬
jenigen Kreisen, wo nicht mindestens fünf landtagsfäm'ge Rittergutsbesitzer sich befinden, durch Zuziehung
enicr verhältnismäßigen Zahl von Kreistags - Abgeordneten aus den meistbcgülerten ländlichen Grund¬
besitzern, die erbetene Vermehrung theilweife der den größern Städten beigelegten Stimmen, so wie auch
die Festsetzung einer gewissen Dauer für den im Stande der Städte und Landgemeinden zur Wählbar«
keit qualisicirendcn Besitz zu verfügen geruht, wird das kreisständische Institut durch die Bestimmungen
der vorliegenden Allerhöchsten Proposilion, wenn die Einführung der Eommunal - Ordnung wird statt»
gehabt haben, den Grad von Vollendung erreichen, welchen die Vcrhällnisse der Gegenwart wünschens»
werth machen.

Die Ständc-Verfammlnng hat sich den günstigen Einfluß gedacht, welchen das der lang erwarteten
Gcmeindc-Ordnuug zum Grunde liegende Wahlsystem ans die zukünftige Zusammensetzung der Kreisständc
ausüben werde, und dabei die Ansicht aufgeuommcn, daß es wünschenswert!) sci, letztern die im Ent¬
würfe enthaltenen Befugnisse nicht eher zu ertheilen, als bis nach crfolgtcr Publikation der Commnnal-
Ordnung.

Bei der pflichtmäßig vorgenommenen Berathung des Entwurfs haben die treu gehorsamsten Stände
von der Zweckmäßigkeit der darin ciuhaltenen Anortmiugen im Allgemeinen sich leicht überzeugen können.

Die Bemerkungen, welche sie alleruntertl)ä»igst vorzubringen sich erlauben, beziehen sich auf die
8j -i, 5 uno C, des Entwurfs. In der Berathung über dieselben hat man die Nothwendigkeit erkannt,
b i dem ersten einen durch Erfahrung augerathenen Zusatz zu machen, der sich auf Bewilligung von Zu¬
schüssen zu baulichen Einrichtungen oder sonstigen Vortheilen bezicht, und bei dem zweiten, durch Festsetz¬
ung eines Mariini von 10 Prozent von sämmtlichen direkten Steuern und der Mahl- und Echlachtsteuer,
die Befugniß der Krcisstäude, die Krcis-Eiugescsscucn zu besteuern, zu beschränken. Eine fernere für
angemessen gehaltene Modifikation betrifft die in dem § 6 vorbehaltcnc Allerhöchste Entscheidung, ob der
Betrag der votirtcn Ausgabe die Kosten zur Ausführung des trcisständischcn Beschlusses vom ganzen
Kreise, oder von dem betreffenden Theileodcr Sta nde allein aufzubringen sind. Die Stände - Versammlung
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Hai Rücksicht genommen auf die Verhältnisse der Provinz, in welcher die Sonderung der Stände nicht
in der Art hervortritt, baß bei Kreis - Einrichtungen und Anlagen das Interesse des einen Standes
gegen den andern als überwiegend und ausschließlich betrachtet werden könnte, so daß es billig schien,
die im §6», vorgesehene Ausnahme auf die Fälle zu beschränken, in welchen der Stand sich erbötig
erklärt, die Ausführungskostcn in sich aufzubringen. Die zum sechsten rheinischenLandtage versammelten
Stände richten demnach an Ew. Majestät die allerunterthänigste Bitte, daß es Allerhöchstdenselben
gefallen möge, die fragliche Verordnung in der begutachtete»Fassung, wie sie die Anlage nachweiset, in's
Leben treten zu lassen, sobald die Publikation der erwarteten Communal-Ordnung wird stattgehabt haben.

In tiefster Ehrfurcht ersterben,c. :c.
Düsseldorf, den 30. Juni 1841.

Entwurf einer Verordnung
über die Befugnisseder Kreisstände in der Nheinprovinz, Ausgaben zu

beschließen und die Kreis-Gingesessenen dadurch zu verpflichte,,.
33ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen, :c. ,c., ver¬
ordnen, nach Anhörung des Gutachtens Unserer getreuen Stände der Nheinprovinz, zur Ergänzung der
im 8 53 der Kreis-Ordnung vom l3. Juli 1827 gegebenen Bestimmungen, was folgt:

8 1. Die Krcisstände sind ermächtigt, zu nachstehenden Zwecken mit der Wirkung, daß die Kreis»
Eingesessenendadurch verpflichtet werden, Ausgaben zu beschließen:

». zu gemeinnützigenEinrichtungen uno Anlagen, welche in den Interessen des gesammten Kreises
beruhen;

!,. zur Beseitigung eines Nothstandes.
8 2. Wenn die streift im Besitz von Kreis - Communal»Fonds sind, steht den Kreisständen frei,

zu den vorgedachtcn Zwecken,vorbehaltlichjedoch des Aufsichts- und Genehmigungsrechts der betreffenden
Königlichen Regierung, über die jährlichen Nutzungen derselben, so wie über die ersparten Nevenüen aus
den letzten fünf Jahren, zu disponiren. Diese Dispositionen'Vcfngniß erstreckt sich indeß nicht auf daS
Kapital Vermögen der Krcis-Communal-Fonds, zu welchenauch die Ersparnisse aus früheren Perioden,
wie die vorstehend erwähnte, gehören.

8 3. Sollen die Mittel zu Erreichung der im 8 1 erwähnten Zwecke durch Beiträge oder Leist¬
ungen der Kreis-Eingesessenenbeschafft werden, so bedarf auch ein hierüber gefaßter Beschluß der Bestä¬
tigung der Regierung, der jedesmal durch das Plenum derselben zu ertheilen ist.

8 4. Zulagen für Unser Krcis-Beamten-Personale, sie mögen sich auf bauliche Einrichtungen oder
sonstige Vortheile beziehen, und Zuschüsse zu den Bureau »Kosten des Landraths können von den Kreis»
ständen überall nicht bewilligt werden.

8 5. Beschlüsse über Beiträge oder Leistungen der Kreis-Eingesessenensind auf solche zu beschränken,
welche innerhalb der beiden nächsten Kalenderjahre, von der Bestätigung des Beschlusses an gerechnet,
aufgebracht werden. Solche Beiträge und Leistungen sollen aber den Marimal-Satz von zehu Prozent
von sämmtlichendirekten Steuern und der Mahl- und Schlachtsteuer nicht übersteigen dürfen.

8 6. Ausnahmen von den vorstehenden Bestimmungen wollen Wir in einzelnen Fällen, wenn auf
besonderen Verhältnissen beruhende, erheblicheGründe dafür sprechen, dahin gestatten, daß dann

«. auch über solche Einrichtungen und Anlagen Beschluß gefaßt werden darf, bei denen nur ein Theil
des Kreises oder ein einzelner Stand interessirt ist, vorausgesetzt, daß im letztern Falle der betref«
sende Stand die dcsfalls erforderlichen Kosten in sich aufzubringen erbötig ist; ungleichen

K, Dispositionen über das Kapital der Krcis-Communal-Fonds, so wie
«-. Bewilligungen, welche über die Dauer von zwei Kalenderjahren hinausgehen,

5
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stattfinden können, jedoch mit der Maaßgabe, daß dazu jederzeit Unsere ausdrücklicheGenehmigung erfor-
derlich sein soll, wobei Wir in dem »»I» «. vorgesehenen Falle Uns die Entscheidung vorbehalten, ob die
Kosten zur Ausführung des Beschlusses vom ganzen Kreise, oder dem betreffenden Theile oder Staude
allein aufzubringen sind.

8 7. Bei jeder in Gemäßheit der Bestimmungen dieser Verordnung an die Kreisstände zu brin»
genden Proposition soll ein ausführlicher Vorschlag zu dem Beschlusse,welcher

». über den Zweck desselben,
I,. die Art der Ausführung,
o. die Summe der zu verwendenden Kosten, und
»1. die Aufbringungsweisc

das Nöthige enthält, ausgearbeitet und sowohl allen nach den Bestimmungen »ul, ^ und l! 8 4 der
Kreis-Ordnung zur Führung einer Mrilstimme berechtigtenMitgliedern des Kreistages, als den Gemeinde-
Räthen sämmtlicher nach den Vorschriften »ul» 6. und U daselbst stimmberechtigtenCommunen vier
Wochen vor dem zur Berathung und Bcschlußnahmc darüber anberaumten Termine in Abschrift zuge¬
fertigt werden. Die Gcmcinde-Näthe sind dabei aufzufordern, vor diesem Termine ihre Gutachten über
den Vorschlag schriftlichabzugeben, welche demnächstauf dem Kreistage den versammelten Ständen vor«
zulegen sind.

8 8. Zur Gültigkeit eines nach den Bestimmungen dieser Verordnung zu fassenden Beschlussessoll
überhaupt eine Stimmenmehrheit von zwei Drittel der anwesenden Mitglieder des Kreistages erforderlich
sein; jedoch wenn auch diese vorhanden sein sollte, ein Beschluß für nicht zu Stande gekommenerachtet
werden, sofern die Krcisständc in Theile gegangen sind, und zwei Stände sich gegen denselben ausge«
sprechen haben. Wenn mir ein Stand in der durch die Kreis-Ordnung festgesetzten Form eine abwei¬
chende Ansicht erklärt hat, bleibt die EntscheidungUnsern Ministern des Innern und der Finanzen vorbehalten.

Gegeben :c. :c.

Allcrdurchlauchtigster <e. ie.

, Die «todt Ew- Majestät haben in dem AllerhöchstenProposilions - Dekret vom 30. April c. «ul> Nro. 16, den
Neust«« Ucbergang der Ortschaft Neustadt in den Stand der Städte betreffend, Allerhöchstihren, zum sechsten

»eti«ff«>>d. ^l,h,^ versammelten treu gehorsamsten Ständen der Nhcinprovinz, weil es sich um eine Veränderung
der Verordnung vom 17. Juli 1827 handele, Allcrgnädigst den Auftrag zn ertheilen geruht, ein moti>
virtcs Gutachten über das Gesuch von Neustadt, so wie auch darüber, in welchen städtischenCollectiv-
Verband, im Falle der Allergnädigsten Berücksichtigung des Gesuchs, dasselbe als Stadt aufzunehmen
sein möchte, zu überreichen. —

Neustadt gründet seine alleruntcrthänigste Bitte, im Stande der Slädte vertreten zu werden:
1) Auf das Alter der verliehenen städtischen Berechtigung, welche ihm nach der Erbauung des

Schlosses im Jahre 1301 als dem Hauptort der reichsunmütelbarcn Herrschaft Ncustabt-Gimborn
von dem Grafen von der Mark ertheilt, und mit mehrern Privilegien verliehen wurde;

2) Auf das Zuuchmcn der Bevölkerung und die dcrmalige Wichtigkeit, welche die gewerbliche
Industrie, die doch im Stande der Städte vertreten werden solle, gewonnen habe.
Gemäß den statistischen Nachrichten, welche dem Landtage durch den KöniglichenVandtags-Commis»

sarius mitgetheilt sind, zählt Neustadt jetzt über 800 Einwohner, welche sich neben unbedeutender Acker,
wirthschaft zum größten Theil durch die daselbst bestehenden Strumpf-Fabriken ernähren. Unter 37 Gewcrb«
treibenden, welche jährlich 236 Tt)lr. Gcwerbsteuer bezahlen, sind 11 Kaufleute mit kaufmännischen Rechten,
meist Inhaber von Strumpfwcbereicn, welche 134 Thlr. an Gcwerbsteuer bezahlen. — Der Gcwcrbs«
Betrieb hat sich in den letzten Jahren fortwährend gehoben, und wird sich anscheinend immer noch mehr heben.

Unter diesen bestehendenVerhältnissen glauben die treu gehorsamsten Stände Ew. Majestät eben¬
falls die Bitte zur AllerhöchstenGenehmigung alleruntcrthänigst vorlegen zu dürfen, die Ortschaft Neu¬
stadt in dem Stande der Städte künftig vertreten zu lassen.



33

Was den Collcctiv-Verband betrifft, in welchemNeustadt, im Falle Ew. Majestät geruhen sollten,
diese Bitte zu genehmigen, wohl vertreten werden könnte, so glauben die treu gehorsamstenStände aller«
untcrthänigst in Vorschlag bringen zu dürfen, daß Neustadt in den Verband der Städte Dcutz, Mülheim,
Gladbach, Gummcrsbach, Wipperfürth, Sicgburg und Königswintcr Allergnädigst aufgenommen werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben ,c. ,c.
Düsseldorf, den 21. Juli 1841.

AUerdurchlauchtigfter,e. «.
^«> 5. lehrer.V«»»
>3w. Königliche Majestät haben nach dem Allerhöchsten Propositions.Dckret vom 30. April dieses Jahres <"""">
Nro. 7 dem RheinischenProvinzial» Landtage bcn Entwurf eines Pcnsions-Neglements für die Beamten
der höheren Lehr-Anstalten zur Begutachtung Allergnädigst vorlegen zu lassen geruht.

Mit dem ehrerbietigsten Dank wird die landesvätcrliche Fürsorge Ew. Majestät für diesen so
wichtigen und mühevollen Lehrer-Stand erkannt, und der Landtag hat nach vorgängiger Berathung das
Reglement mit einigen geringen Modifikationen angenommen, jedoch den z 19 dahin abzuändern und
beantragen zu müssen geglaubt, daß in der Regel der Staat die Pensionirung übernehmen möge, wenn
nicht dritte durch besondere Rechts »Titel dazu verpflichtet seyen, weil

1) die Anstalten selbst zu unvermögend sind, außer ihren laufenden Ausgaben, die sich im Laufe
der Zeit durch die erhöhten Ansprüche, die an sie gemacht werden, außerordentlich vermehrt
haben, auch noch die Pensionirung zu gewähren, überdies diese Anstalten nicht für sich,
sondern für den Staat arbeiten, indem sie Vorbercitungs-Schulen für künftige Beamte, Künstler
und das höhere bürgerliche Leben sind, mithin auch eher dem Staate als ihnen selbst die
Verpflichtung zu Pensionirung der Lehrer obliegen dürfe; weil

2) nur selten Anstalten sich finden, bei welchen Dritten durch besondereRechts-Titel die Verpflich¬
tung zu deren Unterhaltung und Pensionirung der Lehrer obliege, die Zuschüsseaber in der
Regel von den Gemeinden gefordert werden, die ohnehin schon bei der Unzulänglichkeitihres
Pmrimonial-Vermögens ihre laufenden Ausgaben zu bestrcitcn nicht im Stande sind und
deshalb sehr bedeutende Beischläge nach dem Steuerfußc erheben müssen, zu weiteren Bei»
schlagen zu Pensionirung der Lehrer nicht herangezogen werden können,

und endlich, weil
3) der Staat in der Nhcinprovinz die Lehrer allgemein beruft, ihm auch wohl zuletzt die Ver¬

pflichtung obliegen müsse, dieselbenzu pensioniren, um so mehr, als die Staats-Einkünfte zu
solchen gemeinnützigenZweckenbestimmtsind.

Wenn dies von Ew. Königlichen Majestät Allergnädigst genehmigt wird, als worum wir
unterthänigst bitten, so wird es keiner besonderen Pensions-Anstalten weder für den ganzen Staat, noch
für die Provinz, noch für jede einzelne Anstalt bedürfen, da der Gegenstand ganz so zu behandeln seyn
dürfte, wie ihn das allgemeine Pension«;-Reglement für die Civil-Beamten enthält, wodurch dann alle
weiteren Kosten einer besonderen Anstalt vermieden werden.

Die wenigen einzelnen Modisicationcn und Abänderungen haben wir mit den dafür sprechenden
Motiven in der Anlage zusammen gestellt, und indem wir dieselbe alleruntcrthcinigstüberreichen, ersterben
wir in tiefster Ehrfurcht

Düsseldorf, den 7. Juli 1841.

5»
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Umgearbeitetes Pensions -Neglement
für die Beamten der höheren Lehr-Anstalten.

Der § 5 des Civil-Pensions. Reglements vom 30. April 1825 bestimmt, daß dasselbe auf die Geist,
lichkeit, das gesaunutePersonal der Universitäten, der übrigen höheren und städtischen Unterrichts-Anstalten
und der Ortsschulen keine Anwendung leiden, vielmehr hinsichts derselben es bei den Grundsätzen, welche
die bestehendeGesetzgebungfür die Emcritirung, Bewilligung von Gnadengehältern u. s. w. bereits fest¬
gestellt, verbleiben, oder nach Befinden weitere spezielleVerordnung ergehen solle.

Ueber Emeritirnng und Pensionirung des gesammten LchrstandeS fehlt es jedoch an solchen aus¬
drücklichen gesetzlichenBestimmungen, weshalb die für diesen Fall vorbehaltene Verordnung hierdurch
nachstehenderfolgt:

§ 1. Die gegenwärtige Verordnung betrifft nicht die Lehrer der Elementar - Schulen.
§ 2. Dagegen soll ein Anspruch auf lebenslängliche Pensionirung nach den weiter folgenden Be¬

stimmungen der gegenwärtigen Verordnung zustehen: den Directorcn, Nectoren, Lehrern und Beamten
der Gymnasien, Progumnasicn, Seminarien,, Taubstummen- und Vlinden-Anstalten, Kunst« und höheren
Bürgerschulen und der Garnisonschulcn, wenn sie:

1) lebenslänglich angestellt sind,
2) ihren Unterhalt hauptsächlich aus dem Dienstverhältniß bei den genannten Anstalten beziehen,

und wenn sie
3) nach einer bestimmten Dienstzeit,
4) nach einer pflichtmäßigen Dienstführung,
5) durch physisches Unvermögen oder Schwächung der Geisteskräfte und der intcllectuetlcn Thä¬

tigkeit dienstunfähig geworden sind.
8 3. Die nachstehendenVorschriften finden daher keine Anwendung auf Amtsverbindungcn, deren

Dauer durch die Natur des Geschäfts oder durch ausdrücklicheBestimmung auf eine bestimmteZeit ein¬
geschränkt oder durch den Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung bedingt ist. Wenn jedoch Stellen
der letztern Art vcrsorguugsbcrechligtcn Militairpcrsoncn übertragen werden, so soll auf solche die
Cabincts-Ordre vom 25. Mai 1828 wegen der im Communaldienste angestellten Invaliden Anwen¬
dung leiden.

§ 4. Nicht weniger sind solche Individuen ausgeschlossen,deren bei den im 8 2 gedachtenAnstalten
zu leistende Dienste für diese Individuen nur Nebenbeschäftigungensind, wie z. A. bei Zeichnen» und
Gesanglehrern, Aerzten, Chirurgen, der Fall sein kann.

8 5. Der im 8 2 zugestandene Anspruch soll in der Regel erst nach zurückgelegtem15. Dienstjahre
in Gültigkeit treten. Bei besondern Umständen und vorzüglich bei ausgezcichncler Vcrdicnstlichkeituud
nachgewiesenerVcrmögenlosigkeitsoll jedoch auch schon nach kürzerer Dienstzeit eine, den Verhältnissen
angemessene,Pension ausnahmsweise zugestanden werden dürfen.

z 6. Ist die Dienstunfähigkci», auf welche der Pcnsions-Anspruch gegründet werden soll, nur
relativ und der Beamte noch ein anderes Amt zu bekleiden fähig, dessen Verwaltung für ihn weder De¬
gradation noch Verlust am bisherige» Dicnstcinkommcnin sich schließt, so kann die Pensionirung eher
nicht eintreten, als bis entschiedenist, daß ein solcher anderwcitcr Gebranch von demselben nicht zu machen
ist. Lehrer und Beamte, welche zur theilweisen Verwaltung ihres Amtes nach dem Ermessen der vorge¬
fetzten Behörden noch die Fähigkeit besitzen, sind verpflichtet, einen Theil ihres Einkommens nach dem
Ermessen der Behörden zur Besoldung eines geeigneten Gehülfen abzutreten. Jedoch soll ihnen dabei
mindestens die Hälfte des bisherigen Dienst-Einkommens unverkürztverbleiben, und wenn ihre Pensionirung
späterhin noch eintritt, die Pension nach dem vollen Gehalte berechnetwerden.

§ 7. Bei Beurtheilung eines Pcnsions-Anspruches, bei welchem die in 8 2 erwähnten Bedin¬
gungen zutreffen, kommen die Vermögcus- und Familien-Verhältnisse nicht in Betracht.
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§ 8 Die Dienstzeit, welche der Berechnung über die Dicnstdaucr (§§ 5 und 11) zum Grunde
zu legen, fängt mit dem Datum der ersten eidlichen Verpflichtung, oder, da eine solche früher bei den
Beamten der Lebranstalten nicht überall üblich gewesen, mit deren ersten Einführung in den Dienst an.
Hatte jedoch der Beamte damals das zwanzigsteLebensjahr noch nicht zurückgelegt,so wird die Dienstzeit
erst vom Anfange seines ein und zwanzigstenLebensjahres an gerechnet, und die früher un Dienste zuge-
brachte Zeit nicht berücksichtigt. , ^, ^ . ><...„

8 9 Nur diejenigen Jahre werden angerechnet, welche der Beamte un Dienste cmcr der un §2
gedachten Anstalten und sonst im öffentlichenDienste zugebracht hat, ohne Unterschied jedoch, ob diese
Dienste in ununterbrochenerFolge stattgefunden haben oder nicht, so wie denn auch eine solche Zwischenzeit,
in welcher der Beamte etwa auf Wartegeld gesetzt gewesen ist, mit zur Berechnung kommt.

Selbst die im Auslande geleisteten Dienste kommen in Anrechnung, wenn der Beamte in den
inländischenDienst berufen worden ist, und die Anstellung in demselbennicht lediglich i» Folge des Gesuches
des Beamten, sondern vorzugsweise im Interesse des Staats und des öffentlichenUnterrichts erfolgte.

Dagegen werden die Jahre einer freiwilligen Dienftlosigkcit nicht gerechnet.
z 10 Für die bei den im z2 genannten Instituten angestellten Beamten, die vorher im Militair

gestanden haben, kommt auch die im activen Militärdienst zugebrachteZeit, unter Zugrundelegung der
Bestimmnngcn, die der s 11 des Civil-Pcnsions. Reglements en.hält, znr Anrechnung.

§ 11 Bei Bestimmung der Höbe der Pension soll Dicnstdancr und Besoldung, jene nach den
vorbestimmtcn Grundsätzen, diese nach dem Betrage des Einkommens berechnet, in dessen Genuß sich der
Beamte zur Zeit der Entlassung befindet, zum Grunde gelegt werden, und sollen folgende fünf Abstu.
fungcn stattfinden. c« .- ^ ^

" Klasse Dienstdauer Pcnsionssatz
I. vom zurückgelegten 15 bis 20 Dienstjahrc ^^'

II. „ „ 20 „ 30 „ Z/3D
II!. „ „ 30 „ 40 „ sKZ
IV. „ „ 40 „ 50 „ NT«
V. „ „ 50 » „ «^

z 12. Da die Pensionen zugleichin der Absicht gegeben werden, um den nothwendigen Unter,
halt der Beamten zu sicher.,, so wird bei Stellen der Art, wo die Dienstleistungen blos in mechanischen
Verrichtungen nnd gemeiner Arbeit bernhen, das Minimum der Pension auf die Summe von 40 bis
9N Tbaler iäbrlich festaesetzt, iunerhalb welcher Grenze die Bestimmung den Umstanden nach zu treffen ,st.
96 Thaler^»hrüch ftstgesetzt,^..^^„^„^, von welchemdie Pension nach 8 12 einen Theilbetrag

ausmacht^chzn^.ehen:^ ^ ^^ ^ ^ Anstellungs-Patenten, Neseripten Dekreten °der i« den
von den competenten Behörden vollzogenen Verwaltungs-Etats ausgedruckt ist, ausschließlich
jedoch der etwa nur zum Ersatz eines von den Beamten des Dienstes wegen zu bestreuenden
Aufwandes gewährten Summe;

l.-» der Werth der Amtswohnung, wenn derselbe bei der Geldbesoldung entweder ausdrücklich
in Abzug gebracht ist, oder daraus berichtigt werden mnß. Erhält dagegen der Beamte außer
der Besoldung auch noch freies Quartier, so findet eine Anrechnung nicht statt;

e) die Zurechnung freier Feuerung und freien Lichts ist nur zulässig, wenn die Emolumcnie bei
der Festsetzung der baaren Geldbesoldung davon in Abzug gebracht und dem Beamten als Ge«
Haltstheil angerechnetworden sind; ^ ^ ^. .^ ., > «, ^.

H) Natural. Bezüge an Getreide und andern Fruchten sind nach den Etatsprelsen m Anrechnung
zu bringen; .... ^ ». .

°) Bei Dienst-Grundstücken wird der Ertrag angenommen, w,e solcher dem Beamten zur Err«.
chung der etatsmüßigen Dienstbcsoldung in Zurechnung gestellt ist;
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s) Dienst-Emolumentc, die ihrer Natur nach steigend und fallend sind, z. B. Antheil am Schul¬
gelde, werden nach dem Betrage, mit dem sie in den Etats aufgeführt sind, angerechnet;

«-) Bloß accidentcllcr Dienstgenuß, z. B. Douceurs, Remunerationen, Gratifikationen und andere
solche, wenn gleich rechtmäßig, außer dem eigentlichen Amts« Einkommen bezogene Vortheil«
kommennicht zur Anrechnung.

8 14. Der Bewilligung der Pension an den zu entlassenden Beamten muß die genaue Erörterung
der Beweggründe der Entlassung und der hierbei zur Sprache gebrachten faktischen Umstände vorausgehen.

8 15. Trägt der Beamte auf Entlassung mit Pension an, so muß er ausführlich die Umstände
anzeigen, die sein Austreten aus dem Amte nöthig machen, und die Gründe auseinandersetzen, auf die
er das Pensionsgesuchstützt. Auf diese Vorstellung hat die Behörde, dessen pflichtmäßige Dicnstführung
vorausgesetzt, eine genaue Untersuchung aller, die Nothwendigkeit des Austritts aus dem Dienste bedin»
genden Umstände vorzunehmen und namentlich zu prüfen, ob der Beamte nach Maaßgabe der Bestim¬
mungen des § 6 nicht etwa zur Uebernahme eines andern Amtes noch fähig oder zur theilweiscn Fort»
Verwaltung des bisherigen Dienstes unter Annahme eines Gehülfe» im Stande sei, die hierbei sich er¬
gebenden Zweifel vollständig zu erörtern, und wenn die Sache zur Entschließung reif ist, die Entscheidung
mittelst gutachtlichenBerichts nachzusuchen.

8 16. Findet dagegen die vorgesetzteBehörde die Entlassung wegen eingetretener Dienstunfähig«
keit nöthig, und die Bewilligung der Pension nach den Vorschriften dieses Reglements gerechtfertigt, so
ist von derselben unter Auseinandersetzung der den Antrag bedingendenGründe die Entscheidung ebenfalls
zu ertrabiren.

Betrifft der Fall Beamte, die von Stiftungen oder Corporationcn und Communen berufen,
respcctive ganz oder zum Theil besoldet werden, so ist von der Bericht-Erstattung »ll §§ 15 und 16 mit
dem Patron oder Compatron der Stelle zu commuuicircn und demselben von den zu machenden Anträgen,
Behufs etwaiger Erklärung, Kenntniß zu geben, so wie, wenn darüber das Einverständnis) des Patrons
oder Compatrons ni! t zu erlangen wäre, dessen Einspruches bei Nachsuchungder Entscheidung, die dann
auch darüber erfolgen muß, zu erwähnen.

8 17. Bei der Entscheidung wird zugleich nach den im 8 11 normirten Sätzen und unter Berück»
sichtigungder übrigen, im gegenwärtigen Reglement vorgeschriebenenBedingungen, die Höhe der Pension
durch die entscheidendeBehörde sclbstständigbestimmt.

8 18. Die Behörde, der in den §§ 5, 6, 12, 15, 16 und 17 bezeichnetenFällen, so wie über¬
haupt in den Angelegenheiten, welche die Anwendung dieses Reglements betreffen, die Entscheidung zu-
steht, ist der Minister der Geistlichen und Untcrrichts-Angelegenhcitcn. Nicht minder wird von ihm über
Beschwerden entschieden, die gegen das Verfahren und die erfolgten Anträge erhoben werden. Beruhigt
sich der Ncklamant hierbei nicht, so wird dessen Beschwerdeim gesammten Staats-Ministcrio zur Erör¬
terung gebracht und durch Stimmen-Mehrheit definitiv entschieden. Ein Necurs an die Gerichtshöfe
findet weder wegen der erfolgenden Pcnsionirung, noch wegen einer behaupteten PensionS-Berechtigung,
noch wegen der zu bewilligenden Pensious-Summe statt.

8 19. Die Pension leistet der Staat, wenn nicht Dritte durch besondere Rechts-Titel dazu ver¬
pflichtet sind.

8 20. Die Lehrer und Beamten der in 8 2 genannten Anstalten, sollen in Rücksichtder ihnen
durch die gegenwärtige Verordnung zugestandenen Ansprüche auf Pension nach folgenden Abstufungen
Beiträge von ihrem Einkommen zur Erleichterung der die Pension gewährenden Kasse entrichten:

») von einem Dienst-Einkommen bis mit 400 Thaler....... 1 Procent;
l>) von einem Dienst-Einkommen über 400 Thaler bis mit 1000 Thalern tz „
e) bei höhcrem Einkommen wird für das erste Tausend ebenfalls ... 1^. „

für die Beträge innerhalb des zweiten Tausends.......2 „
für die Beträge innerhalb des dritten Tausends.......3 „

an Beitrag entrichtet.
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In diesen einzelnen Abstufungen selbst werden die Proccntsätzc nur von 50 Thaler zu 50 Thaler
berechnet, so daß das, was unter 50 Thaler oder zwischen 50 Thaler und 100 Thaler ist, nicht zur
Berechnung kommt.

§ 21. Die im § 20 vorgeschriebenenPcnsious-Beiträge werden von demselben Dienstgenusseent»
lichtet, welcher der Berechnung der Pension des betreffenden Beamten nach 8 11 zum Grunde gelegt
und nach den im z 13 vorgeschriebenenGrundsätzen ermittelt wird.

8 22. Die Pensions-Bciträge werden mit Einschluß desjenigen Theils, welcher für das steigende
und fallende Einkommen (8 13, Lit. l) entrichtet werden muß, durch Abzüge an der Geldbesoldung
berichtigt, und von der die Gcldbcsoldung zahlenden Kasse der die Pension zahlenden Kasse verrechnet,
dürfen aber zu anderweiten Ausgaben nicht verwendet werden, sondern müssen für sich einen besonders
zu berechnendenFonds bilden.

§ 23. Jeder neu angestellte Beamte, auf welchen das gegenwärtige Ncglcmcnt Anwendung leidet,
soll den zwölften Theil der ihm beigelegten Dienst« Einnahme, so wie jeder schon angestellte Beamte
den zwölften Theil der künftig zu empfangenden Gehalts-Erhöhung als Beitrag zu der Kasse, aus
welcher ihm dereinst die Pension zu Theil werden muß, im Laufe des ersten Dicnstjahres oder desjenigen
Dicnstjahrcs, in welchemdie Gchaltsvcrmchrung stattfindet, in vierteljährigen Raten durch Abzug von
der Gcldbcsoldung entrichten, und wird dabci von dcr die Gcldbesolduug zahlenden Kasse eben so, wie
nach vorstehenden 8Z wegen Verrechnung der Pensions-Bciträge bestimmtworden, verfahren.

8 24- Pensionairs, welchen die Erlaubniß, ihre Pension außerhalb der Monarchie verzehren zu
dürfen, ertheilt wird, erleiden einen Abzug von zehn Prozent der Pension zu Gunsten derjenigen Kasse,
welche die Pension entrichtet.

3 25. Die Pension bleibt den Hinterbliebenen des Pcnsionairs für den Sterbe-Monat und für
den darauf folgenden Monat.

§ 26. ") Die Pension wird eingezogen, wenn der Pensionair eines vor erfolgter Pensionirung
verübten Verbrechens überführt wird, wegen dessen, wenn es während seiner Dienstzeit
zur Sprache gebracht worden wäre, vom Nichter außer dcr Kriminal-Strafe noch auf
Dienstcntsetzungerkannt worden sein würde. In Fällen dieser Art ist daher künftig das
Erkenntniß auf den Verlust dcr Pension mit zu richten.

K) Verübt dcr Pensionair während des Pensions-Genusses ein gemeines Verbrechen, wegen
dessen, wenn es während dcr Dienstzeit verübt worden wäre, außer der Kriminalstrafe
auch auf Dienstcntsetzung erkannt worden sein würde, so geht er auf die Dauer der
Strafzeit dcr Pension verlustig. —

o) Sollte der Pcnsionair in einem öffentlichenDienste wieder angestellt werden, so »er«
bleibt ihm die Pension nur insoweit, als das Einkommen dcr ncuen Stelle das frühere
bei der Pcnsions»Berechnung zu Grunde gelegte Dienst-Einkommen nicht erreicht.

ANerdurchlauchtigfter ,e. ,e.

Ew. Königliche Majestät haben den zum sechsten Rheinischen Landtage versammelten treugehorsamsten e. F°rsi.««»
Ständen den Entwurf zu einer allgemeinenForst- und Iagd-Polizei-Ordnung unv einer Verordnung übcr^^"'«»'
Jagdvergehen zur Begutachtung gnädigst vorlegen zu lassen geruht; es habe» dieselben diesen wich,
tigen Gegenstand einer sorgfältigen Prüfung unterworfen, und erlauben sie sich mehrere Modifikationen
und Abänderungen, welche sie mit Rücksicht auf den Landes-Culturzustand sowohl, als auch auf die
bestehendenallgemeinen Gesetzefür rathsam und nothwendig erachtet haben, allcruntcrthänigst in Antrag
zu bringen, und dieselben in den anlicgiüdcn umgearbeiteten Entwürfen nebst den Motiven aufzunehmen.
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Die treugehorsamften Stände glaube,, noch bemerkenzu dürfen, daß die begutachtete Jagd-Gesetz»
gebung, obgleich in allen ihren Strafbestimmungcn sehr gemildert, doch noch mehrere andere enthält,
die bei der Berathung vou der Minorität sehr bestrittcn worden sind.

Die von einer unter zwei Drittel gebliebenen Majorität und von der Minorität geäußerten
abweichendenAnsichten bei mehreren §8 sind nachstehendangegeben.

Forst- und Iagd-Polizei-Ordnung.
8 112. Die Wcglassung dieses 8 ist deshalb cinstimmig gewünschtworden, weil die Verpflichtung

von Hülfeleisten bei Feuer-Löschung als eine rein persönliche zu betrachten sein möchte.
Zu § 123. Eine Majorität von 47 Stimmen gegen 26 sprach die Ansicht aus, daß, da nach dem

z 122. nur Personen, die wegen eines Wilddiebstahls oder Mißbrauchs des Feuergcwchrs schon bestraft,
und Individuen, welche unter polizeiliche Aufsicht gestellt, oder durch ein richterlichesUrtheil des Rechts,
Waffen zu führen, verlustig erklärt worden sind, von der Iagdanpachtungs-Fähigkeit ausgeschlossenseien,
alle kleine Grundbesitzer das Recht Jagden anzupachtcn haben würden, wodurch dem Uebclstandedes
verderblichenHanges, der von Ackerbauund Handarbeit lebenden Volksklassczur Jagd, nicht vorgebeugt,
vielmehr die, ihr ruhiges Familienleben zerstörende Iagdlust gefördert wird, was, wie es die bisher
gemachten Erfahrungen zeigen, die Vermehrung der Wilddieberei zur Folge haben und die wenig
bemittelten Iagdbcsitzcr durch Vernachlässigung ihres Hauswesens in Armuth bringen, und die,clbc dann
den Gemeinden zur Last fallen würden. Zur Beseitigung dieser Ucbclstäude hatte die Majorität folgendes
Amendemcnt in Antrag bringen zu muffen geglaubt.

„In der Nhciuprovinz können bei allen Iagdycrpachtungen ohne Ausnahme nur solche Personen
„zugelassen werden, welche sich über die Zahlung eines Steuersatzes von mindestens 30 Thaler
„an directcn Steuern ausweisen. Staatsbeamte, welche eine jährliche fire Besoldung von
„wenigstens 500 Thaler beziehen, haben ebenfalls die Vefuguiß Jagden anzupachtcn."

„Wird dieselbe Iagdgerechtigkcit von mehr als drei Personen in «»getheilter Gemeinschaft
„besessen, so ist es nicht gestattet, daß jeder Miteigentümer auf die Jagd gehe; eine solche
„Jagd muß entweder durch einen cigcnds anzunehmendenund zu verpflichtendenJäger beschossen
oder für gemeinschaftlicheRcel'nung verpachtet werden."

Die Minorität bcstritt den Vorschlag der Majorität, indem sie darin eine Beschränkung der
Iagdanpachtungs -Freihet, der Eoncnrrenz uud Abweichungvou der RheinischenGesetzgebung, die kciucn
Unterschiedder Stände kenne, eine Bevormundung und Bedrückung der uuteru Stände erblicken will,
und sie behauptet, die Bestimmungen des Iagdgcsetzes vom 17. April 1830 seien hinreichend.

Zu 8 125. Eine Majorität von 38 gegen 30 Stimmen hatte die Fassung dieses 8 folgendermaßen
vorgeschlagen:

„Der Iagdbcrechtigte haftet für allen durch das Wild, auf dem seinem Iagdrecht unterliegenden
„Grundstücken, angerichteten Schaden nach Maaßgabc der bestehendenGesetze,"

weil nur durch diese Bestimmung dem Grundeigentümer, es möge das Wilo in ungewöhnlicher oder
gewöhnlicher Menge vorhanden sei», volle Entschädigung für Wildschaden, wozu er nach den bestehenden
Gesetzen berechtigt sei, gesichert sei» würde, und wurde bemerkt, daß das kleine Wild, Hasen und
Kaninchen,auch öfters Schaden in den Feldern und Waldungen, an Frucht und jungen Bäumen anrichteten,
wofür jedenfalls der Schaden, er sei groß oder klein, vergütet werden müßte, und daß keine Rede von
ungewöhnlicher Menge sein könne, weil diese nicht festzustellen sein würde.

Die Minorität mit 30 Stimmen hatte nachstehendesAmcndement in Antrag gebracht:
„In der Rhcinprovinz muß der Iagdcigenthümcr den Grundbesitzern seines Reviers allen
„Schaden ersetzen, der durch Noth-Damm- oder Schwarzwild auf den Grundstückenangerichtet
„worden ist; die Eigenthümer sämmtlicherangrenzenden Jagden sind ihm jedoch zur theilwcisen
„Wiedererstattung des wirklich geleisteten Schadenersatzes nach Maaßgabe des Flächeninhalts
„ihrer Jagdbezirke verpflichtet, wenn er ihnen von der Forderung Kenntniß gegeben und sie
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„zur Theilnahme an den diesfälligen außergerichtlichenoder gerichtlichenVerhandlungen einge¬
laden hat. Von andern Wildgattungen wird dagegen kein Schaden vergütet."

Die Gründe der Minorität für ihren Autrag bestanden barin, daß der Anspruch Seitens der
Grundbesitzer auf Wildschadenvon kleineren Wildarten zu häufigen Chikanen und Prozessen für gering¬
fügige Beschädigungen führen würde, und baß, wenn das von der Majorität aufgestelltePrincip, vollen
Ersatz für jeden durch das kleine Wild geschehenen unbedeutendenSchaden zu leisten, so strenge durchgeführt,die
Gemeinden ihre Jagden schwerlich mehr würde« verpachten können, weil dadurch das oft theuer erworbene
Iagdrecht eine große Last sein und nur zu Uncmurhmlichkcitcnuud Streitigkeiten führen würde, so daß es
im Interesse des Gemeinwohls liege, diese zu beseitigen. Die Verpflichtung zum Ersähe des Schadens,
welcherdurch Noth-, Damm- oder Schwarzwild entstehe, könne demjenigen nicht zugcmuthet werden, dessen
Standwild den Schaden anrichtet, indem derselbe nicht auszumittcln ist, und diese Verpflichtung für
den vielleichtgänzlich schuldlosen Iagdcigcnthümer des betreffendenReviers zu drückend sein würde; demnach
wäre wohl kein anderes Auskunftsmittcl, als das, welches diese Last auf alle benachbartenIagdberechtigtcn
vertheilt, ohne jedoch dem Grundeigenthümer die Verfolgung seines Rechts zu erschweren. Einen weiteren
Grund für diese Ansichten sah die Minorität darin, daß gesetzliche Bestimmungen über Wildschadenin
der Nhcinprovinz mit Ausnabme des ostrheinischen Theils des Regierungsbezirks Koblenz nicht beständen,
daß es daher durchaus notbwendig erscheine, diese Lücke in der Gesetzgebungauszufüllen.

§ 132. Die in Vorschlag gebrachte Ablehnung dieses 8 ward dadurch motivirt, daß derselbenicht
Hieher, sondern in die allgemeinen polizeilichenBestimmungen gehöre.

Jagdvergehen.
8 17. Eine Majorität mit 44 Stimmen hat den 8 in seiner Fassung angenommen, mit dem

Zusätze „nach den bestehendenGesetzen", die Minorität mit 25 Stimmen fand auch hier die Strafbe¬
stimmung zu hart. „ , . ^, ^ .. ,. ,.^ c> ^< ,

Die getreuen Stände sind von dem Grundsatze der Erhaltung der Jagd m.t möglichsterFesthal«
tuna aller geftmich bestehendenRechts - Verhältnisse in Bezug auf Eigenthum und Personen, und von
der Einschränkung der Iagdlust und Leidenschaft in den unteren Volksklassen, welche der Aufrechthaltung
der Ordnung, des Arbcitssinnes, des Wohlstandes, der Sittlichkeit und der öffentlichen Sicherheit
gefährlich werden könnten, ausgegangen. ^ ... .. ^ , ^. ... ..^ ^,. ^

Ew Königliche Majestät werden in AllcrhöchstderselbenWe.shett und landcsvaterllchcn Fürsorge
das Zweckmäßigsteund Beste zu finden und anzuordnen wissen. ^ , . «,

Die von den Standesherrn, Fürsten von Solms-Llch, Fürsten von Solms-Vrounfels,
Fürsten von Wied uud Grafen von Hatzfcldt, in Beziehung auf mehrere in den Entwürfen der
Jagd-Polizei-Ordnung und Vcrordming über Jagdvergehen, enthaltenen Bestimmuugen abgegebene,
Erklärung erlauben sich die treugchorsamstcn Stände in den Anlagen allcruuterthänigst an den Stufen
des Tl,rones niederzulegen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c. ic.
Düsseldorf, den 16. Juli 1841. ________

Umgearbeiteter Entwurf
,u einer allaemeiueu Forst- «nd Jagd - Polizei - Ordnung für die
zu emer n»u Preußischen Staaten.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c. :c. haben
eine Revision der bestehenden älteren Provinzial-Forst-Ordnungen vornehmen und danach eine allgemeine
Forst- und Jagd-Poli;ei-Ordnung entwerfen lassen. Nach Anhörung Unserer getreuen Stände und nach
dem Antrage Unseres Staatoratbes tritt dies allgemeine Forst- und Jagd-Polizei-Gesetz für den ganzen
Umfang Unserer Monarchie, mit Aufhebung aller älteren Forst- und Jagd-Ordnungen, in Kraft.
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Etwaige durch örtliche Verhältnisse bedingte Abweichungen werden besondern, nach Anhörung Unserer
getreuen Stände zu erlassenden, Verordnungen vorbehalten.

Titel I.

Allgemeine Bestimmungen.

«Zweier 8 1. Die Forst- und Jagd-Polizei soll die Erhaltung, zweckmäßige Benutzung und den Schutz
L°"n.">,dJa«». d,r Forsten und Jagden gegen Beeinträchtigungen und fahrlässige oder vorsätzliche Beschädigungen

Polizei. " '

d. H«nd„bun« 8 2.' In den Königlichen Forsten und Iagd-Ncvicrcn liegt die Handhabung der Forst« und Iagd-
der Forss. und Polizei den königlichenOberförstern und Nevicrförstern unter Controlle der Forst-Inspcctorcn und der
I,»d'P°>i,ti.^^^ ^ Regierungen ob. Jene Beamten bedienen sich dazu der Förster, Hülfsaufseher und Wald-

wärter. Ueberdicß sind die den Forstbcdicnten vorübergehend amtlich beigeordneten Gehülfen, ferner die
Polizei-, Grenz- und Steuer-Beamten, die Gensd'armcn, desgleichen die zum Schutz der Waldungen
zeitweise besonders kommandirten Militär-Personen zur Unterstützungderselben bei der Forst- und Iagd<
Polizei nach den bestehendenGesetzenbefugt und verpflichtet.

z 3. In den Privat- und Gemeinde-Waldungen und Jagden wird die Aufsicht durch die Eigen¬
thümer und die von denselben dazu angestellten Forst- und Jagd-Beamten und durch die Polizei-
Beamten ausgeübt.

T i l e l II.
For st?Polizei.

Abschnitt l.
Rechte und Pflichte» der Eigenthümer bei Benutzung der Forsten.

« 4. Der Eigenthümer eines Waldes kann diesen nach Maaßgabe der Bestimmungen des Ediktes
zur Beförderung der Landes-Kultur vom 14. September 1811 und dessen Deklarationen, beliebig benutzen,
und frei über denselben verfügen, so weit nicht die Vorschriften dieser Forst-Polizei-Ordnung oder Rechte
dritter Personen entgegenstehen.

Etwaige Ausnahmen, welche durch unabweisliche Rücksichtendes^ Gemeinwohls geboten^werden
möchten, können nur durch besondere von Uns ergehende Anordnungen festgesetzt werden.

z 5. In wiefern der Waldeigenthümcr durch die auf dem Walde haftenden Servituten in der
freien Benutzung seines Waldes eingeschränkt werde, hängt von dem Umfange dieser Servituten ab;
indessen können keine Berechtigungen dritter Personen so weit ausgedehnt werden, daß der Eigenthümer
dadurch an der Einführung oder Ausübuug einer nachhaltigen Bewirthschaftn««, und Benutzung seines
Waldes als solchen, gehindert würde. Insonderheit bleibt es dem Waldeigenthümer überlassen, die dem
Boden und den klimatischen Verhältnissen angemessenstenHolzarten ;u ziehen, ohne Rücksichtauf die
früherhiu etwa vorhanden gewesenen anderen .holzbestände Ol. § 29). Auch ist er befugt, den zweck¬
mäßigsten Umtrieb zu wählen.

z L. Der Waldcigenthümer darf seinen mit Holz bestandenen Grund und Boden nicht so bchan»
dein daß auf demselben Sandschcllcn entstehen, und daß die benachbarten Grundstücke der Gefahr einer
Völligen oder thcilweiscn Versandung ausgesetzt werdcu. Zur Abwendung einer solchen Gefahr ist die
Landcs-Polizei-Behörde befugt und verpflichtet, den Waldcigenthümer aufzuforder», sofort Vorkehrungen
zu treffen, daß der Versandung gehörig vorgebeugt werde. Bei Nichtgcnügung dieser Aufforderung kann
der Waldcigenthümer durch Strafen von fünf bis hundert Thalern hierzu angehaltem, die Vorkehrungen
auch auf seine Kosten durch die Polizei-Behörde ausgeführt werden. Außerdem ist der Waldeigcnthümcr
diejenigen zu entschädigenverbunden, deren Grundstückedurch die Versaudung gelitten haben.

Ebenso ist er verpflichtet, die mit Holz bestandenenNergkuppeu, durch dereu Abtrieb die angrän-
zendcn Waldungen den Stürmen und klimatischen Einwirkungen dergestalt Preis gegeben werden würden,
daß der Holzanbau dadurch behindert wird, forstmäßig zu nutzen.
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8 7. Das an den Ufern der unter öffentlicher Aufsicht stehenden Flüsse, an Dämmen ober auf
Vorland wachsendeHolz darf nur nach den Bestimmungen der Deich- und Ufer-Ordnungen, oder wo
diese mangeln, nach den Anordnungen der Wasserpolizeibchördebenutzt werden.

8 8. Die Grenzen der Waldungen von 5 Morgen und darüber müssen durch Grenzzeichendeut¬
lich bezeichnet, und diese von den Grenz-Nachbarn stets unterhalten werden. Wo die Waldung an
andere Waldungen grenzt, ist jeder Waldbesitzerverpflichtet, auf seinem Grunde das Holz so weit weg.
zuräumcn, als es zur deutlichen Erkennung der Grenze erforderlich ist. Zu dem Ende muß das Holz
auf jeder Seite der Gränzlinie wenigstens in einer Breite von zwei Fuß abgeräumt, und dieser Streifen
von allem späteren Nachwüchse stets frei gehalten werden.

Bäume, Wege und andere leicht vergängliche oder veränderliche Gegenstände dürfen als Grenz-
zcfchen nicht geduldet werden; vielmehr muß da, wo nicht unveränderliche natürliche Grenzen bestehen,
die Grenzlinie durch Gräben, Steine ober Hügel, und nur in Sumpfgegenden darf solche als Ausnahme
von der Regel durch Pfähle bezeichnet werden.

8 9. Die Anlegung einer Viehtrift längst der Gränze eines Forstes ist unzulässig, wenn nicht
der, welcher sie benutzenwill, auf eigene Kosten solche Vorkehrungen trifft, wodurch jeder Ucbertritt des
Viehes in den anstoßenden Forst abgewendet wird.

Abschnitt II.
Von den cmf den Forsten haftenden Berechtigungen.

8 10. Wo der Umfang und die Art der Ausübung der Wald-Scrvituten durch Verleihung, Vertrag,
richterliche Entscheidung oder bereits vollendete Verjährung bestimmt festgestellt worden ist, behält es hierbei
sein Bewenden. In Ermangelung solcher auf besondern Nechtstitcln beruhenden Verhältnisse dienen
aber die nachstehendenVorschriften lediglich zur Richtschnur.

8 11. Wem das Necht zusteht, aus einem Walde Bau- und Neparatur-Holz ganz frei oder gegen , H,„h„ech.
einen mindern als den gewöhnlichen Verkaufspreis zu beziehen, ist, wenn das Quantum, welches in «»»«««.
bestimmtenZeiträumen abzugeben ist, nicht ein für allemal feststeht, verpflichtet, den jedesmaligen Bedarf ^A"^'
an dergleichen Holz durch einen von einem Sachverständigen angefertigten Anschlag nachzuweisen. Die
Kosten der Veranschlagung trägt der Berechtigte.

In dem Anschlage über neu herzustellende Gebäude muß das alte noch vorhandene brauchbare
Holz von dem ermittelten Bedarf abgezogen werden. Diese Vorschrift findet auch bei den holzverab-
reichungcn zu Haupt-Reparaturen statt. Der Waldeigcnthümer ist befugt, die Nothwendigkeitdes Baues
oder der Reparatur und die Nichtigkeitdes veranschlagten Holzledarfs zu untersuchen, oder auf seine
Kosten untersuchen zu lassen.

Sofern über die Nothwendigkeit des Baues und über die dazu zu verabreichendeHolz-Quantität
keine Einigung herbeizuführen ist, setzt der Landrath, unter Zuziehung des Kreis-Bau-Beamten, das
Intcrimisticum fest, welches unter Vorbehalt des Rechtsweges auszuführen ist.

Z 12. Der solchergestalt nachzuweisende Holzbedarf für das berechtigte Grundstück muß dem
Eigenthümer des belasteten Waldes spätestens vor dem Ablaufe des Monats Juni vor der nächsten
Fällungszeit angemeldet werden, damit er danach seinen Hauungsplan einrichten könne. Ist jene Frist
verabsäumt worden, und haben nicht etwa erst später eingetretene unvorhergesehene Ereignisse die Noth¬
wendigkeit des Baues herbeigeführt, so braucht der Waldeigenthümer in der nächsten darauf folgenden
Wadelzeit, welche für die Bauhölzer auf die Monate Dezember, Januar und Februar festgesetzt wirb,
kein Holz anzuweisen oder verabfolgen zu lassen. — Es steht ihm jedoch frei, das zu verabreichende
Eichenholz erst beim Eintritt der Saftzeit einschlagenund die Borke vor der Verabreichungschälen zu lassen.

8 13. Die ausgefertigte Bauholz»Anweisung ist nur auf einen Wadel gültig. Wen» der Holz¬
berechtigte für die nächste Wadelzeit davon keinen Gebrauch macht, so muß er die Erneuerung der Anwei¬
sung im folgenden Wirtschaftsjahre, so wie im 8 12 bestimmt ist, nachsuchen. Der Waldeigenthümcr
ist verpflichtet, dem Berechtigten die Anweisung spätestens bis zum 1. November zuzustellen.

6*
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8 14. Auch nach dem Empfang dieser Anweisung darf der Berechtigte das Holz nur erst nach der
an Ort und Stelle ihm geschehenen Ueberweisung abfahren. Eine eigenmächtige, ohne diese vorgängige
Ueberweisung erfolgte Besitznahmedes Holzes wird mit Bezahlung des doppelten Werthes desselben bestraft.

Die Verabsäumung des zu dieser Ueberweisung anberaumten Termins, von Seite des Waldeigen«
thümers oder seines Forstbcamten, wird mit dem Ersatz der Reise- und Versäumnißkosten des vergeblich
erschienenenEmpfängers, das Ausbleiben des Letzterenaber mit einer Strafe von zwei Thalern geahnbet.
Der Berechtigte muß sofort nach dieser Ueberweisung die Quittung über den Empfang des Holzes aus¬
stellen und aushändigen. — Wird ihm das Bauholz schon geschlagen, in liegenden Stämmen überwiesen,
so bleibt es ihm überlassen, sich sofort von den Dimensionen und der Brauchbarkeit der Hölzer zu über»
zeugen, und sind dann keine spätere Einwendungen dagegen zulässig. Hinsichts der auf dem Stamme
überwiescnen Hölzer bleiben dem Berechtigten diese eventuellen Einwendungen zwar bis nach erfolgter
Fällung vorbehalten; es müssendieselben aber innerhalb vier Tage nach erfolgter Fällung der Hölzer
dem Waldeigenthümer oder dessen Forstbeamtcn angezeigt, und die Hölzer bis zu dem hiernächst cinzu»
nehmenden Augenscheinauf der Stelle belassen werden, wo sie gefällt worden sind.

§ 15. Der Holzberechtigte ist verbunden, das durch die Überweisung iu sein Eigenthum über¬
gehende, auf seine Gefahr im Walde bleibende Holz längstens bis 1. April auf dem ihm zu bezeichnenden
Wege aus dem Forst zu schaffen. Bei Versäumniß dieser Frist ist der Waldeigenthümcr befugt, das
Holz öffentlichzu verkaufen, und dem Berechtigten den Betrag zu übergeben. Iu diesem Falle darf der
Waldeigenthümer zu dem betreffendenGebäude für die Folge kein Holz verabreichen, bevor nicht der Bau, zu
welchem das Holz bestimmt war, mit anderweit beschafftemguten Holze vom Berechtigtenausgeführt worden ist.

Außerdem aber trifft den Holzderechtigteneine Strafe von fünf Thalern, welche nach Verhältniß
des durch seine Verzögerung entstandenen Nachtheils bis auf zwanzig Thaler erhöhet werden kann.

8 16. Das angewiesene Holz muß innerhalb eines Jahres nach erfolgter Uebelweisungauschlags«
mäßig verwendet werden. Der Holzberechtigte ist verpflichtet, dem Waldeigenthümer oder seinem Bau«
beamten zum Zweck der Revision der solchergestalt geschehene» Verwendung den genehmigten, der Holz-
verabrcichung zum Grunde liegenden Holzanschlag auf Erfordern sofort wieder auszuhändigen, denselben
auch den Zutritt zu den betreffenden Gebäuden zu gestatten.

Ist das Holz ganz oder thcilwcise binnen Jahresfrist nicht verwendet, und hat der Berechtigte nicht
schon vor Ablauf dieser Zeit erhebliche, der Verwendung noch entgegenstehende Behinderungen überzeugend
dargethan, so ist der Berechtigte verpflichtet, dem Waldeigenthümer den vollen Werth des nicht verwen¬
deten Holzes nach der Holztare zu bezahlen. Ist das Holz ganz oder zum Theil unbrauchbar geworden,
so kann der Berechtigte zu einer künftigen Wiederherstellung des Gebäudes, zu welchemdas Holz bestimmt
war, nicht eher wieder Bauholz fordern, als bis er den nach 8 15 ihm obliegenden Nachweis der mit
anderweit angeschafftemguten Vauholze geschehenen Ausführung des Baues, zu welchem das Holz ver<
abreicht war, geführt hat.

8 17. Der Holzberechtigtedarf das ihm angewiesene Bauholz nicht verkaufen, noch vertauschen,
sondern lediglich zu dem betreffenden Bau verwenden. Eine Ausnahme wird nur gestaltet, wenn ihm
das Hol; in einer so entfernten Gegend angewiesen wird, daß die Hcrbciholung mehr als eine Tagereise
erfordert, und der Waldeigenthümcr ihm nicht statt des Holzes selbst, den Werth desselben nach der
Tare bezahlen will.

Geschiehtdieses, so muß der Berechtigte nachweisen, daß er das Geld zum Aukauf des benöthigtcn
Holzes, in guter Qualität, verwendet hat.

Sollten dringende Umstände den Holzderechtigtennöthigen, zur Ausführung eines Baues früher zu
schreite», als ihm das Holz nach 8 12 verabfolgt werden darf, und dicserhalb den Bedarf anderweit zu
kaufen, so muß er hiervon dem Waldeigenthümcr, bei Königlichen Forsten der Negierung, vorher Anzeige
machen, und den Anlauf des Holzes von guter Qualität nachweisen. Hat er dieser Verpflichtung nicht
genügt, und verkauft er nachher das ihm überwicsene Holz, so muß er den Werth desselben nach der
Forsttare, oder wo etwa eine solche mangelt, nach den in dem betreffenden Walde und in der Umgegend
üblichen Preise dem Waldeigenthümer als Strafe erlegen.
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H 18. Hat aber der Holzberechtigte das angewiesene Bauholz außer diesen nachgelassenenAus¬
nahmen verkauft oder anderweit verwendet, so muß er dem Waldcigcnthümcr den doppelte» Werth des
Holzes Wahlen Uebrigens wird dem Berechtigten zu dem Bau, wozu ihm das Holz angewiesen war,
kein anderes Holz verabreicht, und auch zu künftig nothwendig werdenden Reparaturen des betreffenden
Gebäudes nicht eher wieder angewiesen, als bis er in gleicher Weise, wie im 8 15 vorgeschriebenworden,
den dort erforderten Nachweis geführt hat.

« 19 Der Eigenthümer des belasteten Waldes kann verlangen, daß hmsichts der Bauart und
innern Einrichtung bei Ausbesserung und Herstellung der Wopn- und Wirthschafts-Gebäude des Holz.
Nerechtiaten die Baupolizei-Gesetze beachtet, daß also z. B. bei nenen, von Fachwerk aufgeführten Ge<
bänden die Schwellen wenigstens zweissuß über der Erde mit Steinen untermauert werden. Diese Hoher-
legnng der Schwellen kann auch dann schon gefordert werden, wenn die zuvor niedriger gelegenen
verdorben sind und neue eingezogenwerden sollen. . . ^ . ,.

qum sogenannten Gehrfaß-, Vlockholz-, Füll- oder Schrotholz-Bau. kann das Holz n.cht wetter
gefordert werden, und ist der Waldeigenthümer vielmehr nur verpflichlet, zu Neu- oder Haupt-Neparatur-
V uten solcher Gebäude die zum Fachwerksbau erforderliche Holz-Quantität zu verabreichen. - ^t der
Vauholzberechtig.e das Recht zur Verabreichung des Holzes zu diesen Bauarten durch spez.elle Nechts-
Titel erworb u, so erhält der Berechtigte beim ersten solchergestalt m Fachwcrk aufzuführenden Neu¬
ner Hau^ den Minderbedarf des Holzes nach der Forsttare, oder, wo solche n.cht vor-
banden. nach dem üblichen Verkaufspreise baar vergütet. m . <^ «

W n massive Gebäude umbaut werdeu, darf von dem Berechtigten w e.nem V»u m Fachwerk

""" ^! "°"ch. »»f u„.„,».,°«ch ,u »°«äh.°,,»°«B».ch°>« ist <„ °« Mg°l ,..ch. d»s N<4.
begriffen auf Holz ^. ,,,.

>>) zu Tischler - Arbeiten an und m den Gebäuden,

^ — K^en und Vorrathskammern Gesi^^^
wo überhaupt der Fußböden in den Banerhäusern und den dazu gehörenden Gebäuden,

,) zu hölzernen Schornsteinen, wo solche etwa noch bestehen,
.^ '„,- Zzekleidunader Wände und Dachgicbel,
o zur Dachbede^„g uud bei Rohr- uud Strohdächern zu Windklötzen auf der Dachforst,
«.-> ,„ <?ri«uen Raufen. Trögen und Kummen,

3 zu Dachrin.m^ Vau-Rüstt.ugen uud anderen zu den Haup.theilen des Gebäudes nicht gebö-
rcudcn Gegenständen,

i) zu Zäunen und Gehegen, und
1«-» zu Brunnen und Brücken in dem Gehöft. ..-« «, ^.... .

D.,. Anfvruch auf freies Holz zu diesen Gegeustanden erfordert eme auf spez.ellem Nechtst.tel
V5 ^>,.> «^^l'i.na - W aber diese auch vorhaudcu, so muß der Berechtigte sich hinsichts

beruhende ' °'"^ ^""./^'genstände mit den geringsten dazu brauchbaren Holzsortimenten und für

dil unter' i genannten Zäune und Gehege sich mit Strauchholz begnügen, insoweit er überall ein ausge-

"b"^^^" Be^3^ z""e7^en Unterhaltung der Gebäude, wozu er das Bau-

"" 2 dem Walde eines andern ^ätt,^^^
":^7^^t e Wa Un't 2r stei,"bei dem .audr^lf auf Uutersuchuug'des Gebäudes durch
b.sNe.ten,,, ,o, ,tcp tven . ^ ' , ^ ^,^,^it der Instandsetzung anerkannt und schreitet der
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behindern sollte, beim Eintritt des nächsten Frühjahrs, zur Reparatur, so kann er auch für die Folge
nicht eher wieder Bauholz zu dem betreffenden Gebäude fordern, »ls bis er solches zuvor auf seine
Kosten mit anderweit beschafftem Bauholze hergestellt hat.

Ein gleiches findet statt, wenn er, ohne die Nothwendigkeit der Reparatur zu bestreiten. der Auf¬
forderung des Verpflichteten binnen sechs Wochen oder unter obiger Voraussetzung beim Beginn des
nächsten Frühjahrs kein Genüge leistet.

Die Kosten der technischen Untersuchung schießt der Waldeigenthümer vor, kann solche aber, bei
befundener Nothwendigkeit des Baues, vom Berechtigten wieder erstattet verlangen.

8 22. Der Berechtigte ist verpflichtet, beim Einschlag der Hölzer und bei der etwa nothwendigen
Ausrückung derselben nach dem nächsten Gestelle den, einen regelmäßigen Forstbetrieb bezweckenden, An-
weisungcu des Waldcigenthümcrs oder seiner Forstbeamten, und den Vorschriften der etwa bestehenden
Hauordnuug, Folge zu leisten. Der Waldcigcnthümcr ist aber in allen Fällen befugt, das zu verabrei¬
chende Holz durch seine Arbeiter stammen und aufarbeiten, und nach dem nächstenGestell schaffen zu
lassen, wogegen der Holzbercchtigtc, sofern er nicht zum ganz freien Empfang bereits gcstämmter Hölzer
berechtigt, oder etwa andererseits zur Erstattung des ganzen Kostenbetrags verpflichtet ist, die Hälfte
der vom Waldeigenthümcr dafür gezahlten Kosten an diesen zn erstatten hat. In Betreff der sonst
gewöhnlichen kleinen Abgaben an Stamm-, Pflanz» und Anwcisegeld behält es bei den hierüber beste¬
henden Obscrvanzcn sein Bewenden,

l. Nutz, und 8 23. Wer zum Nutz- und Gcschirrholz berechtigt ist, muh seinen Bedarf an dergleichenHol;
Gc.chlrlhoip^ hgg nächste Jahr dem Waldcigcnthümcr anzeigen, und wcnn sein Bedürfniß durch unvorhergesehene

Ereignisse dergestalt erhöhet wird, daß das erhaltene Holz zu seinem Bedarf nicht ausreicht, diesen
mehreren Bedarf auf Verlangen des Verpflichteten durch Bescheinigung eines Sachverständigen nachweisen.

Bei einem über die Quantität des zu verabreichenden Nutz- und Gcschirrholzcs entstehenden
Streite wird das Intcrimistieum vom Landrath rcgulirt, welches unter Vorbehalt des Rechtsweges in
Ausführung kommt.

Der Berechtigte muß das Holz seinem Zweck gemäß verwenden und ist verpflichtet, dem Wald-
Eigenthümer über diese Verwendung und den Verbleib der Hölzer die geforderte Auskunft zu geben. —
Die gescheheneVerwendung des Holzes zu andern wirthschaftlichcn Zwecken wird mit Erlegung des
doppelten und der Verkauf oder jede Ucbcrlassung desselben an einen Dritten mit Zahlung des vierfachen
Werthes des resp, bestimmungswidrig verwendeten oder verkauften Holzes, im Wiederholungsfälle aber
mit dem Verluste der Berechtigung auf die Bcsitzzcit des Berechtigten geahndet. In Betreff der Nach¬
suchung und eventuellen Erneuerung der Holz-Anweisung, so wic in Ansehung der Stammn»;, Aufar¬
beitung und Abfuhr des Hol;cs, und wegen eventueller Erstattung der darauf verwendetenKosten finden
die in den 8s 12, 45 und 22 in Betreff des Bauholzes gegebenen Bestimmungen beim Nutz- und
Geschirrholze ebenfalls Anwendung.

Z 24. Der Waldcigenthümer und der Berechtigte sind nicht nur auf Ablösung der Berechtigung,
sondern auch auf Firation des nach dem Bcdarfc zu verabreichenden Nntz- und Geschirrholzes auf ein
jährlich abzugebendes bestimmtes Quantum zn provoziren befugt.

8 25. Der Brennholz-Berechtigte, welcher das Brennholz entweder ganz frei, oder unter der
^crech!wm>!'°Tare erhält, muß, insofern das ihm gebührende Holzquantum nicht schon sirirt ist, nach Maaßgabc der

bestehendenBerechtigung und des hiernach zu berücksichtigenden Bedürfnisses, so wie des nachhaltigen
Holzcrtrages des belasteten Waldes, die entsprechendeHolzanweisung alljährlich bis zum 30. November
beim Eigenthümer des belasteten Waldes nachsuchen. Entsteht über das zu verabreichendeHolzqucmtum
Streit, so wird das Interiimsticnm vom Landrath uutcr Vorbehalt des Rechtsweges regulirt. Wer
hiernach die besondere Holzanwrisung uachzusuchen verpflichtet ist, und solches bis zum letzten November
verabsäumt, geht der Holzverabrcichuug für das nächste Jahr verlustig und bleibt solches dem Waldeigen¬
thümcr. Wer aber die Holzanweisung zwar nachgesuchthat, das ihm vor dem 1. Januar überwicsenc
und dadurch in sein Eigenthum übergegangene Holz bis Ende März nicht aus dem Walde schafft, hat
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in gleicher Weise wie der die Ausfuhr verabsäumende Bauholz-Berechtigte (Z 15) zu gewärtigen, daß
der Waldcigcnthümer das Holz auf seine Kosten aus dem Schlage oder vom Gestell wegschafft,öffentlich
verkauft und ihm der Erlös nach Abzug der Kosten ausgehändigt wird. Dasselbe findet bei dem Brenn«
Holz-Vcrcchtigtcn statt, welcher ein jährlich bestimmtes Holzquantum zu fordern, das ihm überwiesen«!
Holz aber bis zum 31. März nicht ausgefahren hat.

8 25 ». Der Brennholz-Berechtigte, welcher bisher berechtigt war, das Brennholz Fuder- oder
Stammweise verabreicht zu erhalten, ist verpflichtet, sich die Festsetzungin Klaftern gefallen zu lassen.

8 26. So lange das jährlich zu verabreichende Holzquantum nicht firirt worden ist, darf der
Berechtigte das empfangene Holz weder verkaufen, noch an andere nicht Berechtigte, gleichviel ob
unentgeltlich oder gegen Zahlung, überlassen, widrigenfalls er eine dem doppelten Werthe dieses rechts¬
widrig verwendeten Holzes, gleichkommende Strafe verwirkt hat.

8 27. Die für den Einschlag und die Ausrückung des Holzes nach dem nächsten Gestell im § 22
enthaltenen Bestimmungen finden auch auf die Brennholz-Berechtigung Anwendung.

§ 23. Der Berechtigte muß sich das ihm zustehende Holz vom Waldcigcnthümer oder dessen Ver¬
treter an Ort und Stelle überweisen lassen. Die Abfuhr des Holzes ohne diese vorgängige Ueberwei¬
sung wird mit einer Strafe zu», doppelten Werthe des abgefahrenen Holzes geahndet. Der einfache
Werth des Holzes ist von demjenigen Berechtigten zu zahlen, welcher das ihm übcrwiescnc, nach crfolgter
Überweisung nicht gleich abgefahrene Holz, welches er nach 8 24 bis zum 3l. März auf seine Gefahr
im Walde stehen lassen kann, ohne vorgängige Meldung bei dem Waldcigcnthümer oder dessen Forst-
schutzbcamten abfährt. ^

Z 29 Wenn die Berechtigung zum Bau-, Nutz- und Geschirr- oder zum Vrennholze auf eine
bestimmteHolzart gerichtet ist, der Wiederanbau dieser Holzart aber zufolge der dem Waldeigenthümer
im 8 5 gestatteten Vefugniß, nach sachverständigemGutachten, aufgegeben wird, so bleibt dem Berech¬
tigten vorbehalten, auf Verabreichuug anderer, zur Erfüllung des Zweckes semer Holzungsgerecht.gke.t
entsprechenderHolzarten, und wen» auch diese bei den veränderten Bodenverhältnissen ," dem nut dem
Servitut belasteten Walde nicht mehr mit gutem Erfolg augebaut werden können, auf Verabreichung des
Tarwerthcs der seither bezogenenHölzer anzutragen.

8 30 Unter Raff- uud Leseholzwerden die trocknen abgefallenen Zweige und diejenigen trocknen o. R»ff. und
Stangen verstanden, welche am untcrn Ende nicht über drei Zoll im Durchmesserhaben, ferner der nach ^«erech.
Fällung uud Bearbeitung des Holzes in den Schlägen zurückgelassene Abraum, soweit solcher nicht eben¬
falls von dem Waldcigenthümer aufgearbeitet und entweder in Wellen zusammengebundenoder zum Zweck
des Verkaufes in Haufen zusammengestelltist. - Wo sich die Vcrcchtiguug der Raff- und Leseholz-Be-
rechtigtcn auf alles bei der Fällung und Bearbeitung des Holzes abfallcudc Reis- und geringe Astholz
erstreckt, darf der Waldeigenthümer nur so viel davon für seine Rechnung ausarbeiten, daß dem Berech¬
tigten der Fcucrungsbedarf nicht entzogen wird, wie dies nach dem bestehendenHerkommen bisher Statt
gcfuudc» hat, in der Regel können die Reiser bis zu einem Zoll Durchmesseraufgearbeitet werden.

Zum Raff- und Lcscholzc werden auch die auf der Erde liegcudcn schon geplatztenSaamcu-Zapfen,
nicht aber die Späne gerechnet, welche bei Bearbeitung des Stab- oder Klappholzcs, desgleichen des
Echindclholzcs und beim Beschlagen des Bauholzes abfallen.

Ein Raff- und Leseholz-Berechtigter, welcher sich anderes, als das seiner Berechtigung unterlie- -
gcnde Holz aneignet, unterliegt deu Strafvorschrifte» des Holzdicbstahlsgesctzes.

Die Berechtigung zum Raff- uud Lescholze kanu nur unter folgenden Bedingungen ausgeübt
werden.

«) Spätestens im August ist für den nächsten Winter bei dem Waldcigenthümer oder dessen Stell¬
vertreter von dem Berechtigten ein Berechtigungsschein nachzusuchen, und von dem Waldeigen-
tbümcr spätestens im September uncutgcldlich auszustellen, und dem Berechtigten zu behäudigcn.

Diesen Schein muß der Berechtigte beim Einsammeln dc^ Raff- und Leseholzesstets bei sich
führen uud acht Tage nach Ablauf der darin bestimmten Einsammlungszcit wieder abliefern.
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Versäumt cr es den Schein einzuholen, diesen jedesmal bei sich zu führen oder denselbenrecht¬
zeitig zurückzuliefcru, so zahlt er für jeden einzelnen Fall solcher Versäumniß fünf Silbcrgro-
scheu Strafe,

l») Nur in der Zeit vom 1. October bis zum 1. April ist das Einsammeln gestattet und zwar
lediglich an den vom Waldeigenthümer nach dem Bedarf und Herkommen festzusetzendenWochen«
Tagen. Treten Perioden ein, wo wegen hohen Schnees das Sammeln nicht stattfinden kann,
so hat der Waldcigenthümcr nach Aufhören dieser Behinderung dem Naff- und Leseholz-Berech¬
tigten auf so lange, als jene gedauert hat, und so weit dadurch das Bedürfniß »icht überstie¬
gen wird, einen Tag in der Woche zuzulegen.

l>) Niemals aber ist es gestattet, dergleichenHolz vor Aufgang oder nach Untergang der Sonne
einzusammeln oder wegzuholen.

,!) Acrtc, Beile, Haken, Sägen oder andere Werkzeuge, mit welchen Bäume gefällt oder Aeste
abgclößt werden können, dürfen nicht mit in den Wald gebracht, noch weniger gebraucht werden.

<-) Es dürfen keine dürren Aeste mit Werkzeugen abgerissen oder mittelst Erstcigcns der Baume
mit den Händen abgebrochenwerden,

s) Der Berechtigte darf sich nur der im Berechtigungsscheine nach der bestehendenBerechtigung
bezeichnetenTransportmittel bedienen,

z?) Das Sammeln des Naff- und Leseholzes in den im Hieb begriffenen Holzschlägcn ist unzulässig
und darf daselbst nicht eher stattfinden, als nachdem die Schläge aufgearbeitet und dann von
dem Forst-Eigenthümer oder seinen verwaltenden Beamten zum gedachten Behuf wieder geöff¬
net sind,

d) Der Naff- und Leseholz < Berechtigte darf das Naff- und Leseholz nur zu seinem Wirthschafts,
bedarf für sich, seine im Hause lebende Familie und sein Gesinde nach Maaßgabe des Umfan¬
ges der Berechtigung verbrauchen und dasselbenicht an fremde Personen überlassen.

Wer den unter >' bis ^ gegebenen Vorschriften zuwider handelt, zahlt für jede einzelne Kontra«
vention im ersten Vctretungsfallc fünfzehn Silbcrgroschcn und bei jeder Wiederholung einen Thaler als
Strafe. In Beziehung auf die Vorschrift n<l l, wird die Strafe verdoppelt, wenn der Tag, an welchem
das Holz geholt wird, nicht allein kein Holztag, sondern zugleich ein Sonn- oder Festtag ist.

Die Ucbcrtrctung des Verbots 8ul> I» zieht eine Geldbuße zum doppelten Betrage des an Andere
überlassenen Holzes, im Wiederholungsfälle aber den Verlust des Nechts auf die Dauer der Vcsitzzeitdes
Berechtigten nach sich.

Neben den hiernach festzusetzenden Strafen tritt die Konfiskation der unerlaubte» Werkzeuge ein. (ä.)
lü. L»«cr!>°iz< 8 31. Unter Lagerholz wird das von selbst abgestorbene und bereits umgefallene oder in den

«e«cht,«un«. abgeholzten Schlägen zurückgelassene und in Fäulnis) übergegangene über drei Zoll im Durchmesserstarke
lagernde Holz verstanden.

Die Berechtigten können sich zwar bei der Ausübung ihrer Berechtigung der Art bedienen, müssen
übrigens aber den im vorstehenden 8 unter », I>, o, k, ^ und 1» erwähnten Vorschriften bei Vermeidung
der dafür festgesetzten Strafen Genüge leisten.

r, stock., S". s 32. Die Berechtigung zum Stock-, Stuben- oder Wurzelholz beschränktsich auf den Theil des
ln>n. oder Wur. Baumes, welcher nach dem Abhauen oder Absägen noch über der Erde hervorragt, und auf dessen Wurzeln.
'"'^'u^/.""'' Vci Ausübung dieser Berechtigung müssendie Berechtigten die im 8 30 unter », I», «, l, ^ und

I» bestimmten forstpolizeilichcnVorschriften bei Vermeidung der dort festgesetzten Strafe» befolgen. Sie
können sich dabei der Art so wie der Nodehackcund des Spatens bedienen, müssenaber, bei Vermeidung
einer Strafe von fünfzehn Silbcrgroschen für jeden Stock, die durch die Ausroduug entstandenen Löcher
sogleich gehörig wieder zuwerfen, und den Ort vollständig ebnen.

Das in d?n abgetriebenen, zur Stockbolzrodung angewiesenen Distrikten vorhandene Material
muß, so weit es nicht den Bedarf der Berechtigten übersteigt, von denselben innerhalb Jahresfrist
gerodet und gleich nach der Nodung aus dem Walde geschafftwerden. — Diejenigen Stöcke, welche
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O. «». un»

innerhalb Jahresfrist nach der den Berechtigten geschehenen Ueberweisung des Distriktes nicht gerodet
mnerhalb ^^n.c n ^^ ^^. ^^^ lassen.

sind, kann der W l^ ^ ^ ^^. ^« ^.,^ ^, ,«, ^n,
d f d .s^ n^t fr 5 « ue Stöcke angewiesen verlangen, bis die zur Ausrodung überwiesenen

^^m^o^^d^a^ muß der Ber/ch.ig.e eiuen ihm angewiesenen Distrikt vorher rein roden, ^ ^ ^

ehe er m einem andern eine ^^ ..„ vem Nechte auf sämmtliche,^.^

^ s!V^Vaumes auslaufende Nebenäste und auf das Zopfende des Baumes, vom ersten sechs ««»«.
?°ll s^ken st an chne - Bei Nade.höl ern, welche keine sechs Zoll starke Nebenaste treiben, stehen
Zoll starken A^ ^ ^ ^ einer Länge von fünfzehn Fuß, von der
dem ^e"cht^ten s»n wtl ch ttbcn ^.^..^3", können nur erst nach erfolgtcr Fällung der

d""""ne 2e 3° Mam e a.sg übt werden, und zwar in der Zeit des Holzfällens und an den
oder e.nes s' ^ 't^a.nte g ^ ^,^ ^.^ ^ ^^^ ^^^ ^^,.^^ ^„^^„^..

^welche für jeden ferneren Stamm um einen Thaler erhöht wird, bestraft.
um verkauf des gewonnenen Materials erworben, so darf

^ ^ .. ^3 so wenig verkaufen, als an Andere überlassen, bei Vermeidung e.ner Straft

^n^°P^ "' 'ndere überlasseneu Polzes. Im Wiederholungsfalle

eht er seiner Berechtigung auf die Dauer s^« BesHzett ve^chig. ^..^ „^„^^n ^^»""'
§ 35. Die Windbruchs>Verech.igungbesteht .» dem Rechte au d vo g . ^^,^„.

ganzen Stämme oder einzelnen Aeste, die ^'1««-^^''^^ ch g ^ ^ ^«en ist
Sturm umgestürzten, mit den Wurzeln Beide Berech,

in der Windbruchs-Berechtigung nicht ^ ^.e , s^ ^ eigene Bedürfniß des

Berechtigung ausgeschlossensind. besonders erworben, so darf dieser den Wald«

.,«,»chs,«°. »°„ d.. Th.,.n.h«. '"> » » ^ „^r„°«.»°.n «,«,.„„. od.. Ach. sich «n,.,.i«n.»

3chch3.,'"!ch.I« "'st.».«, r>,«73 W'»«a,.,«.:...«ch.'>» «sch.„ .,„° ».«<„ >,.,.

z 2«. Zu -°"'""° .„^ »>,„ch,i»«n «°m W»!deig.!!tl!!i»<i d»,u dch,«»,.n Dch!»«.»»°„°m.
.w.i«., m,d p°" «'^'" 7 .,^"" ". e,„.n T,a,°. S.r.f. «°.wi,,., «°<ch. im Wi.°°ch»,»n»s.men werden. — Wer plcrg^r» ^». , mz^^.mnm feNaestcllt. ». 3>««ni«c

,«». °°'d°P-, ««.' f^s' f«°° «" ,«^ bo.,.«.r°ch.,«u„«.» ch.^..«-
... .^.«^.„7/«-r:«72'°°.lch..si.»,w.,ch.... »°°l.«.«'»««..„« „, .«,„.» si,., ^^^

wovon dieser alle lungeren nicht binnen zcpn ^"l" , ^,
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bcfngr ist, und nur an nicht zu Bau» und Nutzholz vorzugsweise gccigntten Bäumen geschehen. — Diese
als Bau- und Nutzhol; vom Harzscharren auszuuehmcndcn Bäume müssen vom Waldeigenthümcr beson¬
ders und auf eine den Berechtigten leicht erkennbare Art bezeichnet werden; auch darf auf diese Weise
nicht mehr als der vierte Theil der Stämme eines zum Harzscharrcn geöffneten Distrikts von der Aus.
Übung der Berechtigung ausgeschlossen werden.

Wer einen Baum außer dem angewiesenen Distrikt oder einen als Bau- oder Nutzholz zu ver¬
schonenden und' als solchen kennbar bezeichneten Stamm verletzt, zahlt für den ersten Stamm eine Strafe
von 5 Thalern, welche für jeden folgende» Stamm um einen Thaler erhöht wird.

Dem Baume, welcher in ciucr Höhe von vier Fuß über der Erde weniger als fünfzehn Zoll
Durchmesser hat, dürfeu nur zwei, und den stärkeren höchstens drei Wunden oder Aachen beigebracht, u»d
diese höchstens nur vier Fuß lang und anderthalb bis zwei Zoll breit gerissen werden, bei einer Strafe
von fünf Silbcrgroschen für jede mehrere ober größere eingcrissenc Wunde.

Das in diesen Vertiefungen (Lachen) sich sammelnde Har; darf nur alle zwei Jahre, wobei die
Lachen nicht über die oben gedachten Dimensionen erweitert werden dürfen, gescharrt werden. Das
Scharren des Harzes im nächsten Jahre nach der Anreißung wird mit einer Strafe von fünf Silbcr¬
groschen für jeden Stamm, das Sammeln des sogenannten Flusses aber (des Harzes, welches schon im
Herbste desselben Jahres, in welchem die Verwundung erfolgte oder unter die Lachen herab ausfließt)
mit der doppelten Strafe geahndet. Diese Strafen werden in jedem Wiederholungsfälle verdoppelt.

«I. «escchti. 8 39. Zum Theerschwclleu dürfeu nur die zurückgelassenen Kiesernsiöcke ausgcgrabcn werden,

»""«"^"" und der Theerschwcllcr hat bei Ausübuug seiner Berechtigung die in den ss 32 und 33 enthaltenen
Bestimmungen, desgleichen auch die polizeilichen Vorschriften wegen Verhütung von Fcuerfchädcn, bei
Vermeidung der auf deren Uebertrctnng gesetzten Strafen, genau zu beachte».

Der Berechtigte muß, in gleicher Weise wie- der Stubbcnholz-Bcrcchtigte, die sämmtliche» Wurzel,
stocke des ihm zum Kiengrabeu übcrwiesenen Distriks binnen Jahresfrist, bei Vcrmciduüg des im z 32
gestellten Präjudizes, roden und nach dem Theerosen schaffen.

Den gewonnenen Kien darf der Berechtigte nur verschwelten, nicht aber verlaufen, oder die Arbei«
ter damit lohnen, oder anderweit darüber verfügen, widrigenfalls er den doppelten Werth des solcher,
gestalt verwendeten Kiens uud in jedem Wiederholungsfälle den einfachen Werth als Strafe entrichtet.

IV. Vcrccht!. 8 40. Die Berechtigung, Laub zur Fütterung des Viehes zu streifen, darf nur iu den Monaten
gung lum Laub" «Mj und Juni in den angewiesenen Distrikten und an den dazu bestimmten Wochentagen ausgeübt wer«

den. In Hochwaldnngen müssen die noch nicht fünfzehn Fuß hohen Stämme gänzlich verschont, und an
den übrigen dürfen nur die uutcrn Zweige bis zur halben Höhe des Baumes entlaubt werde», wogegen
an den oberen Acstcn und an den Wipfeln kein Laub gestreift werden darf. In den Mittel- und Niedcr-
waldungcn, welche der Berechtigung des Laubstreifens unterliegen, darf zwar auch der noch nicht fünf¬
zehn Fuß hohe Aufschlag bis zur halben Höhe entlaubt werden; jedoch ist der Waldcigcnthümer nur
diejenigen Distrikte zu dieser Nutzuug zu öffnen verpflichtet, welche das Alter der halben Umtricbs-Periodc
erreicht haben. Die zum Oberholz übergchaltcucu Stämme müssen aber in diesen Distrikten mit dem
Laubstreifen ganz verschont werden.

Das Streifen des Laubes darf überall nur mit der Hand ohne Anwendung von Instrumenten geschehen.
Die Uebcrtretung dieser Vorschriften zieht eine Strafe von einem bis zehn Thaler nach sich, welche

im Wiederholungsfalle verdoppelt wird.
V, Vcreckti. 8 41« Eicheln und Bucheln dürfen nur an den vom Waldeigcnthümer bestimmten Tagen, nnd

«UN«!»» Sichel'nicht in den noch geschlossenen Schonungen, übrigens aber, in sofern ein bestimmtes Maaß nicht vorge,
""""""'"'^'schrieben ist, nur zum Wirthschafts«Bedarf des Berechtigten gelesen werden. Der Waldeigenthümcr ist

befugt, den zur Verjüngung des Waldes erforderlichen Saamcn vorweg einsammeln zu lasse», (z 51.)
§ 42. Die Bucheln und Eicheln dürfen nicht abgeschlagen, sondern nur die abgefallenen gereiften,

ohne irgend eine Beschädigung des jungen Anwuchses, aufgelesen werden. Im Fall der Eckrig (Eicheln
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und Vuchnüssc) zusammen gekehrt werden, muß der Berechtigte das auf Haufen zusammengekehrteLaub
wieder auseinander streuen. ^ ,,

« 43 Die Ucbertrctung dieser Vorschriften wird neben Bezahlung des unbefugt cninommencn
Eckrigs und neben Ersatz des angerichteten Schadens mit einer Strafe von zwei bis zwanzig Thalern
acabndct ^m Wiederholungsfalle wird die Strafe verdoppelt.

Der Vercchtmte haftet in dieser Hinsicht für die zur Ausübung seines Rechts bestelltenPersonen.
8 44 Der Berechtigte muß, nach Verhältniß der Heerde, einen oder mehrere taugliche Hirten,"- M»»

mindestens aber auf neunzig Stück Schweine einen solchenHirten halten, und für allen durch mangel¬
hafte Beaufsichtigung der Schweine entstehendenSchaden haften.

45 ^d nach dem Vorrathe der Eicheln und Vuchclu die Mast als volle, halbe oder Spreng.
Mast amusprechm sei, muß vor dem Abfall der Mastfrüchte, spätestens bis zum Ende des Monats August,
vom Waldemeuthümer den Berechtigten durch den Ortsvorstaud bekannt gemacht werden, und davon
bänat es ab. ob dieselben ihre ganzen Heerden (§ 49) oder nur die Hälfte.'derselben eintreiben, ober d.e
Mastfrüchte nur auflesen dürfen. Jedoch ist den Berechtigten gestattet, durch Sachverständige den Bewe.s
n'ncr reicheren Mast, als vom Eigenthümer angegeben worden ist, zu führen. Ist nur Spreng.Mast
vorbanden so muß sich der Berechtigte mit dem Auflesender Eicheln und Vuchnüssebegnügen^ und darf
mn> dann'einen Theil seiner Heerde eintreiben, wenn er die Aerechtiguug auf diese Art der Spreng-
Mast-Nutzung besonders erworben hat. «„ ^ .

«46 Die Buchten oder Zwinger zum Nachtlager der Schwcme müssenan den vom Waldeigen-
thümer angewieseuenOrten auf Kosten des Berechtigten, und ohne daß er dazu, sosern nicht ein Anderes
hergebrach ist, von Ersterem Holz verlangen darf, angelegt und stets ,n gutem Stande echa ten werden.

Auch muß der Berechtigte sich eine Verleguug »derselben gefallen l^". softrn das Interesse der
Forst-Kultur dies erfordert. Ueber das Vorhaudeusein dieser Nothwend.gke.t entscheidetm stre.t.gen
Bällen der Landrath unter Vorbehalt des Rekurses an die Regierung. . . ^ . . .

§ 47 Den Hirten ist es erlaubt, Nachts bei den Buchte^kle.ne Feuerloch 5 nurl von
Raff, und Leseholzzn unterhalten.

Der Gebrauch andern Holzes wird als Holzd.ebstahl geahndet.
8 48. Die eingehegten Schonungen müssen beobachtetwerden, wldngenfalls ^d,e 8 75 festgesetzte

Strafe «ntntt. ^.^wmg für eine bestimmteAnzahl von Schweinen verliehen oder sonst erworben,
so darf diese nicht ü schritte. , aber auch innerhalb dieser Anzahl kein fremdes V.eh eingetrieben werden.
Ist d^A zahl ^beimmt /so kann der Berechtigte bei verhandener voller Mast seine ganze Schwe.n-
hcerde, welche er nach der Einrichtuug seiner Wirthschaft gewöhnlichlzu halten pflegt, und be. halber
Mast die Hälfte derselben, in die Mast treiben. (8 45.) . ^. .

Für jedes zuviel oder zur Ungebühr eingetriebene Stück zahlt er e.ne Strafe von fünf Silber-
aroschen, welche im Wiederholungsfälle verdoppelt wird.

8 50. Der Mast-Berechtigte kann den Eigenthümer des Waldes und die Holzungs-Vercchtigten
nicht bindern, auch Masthölzer forstmäßig zu schlagen.

8 51 Die Mast-Berechtigten müssen sich jedenfalls, wennauch nur ganz ger.nge Mast vorhanden
ist s«« 4l' und 45), gefallen lassen, daß die zur Anlegung von Schonungen ^nöthigen Eicheln
und Vucheln für den Waldeigcnlhümcr gesammelt werden, wenn sie aus den Schonungen nicht ohne
Nachtheil entnommen werden können.

« ^ Die Waldstrcu. Berechtigung besteht in der Vefugniß, abgefallenes Laub und Nadeln, so vu W«i„.
wie dürres Moos zum Unterstreuen unter das Vieh Behufs der Bereitung des Düngers einzusammeln."""«'«'
Die zu dieser Nutzung Berechtigten müssen sich zu deren Ausiibung für die nächste Periode (8 53 d.)
spätestens bis zum 15. August eines jeden Jahres, be. dem Waldbesitzcr oder dessen verwaltendenForst-
bcamten melden, worauf ihnen ein kostenfrei ausgefertigter, auf Streu lautender Zettel ausgehändigt
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wird. — Dieser Zettel ist nur für den Zeitraum, für das Revier und für die Personen gültig, auf die
er lautet und welche darin aufgeführt sind.

Die Streu «Berechtigten oder deren mit Einsammlung der Waldstreu beauftragten Leute müssen
den Zettel bei der Einsammlung der Streu im Walde, bei Vermeidung einer für jeden Kontraventionsfall
zu erlegenden Strafe von fünf Silbergroschen, stets bei sich führen und beim Ablauf der zur Streusamm«
lung bestimmtenZeit bei gleicher Strafe wieder abliefern.

8 53. Die Berechtigung darf nur
») in den von dem Waldeigcnthümer nach Maaßgabe einer zweckmäßigenBewirthschaftung des

Forstes geöffneten Distrikten,
I») in den sechs Wintermonatcn vom 1. October bis zum 1. April,
o) an bestimmten, vom Waldeigcnthümer nach Maaßgabe der bisherigen Obscrvanz festzusetzenden,

jedoch auf höchstenszwei Tage in der Woche zu beschränkenden, und von den Raff- und Lcseholztagen
verschiedenenWochentagen ausgeübt werden, sofern nicht nach dem hergebrachtenGebrauch die Einsam»««
lung der Streu gleich beim Beginn des Oktober« an mehreren nach einander folgenden Tagen von allen
Berechtigten gleichzeitig unter Aufsicht des Waldeigenchümers geschieht, und hiermit das Einsammeln
für das ganze Jahr geschloffen ist, wobei es in diesem Falle sein Bewenden behält.

Sie darf auch nur:
«!) mit den in den Zetteln bezeichneten, nach der bisherigen Obscrvanz zu bestimmendenTrans¬

portmitteln und
«) nicht mit eisernen, sondern nur mit hözernen ««beschlagenenRechen oder Harken, deren Zinken

ebenfalls nur von Holz sein dürfen und mindestens zwei und einen halben Zoll von einander abstehen
müssen, ausgeübt werden.

Entstehen über die Frage:
welche Distrikte zum Streusammeln zu öffnen,

zwischen dem Waldcigenthümcr und dcn BerechtigtenStreitigkeiten, so werden solche von dem betreffenden
Landrath unter Zuziehung eines von diesem zu wählenden, hierbei unbethciligtcn verwaltenden Forst«
beamtcn und eines Ockonomie-Verständigen unter Gestattung des Rekurses au die Regierung entschieden.
Ueber Streitigkeiten in Betreff der Transportmittel, so wie über die mit Berücksichtigungder bisherigen
Obscrvanz zum Strcuholcn zu bestimmende Zahl der Tage (ol. lit. <:.) findet dagegen das ordentliche
Rechtsverfahren statt.

8 54. Die Waldstreu darf nur zum Untcrstrcuen unter das Vieh gebraucht, auch weder verkauft,
noch sonst an Andere überlassen werden.

8 55. Dem Waldstrcu-Berechtigten ist nicht erlaubt, das auf seinem zur Waldstreu berechtigten
Gute gewonnene Stroh von der Erndte desjenigen Wirthschaftsjahres, in welchem er die Waldstreu«
Berechtigung ausübt (88 52 und 53 I!t. l,,) ganz oder thcilweis zu verkaufen oder an Andere zu überlassen.

8 56. Für die Ausübung der Waldstreu-Bcrcchtigung
») in ander» als den geöffneten Distrikten (8 53 !>t. ».),
b) in den Sommermonaten (I!t- K) oder
ü) an andern, als dcn im Zettel bezeichnetenTagen (Ut, «,)

tritt, so fern die Streu getragen oder auf Radwehrcn (Schicbkarrcn) geholt wird, eine Strafe von zehn
Silbergroschen, für eine ein- oder zwcispännige Fuhre aber eine Strafe von einem Thaler, und für
eine drei« oder vierspännige Fuhre eine Strafe von zwei Thalern ein.

Der Gebrauch der im (8 53 lit. e.) verbotenen Harken wird neben Konfiskation derselben mit
einer Strafe von einem Thaler, und die Ausübung der Berechtigung mit größern als den im Zettel
bezeichnetenTransportmitteln mit einer gleich hohen Strafe geahndet.

Werden diese Kontraventionen bei Nacht oder an Sonu> und Festtagen verübt, so tritt der doppelte
Betrag dieser Strafe ein.
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Die Benutzung der Waldstreu zu ander« Zweckenals znm Un.erstrcuen unter das Vieh wird mit
D.e Benutzung de ^a , z Waldstreu (8 54.) so wie der ungerechtfertigteeiner Strafe von zwcl Thalern, uno v" -ur.l«»,

Verlauf des Strohes (§ 55.)
für eine Karre oder Tragelast mit emcm Thaler,
für eine ein- oder zweispännige Fuhre mit zwei Thalern.
für eine drei- oder vierspännige Fuhre mit vier Thalern,

«^" r f^^^^'I '^.ra^ die doppelte Geldstrafe^und verliert nach
einem dreimaligen Streu- oder ungerechtfertigten S.rohverlauf die Waldstreu-Berechngung auf d.e ganze

^ D^GMtta", fallen dem Waldeigen.hümer anheim, mit alleiniger Ausnahme der Strafe für
den un3eMe3ten Strohverkauf, welche zur Armenkasse des Wohnorts des Kon.ravcn.enten entr.ch-

" ""«ei Vetrenmg des Frevlers auf einer der in den 88 52 und 53 bezeichneten Kontraven.ionen
«ritt Pfändung "'" und der Waldeigen.hümer darf das abgenommenePfand nur gegen Erlegung der »nf

die Kontravention gesetzten Strafe "usa«N«ortcn. Vül.enhieb besteht in der Befugniß, die vni ««.ch.« 57 Die Gerechtgke t zum Plaggen-, yclvc. uuo ou.»,»^ ^ . ^ ' ^/ ^ ..... »>«««» zum<vl«,'
z. ni. ^>" "" ^ ^ ' ^.-„..„na benuucn i^u dürfen. Es findet hier alles das Anwendung, „., ,^,. ,.

,n Hochwaldungen nie mehr als die Fläche emes ganzen,
i." Nieder- und Mi.telwaldungen aber eines halben Jahres-Schlages

'"' °"^8^^27Nech"a7^ Vieh in dem Walde eines Anderen zu hüten, "wß sich desselben'z^°^.§ 58. ^cr dao ^cu)i o«>, , . Substanz der Sache lc.ucn schaden leioe, ^,^,^„,
so bedienen, daß der ü.genthume ^s Waldes d n, , ^^ ^ ^^^ ^
und an der nach Lesart gewöhn.chen^ ^ ,^^ ^^^^ ^,^

^3^^:ch7v23cr^ ^tung gehört, in einer Heerde weiden

'" ^ Steht einer Gemeinde das Weiderecht zu. so mnß auch das V,eh gemeinschaftlich in vorgedachter

'" '^1!„e 3erde Großvieh über sechszig Häupter, eine Schweineheerde über nennzig («5. § 44)

" ^o^r^^^ '' ranzigste Theil,

'"" ^^59 ^W^'gegen die Vorschriften des vorstehenden § handelt, wird für jeden einzelnen Fall
mit einer nach der Gattung und der Anzahl des ohne Beobachtung dieser Anordnuugen e.ngetnebenen

^l2id7f^t^die Be.gniß, das Vieh bei ^. ..
. . ^ .' /I ^.nn.n Untcraana und Aufgang, im Walde zu lassen, v.elmehr muß eme solche

«.^»»3 .^72 ».""«» d«.s°r b3°„°... M .,,««.. ..... ° .... .»« W.h «.»d« <n
^esugn p ve onoero el>v hindurch verbleiben.

Aufsichteines Hirten zu halten.
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Wird hierin von dem Berechtigten oder dessen Leuten etwas verabsäumt, wird das Vieh bei Nacht
im Walde gehütet, bricht es aus den Koppeln oder dringt gar in die Schonungen ein, so verfällt der
Berechtigte in die unter 8 75 angedroheten Strafen und haftet außerdem für alle Beschädigungen.

Sofern übrigens eine Verlegung der Nachtkoppcl forstwirtschaftlich nöthig ist, muß der Berech«
tigte sich dieselbe gefallen lassen und die Kosten tragen.

Ueber die vom Berechtigten etwa bestrittene Nothwendigkeit einer solchen Verlegung entscheidetder
Landrath unter Gestaltung des Rekurses an die Negierung.

8 61. Wer mehr Vieh auf die Waldweide bringt als seine Berechtigung gestattet, oder wer
fremdes oder zum Handel bestimmtesVieh ohne nachgewiesenebesondere Vcfugniß eintreibt, ist strafbar. —
Jeder Hütungsbcrcchtigte ist verbunden, dem Waldeigcnthümer oder dessen Stellvertreter (verwaltenden
Forstbeamtcn) auf Verlangen eine von ihm unterschriebeneNachweisung zuzustellen, woraus Zahl und
Nrt des Viehes, welches zur Weide gebracht werden soll, hervorgehen. Ist der Umfang des Wcidrechts
nicht anderweit bestimmt, so darf der Berechtigte nur so viel Vieh zur Weide bringen, als mit dem auf
dem berechtigten Gute gewonnenen Futter durchgewintert werden kann. Der Auftrieb von Schweinen
ist nur in dem Falle gestattet, wenn diese Berechtigung besonders erworben ist.

Jede Uebcrschreitungder zulässigen Viehzahl wird mit einer Geldstrafe von fünf Silbergroschen
für das Stück Kleinvieh und zehn Silbergroschen für das Stück Großvieh (Rindvieh oder Pferd) geahndet
und diese Strafe im Wiederholungsfälle verdoppelt; — diese Strafe soll indessen auch beim Eintrieb
einer größern Anzahl unberechtigten Viehes für den einzelnen Kontraventionsfall nie über dreißig Thaler
bei Rindvieh, Pferden und Schaafen, und zehn Thaler bei Schweinen steigen.

8 62. Im Betreff der Termine der Eröffnung und des Schlusses der Hütungszeit bewendet es bei den
desfallsigen bisherigen Obscrvanzcn, jedoch darf ohne eine hierauf speziell erworbene Berechtigung die
Waldweidc nicht vor dem 1. Mai beginnen und über den 31. October hinaus ausgedehnt werden.

Wer außer der sonach feststehendenZeit den Wald mit seinem Vieh betreibt, hat die Hälfte der
im 8 61 fcstgescl!tcn Strafe verwirkt.

8 63. Das Hüten der Ziegen im Walde ist allgemein, und in der Nhcinprovinz auch das der
Schaafe, auch für denjenigen, welcher übrigens zur Weide berechtigt ist, bei fünfzehn Silbergroscheu
Strafe für das Stück verboten. Hat es in den Schonungen Statt gefunden, so tritt noch die besonders
dafür festgesetzte Strafe (8 75) ein. Auch Gäuse und anderes Federvieh, wenn das Recht dazu nicht
besonders nachgewiesenist, dürfen nicht auf die Waldwcide kommen.

8 64. Die Benutzung, Erhaltung und Erneuerung des Holzbestandes eines Waldes soll durch
Wcidebcrcchtigungennicht gehindert werden. Zur Erreichung dieses Zweckes wird dem Walbcigenthümer
gestattet,

») in Nadelholz-Waldungen ein Sechstheil bis zu einem Viertel,
l>) in Hochwalduugc» von Laubhölzcrn ein Viertel bis zu einem Drittel,
o) in Mittel- und Niedcrwaldungcn ein Drittel bis zur Hälfte

der mit der Wcidcscrvitut belastete» Waldfläche in Schonung zu legen und die Umtriebsperioden nach
den Regeln einer geordneten Forstwirthschaft zu regulircn.

Das Maaß der in jedem einzelnen Falle zulässigen Schonungsfläche innerhalb der vorstehend fest«
gestellten Grenze, hat bei entstehender gütlicher Einigung die betreffende Negierung, ^rineipalit«,' nach
Maaßgabe der Kultur-Bedürftigkeit dcs Waldes, zugleich aber auch mit Rücksicht auf den nothwendigen
Weidbedarf des Berechtigten, festzusetzen. Gegen diese Festsetzungbleibt der Rekurs an das betreffende
Ministerium offen.

In den Fällen, wo der Walbcigcnthümcr bisher größere Theile der Waldfläche einzuschonen
berechtigt war, wird durch dies Gesetz hierin nichts geändert. In der Nhcinprovinz bleibt es bei der dort
bestehendengesetzlichen Bestimmung, daß Schonungen und Schläge ohne Rücksicht auf ihr Alter und auf
eine in Schonung zu legende Waldfläche dem Weidbcrcchtigten nur erst dann zur Benutzung der Weide
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zu öffnen sind, wenn das junge Holz dem Zahn des Vichcs entwachsen, und von demselbennicht mehr
beschädigtwerden kann.

8. 05. Sind einzelne Distrikte der dem Waldeigcuthümcr verstatteten Schonnngsfiäche so wett
herangewachsen, daß der größte Theil des angezogenen jungen Holzes vom Vieh nicht mehr beschädigt
werben kann, so sind dieselben wieder zur Weide aufzugeben.

8 00. Ob eine Schonung solchergestalt aufzugeben sei, wird bei entstehender Einigung di->-
Interessenten durch die Regierung entschieden, gegen deren Entscheidung der Rekurs an das betreffende
Ministerium zulässig ist.

8 67. Ist ein Wald thcilweis oder ganz durch Feucrsbrunst beschädigt, oder zu Grunde gerichtet
worden, so steht dem Eigenthümer frei, den abgebrannten Distrikt, ohne Anrechnung dieser Brandstelle
auf die Schonungsstächc, neu zu kultiviren und in Schonung zu legen.

z W. Wenn die Berechtigten größere Strecken beweiben, als sie für ihre Hecroen bedürfen, so
ist der Waldeigenthümcr berechtigt, auf Einschränkung dieser zn ausgedehnten Weide-Distrikte bei der
General-Kommission, und wo eine solche nicht besteht, bei der Regierung anzutragen, auf diesem Wege
auch denjenigen Weide ° Berechtigten, welche nicht zur Haltung gemeinschaftlicherHirten verpflichtet sind,
(§ 53) besondere Weide-Distrikte anweisen zn lassen.

Mit ansteckenden Krankheiten behaftetes Vieh darf gar nicht, und sogenanntes Schmiervieh — wo
solches überhaupt noch vorhanden, — nur in dem Falle auf die Waldweidc gebracht werden, wenn alle
Hütnngs.Intcressenten, einschließlich des Cigcuthümcrs, solches halten.

§ 09. Erfordert die Beschaffenheitder Holz-Art oder des Bodens, daß ein Forst-Distrikt entwe.
der vor dem gänzlichen oder auch nur thcilweiscu Abtriebe des darauf stehendenHolzes zur Vesaamung
in Verschonung gelegt, oder daß, um den Boden mürbe und für die Aufnahme des Holzsaamens em¬
pfänglich zn machen, derselbe ein bis drei Jahre mit Getreide bestellt werde, so dürfen die Hütungs.
Berechtigten diese Distrikte nicht behüten. Sie werden aber der Schonungsfläche zugerechnet.

8 70. Die Wahl der Distrikte, deren Einschonung forstmäßig nöthig ist, hängt lediglich von dem
Waldeigcnthümer ab, und dürfen dadurch die Triften für das Vieh des Berechtigten, um zu den Weide.
Plätzen oder Tränken zu gelangen, nicht versperrt werden; sie sind vielmehr offen zu lassen und auf
Kosten des Waldeigenthümers so zu degränzen, daß das Vieh nicht austretcn kann.

Beschädigungen an diesen Begränzungcn durch das Vieh hat der Weide-Vcrcchtigtezu ersetzen.
Die Berechtigten müssen sich eine Verlegung dieser Triften gefallen lassen, wenn der Umweg nicht

über fünfhundert Ruthen beträgt.
8 71. Der Waldeigcnthümer lann durch das Wcidcrccht nicht verhindert werden, im Walde

Wohnstcllen für die zu dessen Schutz und Beaufsichtigung erforderlichen Beamten zu errichten. Auch ist
er befugt, die Etablissements aus dem Wald-Areal mit Gartenland, Acker, Wiese und Hütnng noth-
dürftig auszustatten. Diese Ländercien müssen indessen der gesetzlichzulässigen Schommgsflächc zuge¬
rechnet werde». (8 04.)

8 72. Wenn Blößen, Felder und andere Landstrccken, sollten sie auch seit länger als rcchtsvcr-
jährter Zeit nicht Waldboden gewesen sein, von dem Eigenthümer mit Holz angebaut werden, so kann
der, welchem darauf die Hütung zusteht, dagegen weder Einspruch thun, noch Entschädigung für den
Verlust der Hütung fordern, sobald der Platz nur mit hochstämmigenBäumen bepflanzt wird, und fort-
behütet werden kann, oder wenn nicht über ein Achtel der Fläche cingcschontwird. — Ein größerer Theil
oder das Ganze kann nur alsdann gleichzeitigeingcschontwerden, wenn dem Berechtigten anderes Weide-
Land, welches ihm, nach sachverständigemErmessen, die auf jenem Grundstück entzogene Hütung ersetzt,
angewiesen wird.

8 73. Der Waldeigcnthümer muß die Gränzen der angelegten Schonungen durch Warnungstafeln
oder Strohwische so kcnnbar bezeichnen, daß die Hütungsbcrechtigtcn solche nicht ohne eigenes Versehen
überschreitenkönnen, auf den Seiten aber, wo sie an Landstraßen oder Triften anstoßen, durch Gräben
ob« Zäune befriedigen, widrigenfalls er für das zufällig übertretende Vieh weder Pfandgeld noch
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Schadenersatz fordern kann. Auch ist er verpflichtet, die Schonungen den Weidebercchtigten auf deren
Verlangen an Ort und Stelle zu zeigen.

§ 74. Die Hütungsberechtigten haben die Verpflichtung, ihren Hirten, Schäfern oder anderen
Dienstboten, welche sie gewöhnlich oder auch nur zuweilen zum Hüten des Viehes gebrauchen, die in
deren Hütungsbezirk besindlichcnSchonungen an Ort und Stelle zu zeigen und ihnen das Hülen darin,
mit Bekanntmachung der gesetzlichen Strafen, zu untersagen. Die Unterlassung dieser Pflicht wird mit
einer fiskalischen Strafe von einem bis zehn Thalern geahndet.

§ 75. Wird Vieh des Weidebercchtigtenin den Schonungen betroffen, so muß, es mag gepfändet
werden oder nicht, neben dem Ersatz des verursachten Schadens, eine Strafe von fünf Silbergroschen für
ein Stück kleines Vieh, als Schwein, Schaaf u. f. w. und von zehn Silbergroschen für ein Stück großes
Vieh, als Pferd, Rind u. s. w. entrichtet werden.

Will der Waldcigcnthümer den ihm erwachsenen Schaden nicht besonders verfolgen, so ist für
ein Slück kleines Vieh zehn Silbergroschen und für ein Stück großes Vieh ein Thaler an Strafe zu
erlegen, worin alsdann der Schaden-Ersatz für das Behüten der Schonung mitbegriffen ist.

In dem einen wie im andern Falle soll jedoch die Strafe bei Schweinen zehn Thaler und bei
Pferden, Rindvieh und Schaafen dreißig Thaler für eine in den Schonungen betroffene Heerde nicht
übersteigen.

8 76. Werden gefesselte Pferde des Berechtigten in den Schonungen betroffen, so wird für jedes
Stück eine Strafe von einem Thaler fünfzehn Eilbcrgroschen erlegt und der Waldcigenthümcr ist außer¬
dem befugt, besondern Schadenersatz zu fordern, wenn er nachweisenkann, daß der Betrag des Schadens
die Hälfte des Betrages der Strafe übersteigt.

8 77. Die Mastrcvicre müssen, insofern wirklich Baummast vorhanden ist, vom 24. August jeden
Jahres ab bis zum 1. März des folgenden Jahres mit anderer Hülung verschont werden, bei zehn Eil»
bcrgroschcn Strafe für jedes Pferd und Hauptrindvieh, und fünf Silbcrgroschen für jedes Schaaf oder
Schwein, jedoch unter Äeschränkuug auf das im 8 75 bestimmteStrafmaaß, wenn ganze Heerden ein«
getrieben sind.

8 78. Der Waldeigenthümer hat die Wahl, ob er Strafe und Schadenersatz, ober auch die höhere
Strafe (8 75) von dem Hütenden oder vom Eigenthümer des Viehes fordern will. Dem letzteren bleibt
der Regreß gegen den Hirten vorbehalten. Anstatt der Geldstrafe kann der Waldcigenthümcr gegen den
zu deren Entrichtung unvermögenden Hütenden, nicht aber gegen den Eigenthümer des Viehes, sofern
dieser nicht etwa selbst Kontravcnicnt gewesen ist, auf verhältnißmäßige Gcfängnißstrafe antragen.

8 79. Wenn ein des Wcidefrcvcls Ucberwiescnersich dieses Vergehens wiederholt schuldig macht,
so trifft ihn außer der Verbindlichkeit, die Strafe und den Schadensersatz zu leisten (wofür der Eigen¬
thümer des Viehes mit verhaftet ist), eine Geldstrafe nach Höhe des doppelten Betrages der 8 75
erwähnten geringeren Strafen.

8 80. Ist der Eigenthümer des Viehes nicht selbst als Thcilnchmcr des wiederholten Frevels zu
betrachten, so haftet er nur für die einfache Strafe und den Schadenersatz. Beides wird unabhängig
von der wider den Hütenden selbst wegen der Wiederholung des Frevels festgesetztenbesonderen Strafe
beigetriebcn.

8 81. Wird das Vieh aus Rache oder Bosheit iu die Schonungen eingetrieben, so treten die
kriminalrechtlichenStrafen wegen Beschädigung aus Rache und Bosheit, neben der Verpflichtung zum
Schadenersatz, für welchen der Eigenthümer des Viehes auch in diesem Falle verhaftet bleibt, ein.

8 82. Wenn ein Hütungsbcrechtigtcr oder dessen Hirten, Schäfer u.s. w. Schonungszeichen abreißen
oder Schonungsgräbcn oder Zäune zerstören, so tritt eine Strafe von fünf bis zu zehn Thalern neben
dem Ersatz des Schadens, für welchen die Herrschaft aufkommen muß, ein.

8 83. Die Forstbeamten, Waldeigcnthümer oder deren Stellvertreter sind zur Pfändung, sowohl
einzelner Stücke als ganzer Heerden, welche den obigen Vorschriften zuwider im Walde weidend betroffen
werden, befugt, wenn auch der Eigenthümer des Viehes und der Hirte bekannt sind. — Der Pfändende
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muß dabei, insoweit diese Forstordnung nichts anderes festsetzt, die allgemeinen Lanbesgesetze
befolgen

8 84. Die Berechtigung zur Grasnutzung darf nicht über den eigenen Wir.hschaf.sbedarf aus. ^. Oräs^.
gedehnt sie darf nicht mit Sensen oder Blattsicheln, auch niemals bei Nacht und auch nur in den vom
Waldeiqenthümer zur Grasnutzung aufgegebenen Distrikte» ausgeübt werden. S.e kann nur au den
von dem Waldeiqentbümcr bestimmtenTagen erercirt werden. Auch dürfen zur Zusammenbringung des
Grases keine Harten oder Rechen gebraucht, sondern es muß das Gras mit den Händen zusammenge¬

tragen ^^''^ ^ Z^punlt, von wo ab die Schonungen ohne Nachtheil für den jungen Holzbestanb
zum Grasschnitt eröffnet werden können, so wie auch darüber,

ob bei den bestehenden Lokal-Verhältnissen die Kräserei-Nutzung n.cht durch Schnc.den,
sondern nur durch Ausrupfen des Grases, im Interesse der Forstkultur, ausgeübt werden

Streit entstcht^'so entscheidet darüber der Landrath unter Zuziehung eines be, der Sache unbctheiligten
Norstbeamten. wogegen der Rekurs an die Regierung stattfindet.

Wenn ein Berechtigter außer den dazu bestimmten Tagen oder in anderen als den dazu geöffneten
Distrikten Gras schneidet, so verfällt er in eine Strafe von fünfzehn Silbergroschen; wird die Gräsern
aber ni verbotenen oder nach der Lokalität nicht zugelassenenInstrumenten, be. Nacht oder an ^on«.
und Festtagen ausgeübt, so verfällt der Frevler, wenn solches in den geöffneten D.sw ten geschehen m

"' ^^7tw7glbrauchten verbotenen Werkzeugegeht der Frevler zum Vortheil des Waldeigenthümers

"^'§'85. Wem das Rech, zusteht,... einen, fremden Walde ^d. ^
l^.f '. s m „. .iraben darf diese Berechtigung nur zu seinen, W.rthschaftsbedarf und ln den bere.to ^^,.
Kalk u. s. w. zu graben. dar, o.c,c ^" ' ^ ^ , ^ Waldcigenthümer schickliche
eröffneten Gruben ausüben, und muß, wenn dn,e cr,a)opsi ,»> , , /
stellen «ur Eröffuunq neuer Gruben anweisen lassen. ^ , , , . ^ - ,'^.i

Vor der Eröffnung neuer Gruben müssen die alten vom Verengten zugewor en uud mogl.chst

geebnetlverd C^en o >nuß jede alte, noch gangbare Grube, sobald sie ei wetterer Ausdehnung e.nen
F ächenraum von einem Viertel Morgen eingenommenhat. an den ausgegebenen Stellen plann werden,
so d ß der Umfang der Grube «ie mehr als eineu Viertel Morgen betragen darst Jede Ueb rtrewng

ese Bestimm ngen wird außer der von. Berechtigten selbst, oder be. e.wan.ger We.g rung oder Ver.
e ung auf seine Kosten zu bewirkendenZuwerfnng der nenen Grube, m.t e.ner Strafe von e.nem

T r und wenn die Grube in einer Entfernung von zwei Ruthen oder wen.ger von e.nen. De.ch oder
einem ffentlichenWege gemacht worden, mit einer Strafe von fünf Thalern geahndet.
e.nem ossen ) ^ „.^ ^^,„ „,, „„ ^n vom Walde.genthumer bestimmtenOrten, und nur xn. «,,„....
in eine En'tfem «g von mindestens fünfhnndert Schritten vou Straßen uud Wege«, ausgesetzt werden, '"n^"'"'

ei Venn^ wr Strafe von zehn Silbergroschen für jeden Stock. Die Wadbenten oder das Aus-
ve. ^enne.oling e. Aufenthalt zu bereiten, soll n.cht mehr gestattet werden,

^rn';3ns ci^Iahr .mch Publikation dieser Verordnung bei einem Thaler Strase für jede Wald-

'"'" Wer'das ^7!7"cse7 Beuten - Nutzuug rechtsgültig erworben hat, kann auf Entschädigung
wegen dieser ihm hiernach entgehenden Nutzuug gegen den Walbeigenthümer antragen

Jede künftige Anlegung neuer Beuten wird nnt e.uer, dem v.erfachen Werthe des beschäd.gten
Baums gleichkommenden,Geldstrafe geahndet.



8 80. ->, Alle Servitltt-Bercchtigtcn können ihre Gerechtsame nur unler Aufsicht und nach Anord<
uiing der Forstbcamten ausüben. Alle unbestimmteWald-Scrvitutc müssen 6 Monate nach der Publifa»
tion des gegenwärtigen Gesetzes, wenn die Betheiligtcn sich darüber nicht einigen können, durch die von
den Provinzial-Regierungen zu crueunendc Commission, auf ein festes Maaß uud Zahl regulirt, uud
ein für allemal festgestelltwerden; die Provinzial-Regierung entscheidetund das Recht des Rekurses an
das Ministerium des Innern und der Polizei bleibt den Partheieu vorbehalten.

Abschnitt III.
Beschädigungen durch andere Vcrsonen als Seru itutb erechtigte, durch Naturereignisse

und sonstige Zufälle.
i. Al»«thn,>,g s 87. Eben so wenig wie nach ZZ 1H, 23 und 28 den Holzbcrechtigtcn, ist den Holzkäufcrn

uonü,tt>uc„du„'^^^^^ h^s erkaufte Hol; ohne vorgängig? Uebcrwcisung Seitens des Waldeigenthümers oder seines
Stellvertreters aus dem Walde wegzunehmen; und auch nach dieser Ucberweisnng darf die Abfuhr nicht
ohne Mclduug beim Waldcigcuthümer oder seinem Schntzbcamten, oder ohne dessen vorgängigc Acnach»
richlignng geschehen.

Die Abfuhr des gekauften Holzes ohne vorgängigc Ueberwcisung wird mit Erlegung einer Strafe
von cinein Thaler für jeden Stamm oder jede Klafter und die Abfuhr des zwar übcrwiesenen, aber bei
dieser Ueberwcisuug nicht gleich abgefahrenen, sondern einstweilig im Walde stehen gelassenen Holzes ohne
die bei der hicrnächstigen Abfuhr nothwendige Meldung bei dem Forstschntzbeamteuoder Waldeigcuthü»
irrer mit einer Strafe von fünfzehn Silbergroscheu pro Stamm oder Klafter geahndet.

Ist die Abfuhr nicht nur ohne Beachtung dieser Vorschrift, sondern auch des Nachtu oder an
einem Sonii' oder Festtage erfolgt, so verfällt der Käufer außerdem noch iu eiuc der Orts - Armenkasse
zufließende Geldstrafe von zwei Thalern, welche im Wiederholungsfälle verdoppelt wird. Gehört die
betreffende Waldung zu keinem Kommunal-Verbände, so stießt diese Strafe zur Armenkasse der nächst
gelegenen Ortschaft. Die Abfuhr des Holzes ohuc vorgängigc Bezahlung oder Kreditiruug wird mit
einer dem beduugeucuKaufgelde gleichkonimeudcn,neben diesen, Kanfgclde zn erlegenden, Geldbuße belegt.

In Ansehung des Raff- uud Leseholzes, welches Eingcmiethctc beziehen, bedarf es keiner jedes¬
maligen besondern Meldung. Es gelten für den Eiumiethcr analogisch dieselben Bestimmungen, welche
im Z 30 für die Raff- uud Leseholz-Berechtigten gegeben sind, sobalo jener seinen Miethsschein, welcher
die Stelle des Berechtigungsscheinsvertritt, in Empfang genommen hat.

K 83. Wer unverarbeitetes Bau- oder Nutzholz, Brennholz oder auch audercs Holz, welches
häusig entwendet wird, z. V. sogenannte Weihnachts- und Pfingstbäume, die aus den Gipfeln junger
Radelstämme gefertigten Quirlen uud die aus Birkcurciseru bereits gefertigten Besen in eine Stadt oder
ein Dorf einbringt oder sonst verfährt, mnß mit einer schriftlichenglaubhaften Bescheinigung der Poli'ci-
Vehördc seines Wohnorts oder des Eigenthümcrs oder NnfschcrS desjenigen Waldes, aus welchem
seiner Angabe nach das Hol; gebracht wird, versehen fein, und solche auf Erfordern der Forstbcamten,
Gcnsdarmen, Polizei- uud Steuer-Beamten vorzeigen, widrigenfalls das Holz in Beschlag genommen
und kousiszirt werden sott. Auch Holzbcrcchtigte müsse» bei Vermeidung gleicher Folgen, wenn sie das
von ihnen aus der verpflichteten Forst geholte Holz wegschaffen,mit einrr Bescheinigung ihres Holzuugs-
rechts versehen sein, in welcher die Holzsortimente, worauf die Berechtigung lautet, und die Tage, an
welchen die Berechtigung, und die Transportmittel, mit welchen sie ausgeübt werden darf, ausgedrückt
sein müssen.

Befindet sich unter dem Holze noch anderes Holz, als worauf die Bescheinigung lautet oder
transportiren sie solches an anderen, als den znr Ausübung der GerechtigkeitbestimmtenTage» oder
mit größeren als den bestimmten Transportmitteln, ohne den rechtmäßigen Erwerb dieses Hol'cs
besonders auf die obeu bemerkte Art nachweisenzu können, so ist dasselbeglcichcrgcstalt der Konfiskation
unterworfen.

Wird bei der nähern polizeilichen Untersuchung ermittelt, daß das in Beschlag genommene Holz
gestohlen worden ist, so tritt außer der Konfiskation gegen die Angehaltenen gerichtlicheUntersuchung



89

und nach Blwandniß der Umstände eulwcder die gesetzliche Strafe des Holzdrrbstahls, mindestens aber
eine dem Tanvcrthe deS konfiszirten Holzrs gleichkommende, zur Ortspolizei-Kasse fließende, Geld,
büße ein.

§ 89. Die Besitzer, Verwalter oder Pächter der in oder nicht über zwei Meile» von den Forsten
gelegenen Schneidemühlen sollen auf ihrer Mühle keine Sägrblöckc annehmen, ohne glaubhafte Bescheinig
anua über ^den'rechtmäßigen Besitz des Ueberbringcrs. Sie sind verbunden, von allcu angeuommcuen
Sägcblöckcn ein^Verzeichnißzu führen, worin der Name des Ueberbringcrs und dessen Legitimation ei»,
nctraacn ist. Sie haben überdies auf dem Sägeblöcken den Namen des Ueberbringcrs zu bezeichnen und
die beigebrachtenBescheinigungen so lange zu asscrvircn, als die betreffenden Blöcke ober die daraus
geschnittenenBretter auf oder bei der Mühle befindlichsind, dergestalt, daß sie oder ihre Werkmeister
jeder-eit im Stande sind, den Forstbcamten oder Polizei-Behörden bei Nachsnchnngvon gestohlenen Höl¬
zern über die zur Mühle gebrachten Sägcblöcke befriedigende Auskunft zu geben.

Die Nichtbeachtung dieser Vorschriften hat eine Polizei Strafe von zehn bis zwanzig Thalern
zur Folge.

« 90. Es darf auch die Handbrettschnciderci zum Verkauf in einem Walde oder in einem Um¬
kreise von einer halben Meile von demselbennicht ohne vorgängige Erlcmbniß der Krcis-Polizei-Vehörde
betrieben nnd der einmal ctablirte Schneide-Platz nicht ohne Vorwisscn dcs Eigenthümcrs oder verwal<
tenden Forstbcamten dcs benachbarten Waldes verlegt werden. Alle innerhalb der obigen Entfernung
durch Handfugen zu schneidende Blöcke, obue Unterschied,ob sie zum Verkauf oder zum eigenenGebrauch
bcstimmtsind.' müssen durch ein glaubhaftes Attest legitimirt sein. .,, , . >. c ^ ,

Die Uebertretung dieser Vorschriften wird mit eiuer Pol.ze.-Strafe von fuuf b.s zehn Thalern

^'"^91. Veschätiguugen an Bäumcu durch Anbohren, Schalen, Bermgeln, Abzapfen des Saftes
und ähnliche Vcr c uuqcn werden mi. einer Strafe von zehn Silbergroschen b.s zu e.nem Thaler für den

n7sedem einzeln3'nme verübten Frevel geahndet, welche Strafe verdoppelt wird, wenn d.e Verletzung
das Absterben des Vanmes nach sich zieht. .

^as Anreißen der Nadelhölzer zum Harzscharren durch e.nen N.chtbcrcchttg.en wnd m.t e.ner
" ' /^, . .<.«>.. «'^v wenn das Vcraehcn an mehreren Bäumen verübt worden

w'nach"VeIm'^ ^n.me bis a^sstinfzig Thaler erhöht werden kaun.
M^ w w B M gnngen durch Ausreißeu junger Bänme und Pflänzlinge oder Zerstörnng

jun^er^^ n >nt einer Strafe von 5 bis 10 Thalern belegt. Beschämungen der Wald-
l aus N che oder Bosheit wird mit den durch das Kriminal-Necht best.mm.en Strafen geahndet.

« 92 5'ntcn und' Schäfer dürfen weder Aerte, Beile und Sagen, noch andere schue.dende,zum
Holzdicbstahl geeignete Werkzeuge mit iu die Forsten nehmen, bei einer Straft von einem bis fünf
Thalern und Kousiokation der Werkzeuge für jede» eiuzelnen Fall.

« 93 Wer uubefugt Vieh in den Forsten weiden läßt, wnd ,mt emer Geldstrafe von fnnf S.l-
beraroschcu'für ein Stück llei«es Vieh, als Schaafe, Schweine u. dgl. nnd von zehn Silbergroschen für
- >-.", ^.^',.^ Vieb als Pferde und Rinder u. s. w. belegt. —

"" ^ Wird d Meh in den Schonnngcn betroffen, so wird die Strafe das Vieh mag gepfändet wor-
. . . ...'^ neben dem Ersatze dcs verursachten Schadens, um d.« Hälfte, also bez.chungswe.se

! "!' d 3en wlb '. Silbegroschcn uud fünfzehn Cilbergroschen erhöhet. Will der Waldeigen¬
auf sieben un <n" l"" ^ Ü^ ^ ^^^^. ^f^.., so kaun er für ein Stück kleines Vieh
thumcr deu <hm ""ach! en ^ ^, ^,^^ ^ ^^^^ Silbergroschen au Strafe
fünfzehn 7^,., miteinbegriffen ist. - In dem einen wie i» dem andern Falle
fordern, wor.n der Sch"dcncwY ^ ^. ^^,^,^ ^.„^.^ ^ ^„ f,.„f

soll jedoch die Strafe ^ ^ ^^ ^^^^^ ^^^ ^^^ ^,^ ,,^^^.^^

"'" "^ ^l^crhalb rer Schonungen bc.rosscucuHeerdcu beträgt das Marimum der Strafe resp,
zehn Thaler und dreißig Thalcr. ^
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8 94. Die in den 88 78—8!, enthaltenen Bestimmungen Hinsichts der Vertretungsvcrbindlichleit der
Vieh-Eigenthümer für die von ihren Hirten verübten Frevel und Hinsichts der Folgen der Wiederholung der«
selben finden auch hier Anwendung, und eben so die im Z 83 enthaltene Bestimmungwegen der Pfändungen.

8 95. Wird in hutftcien Waldungen das Vieh in jungen, dem Maule des Viehes noch nicht
entwachsenen Beständen gehütet, so tritt, ungeachtet der hier mangelnden Schonungszcichen, die für das
Behüten der Schonungen geordnete Strafe ein.

8 9L. Das Behüten der Schonungen mit gefesseltenPferden wird gegen den zur Weide nicht
Berechtigten mit der im 8 7L vorgetriebenen Strafe belegt.

8 97. Das Ebnen der Straßen- und Schonungsgräben und Fleschen, das Zerstören der Scho,
nnngszäune und das Abreißen der Schonungszeichen wird mit der im 8 82 bestimmten Strafe, neben
dem Schadenersätze, geahndet.

8 98. Wer in einem Walde unbefugter Weise Land umbricht oder aufreißt, hat außer dem Scha.
den-Ersatzc eine Strafe von einem bis fünf Thalern verwirkt. Eine gleiche Strafe trifft die Besitzer
der an den Wald angränzcndcn Grundstücke, welche an der Gränze etwas vom Forstgrunde abpflügen,
ohne grade die Grenzzeichenzu verrücken.

Wegen der Verrückung der Grenzmäle verbleibt es dagegen bei den diescrhalb bestehendenstraf,
rechtlichenBestimmungen.

8 99. Wer außerhalb der gewöhnlichen gebahnten Wege oder auf den durch Warnungstafeln,
sogenannte Verstellung oder Vergrabung, als verboten bezeichnetenForstwege ohne Erlaubniß des Wald¬
eigenthümers fährt, schleift oder reitet, zahlt eine Strafe von fünfzehn Silbcrgroschcn für jedes Ncit-
odcr Zugthier, in den Schonungen aber, neben dem Schadcn»Ersatze, das Doppelte.

Das Durchtreiben des Viehes durch den Wald außerhalb der Wege wird als ein Weidcfrevel
mit den 8 93 vorgeschriebenenStrafen belegt.

Fußgänger, welche ohne Erlaubniß des Waldeigenthümers, oder ohne eine ihm diescrhalb zu«
stehende Berechtigung (;. V. Jagd-Berechtigung) die Schonungen betreten, bezahlen eine Strafe von zehn
Silbergroschen. Auch steht dem Waldcigenthümcr srci, seinen nicht in Schonung liegenden Wald durch
aufgestellte Warnungstafeln unter gleicher Strafe dem Zutritt jedes Unberechtigtenzu verschließe».

8 190. Die unbefugte Aneignung von Waldprodukien, welche zwar dem Holze nicht beizuzählen
sind, aber doch zur Feuerung, zur Düngung oder sonst zum forst- oder landwirtschaftliche» Gebrauch
benutzt, oder vom Forstbcsitzcr zum Gegenstand des Handelsverkehrs gemacht werden, wird als Entwen¬
dung nach den darüber bestehendenbesondern Gesetzenbestraft.

Wer aber andere geringere Waldprodukte ohuc vorgängige Erlaubniß des Waldeigenthümers im
Walde aufsuchtund einsammelt, wird mit einer Strafe von fünf Silbcrgroschcn bis zu einem Thaler belegt.

8 101. Wer ohne Bcfugniß in den, in den Waldungen liegendenSeen und Gewässernfischt oder krebst,
wird nach den Gesetzen des gemeinen Dicbstahls, sofern dies aber mit Anwendung von Leuchtfeueru geschieht,
außerdem noch mit einer besondern Strafe von fünf bis fünfzig Thalern belegt, welche auch der verwirkt
hat, welcher sich bei der Ausübung der ihm zuständigen Berechtigung zum Fischen und Krebsen solcher
Feuer im Walde bedient.

II. Feuer«. 8 102. Niemand darf ohne Erlaubniß der Forst-Polizei-Behörde im Walde und innerhalb
«cführ. zwanzig Nuthe» vom Saume des Waldes Feuer aumachcn. Holzhauer uud die bei den Mastschweinen

wachenden Hirten dürfen zur Bereitung der Speise oder zu ihrer Erwärmung nur kleine Feuer, und
zwar nur auf solchen Plätzen anmachen, welche vorher von allen brennbaren Gegenständen bis auf vier
Fuß vom Feuer entfernt, abgeräumt worden sind. Solche Feuer müssen aber beim Weggehen bis auf
den letzten Funken ausgelöscht werden. — Bei trocknen, Wetter und bei starkem Winde darf aber auch
unter diesen Vorsichlsmaaßregeln kein Feuer angemacht werden.

Wer hiergegen handelt, verfällt, wenngleich dadurch kein Schaden verursacht worden, nach Ver¬
hältniß der Unvorsichtigkeitund der Größe der Gefahr in eine Geldbuße von fünf bis fünfzig Thalern.
Die Strafe gebührt dem Waldeigenthümcr, wenn das Feuer innerhalb der Waldgrenzen, dagegen fließt
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sie zur Polizei-Slraflasse der betreffendenKommune, wenn das Feuer auf benachbarten Grundstücken
außerhalb des Waldes in verbotener Nähe angemacht wurde.

8 103. Das Tabakrauchen im Walde darf nur mit einer mit eine.» Deckel versehenen Pftlfe
geschehen, bei einer Strafe von einem Thaler. «< . >.

8 104 Das Schießen in den Wäldern und ain.Heiden mtt Pfropfen von Wcrg, Papier oder
andern leicht' feuerfangenden Stoffen ist verboten. Man darf sich nur der Pfropfen von Wolle, Filz,
Kuhhaaren oder andern nicht entzündbaren Stoffen, und bei Büchsen nur der Pflaster von Leder oder
wollenem Zeuge bedienen.

Wer dawider handelt, verfällt in ciuc Geldstrafe von fünf bis zehn Thalern.
8 105 Das Theer- uud Kohlenschwelendarf

1) nicht innerhalb der geschlossenen Bestände und nur auf den von dem Waldeigcnthümer oder
dessen Stellvertreter angewiesenen Plätzen geschehe», wo keine Feuergefahr obwaltet;

2) Die Theerschwelcr uud Köhler müssen die nöthige Vorsicht beobachten, und die in dieser Hin.
sicht von dem Forstaufsehcr erhaltene Anweisung genau befolgen; auch dürfen sie sich während
des Brandes uudAbkühlens der Kohlen, überhaupt so lauge das Feuer nicht gänzlich gedämpft
ist nicht aus dem Kohlenschlag entfernen und den Meiler nicht ohne Aufsicht stehen lassen.

3) Di'c Mcilerstelle darf nie auf Torfgrund errichtet, alle Wurzeln müssenauf derselben ausge-
bauen und alles fcuerfangeude Material muß drei Ruthen umher weggeräumt werden.

4) Bei Stürmen dürfen die Meiler nicht angezündet, noch aufgerissen, noch Kohlen ausgezogen

5) Die^lbfuhr der Kohleu von der Meilerstelle darf erst am folgenden Tage nach der Ausziehung

Die^^uug dieser Bestimmuugen wird mit einer Gelbbuße von zehn Thalern belegt.
8 100 Die in vorstehenden 8 unter Nr. 1-4 enthaltenen Vorschr.ften finden be. gle.cherStrafe

Nuwenduug auf das Aschebre.meuund andere Beschäftigungen im Walde wozu Feuer erfordert) .s.
07 Das Ausbrenueu von Feldern nnd Wiesen in der Nähe e.ncr Waldung d^f nur nach

aeschehener Anzeige an die Orts- uud Forstpolizei-Behörde und mit deren Genehm.gung „n Be.se.n e.nes
gc,chepener^>gr u „ «« „ ^. bei vom Walde abstehendenWinde vorgenommen werden.
Forstau ,ehers uud ^ ^ ^ Ueberlaufdes Feuers zu verhindern, mit

Auch müssen d.e ""' " "" "^ ^ F^r auf der Brandstelle nicht völlig gelöscht ist,
einem Graben umgebeu «"^ ^ sc gcm , . abreitenden Feuers augeste«. werden-

w.te "" S^ ^„.,„ ^r in der Nähe von Forsten liegenden
Aecker ,. W ^ch'igten'!'ob, solche Veranstaltungen zu treffen, daß das Feuer sich weder dem

2r2dm^es r^Geh^ die ^ in einer größern Nähe vorhandenen

Gebände eben so wett ^ ^„., für die Bauenden
verbund^^. sollte' wm die Landes-Polizei-Behörde, nach Nntersnchung der .okal-Verhältnisse, die

"' ^^^ 'ner.fährliche Anlagen dürfen nur mit
Genebntt u r Forstpo ize-Behörde und nur »uf freien Plätzen, wo leine Verbreituug des Feuers zu

blsorg^ .st errichte, werden. Auch müssen sic so weit von der Grenze eines fremden Forstes entfernt
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angelegt werde», daß die Bäume i» demselben durch den Nauch odir die Hitze nicht mehr beschädigt
werden können.

Eben dies gilt von allen Anstalten, welche gleiche nachteilige Einwirkung auf den benachbarten
Wald äußern.

Die mit Umgehung der vorstehenden Bestimmungen errichteten Gebäude ist der Eigenthümer wie«
der wegzunehmenverpflichtet.

Die Errichtung von Gebäuden innerhalb oder in der Nähe von Waldungen kann in der Rhein«
Provinz in Zukunft nur mit Erlaubniß der Provinzial - Negierung auf den Antrag der Ortsbehörde
statt finden.

8 109. Wer durch Uebertretung der in den vorstehenden 88 102 bis 108 enthaltenen Polizei.
Vorschriften oder auch sonst durch ein mäßiges Versehen eine wirkliche Feuersbrunst in dem Walde ver¬
anlaßt, wird nach den Bestimmungen des Kriminal-Nechts bestraft, und hat überdies Schadenersatz ;»
leisten. "

8 110. Wenn Feuer im Walde entsteht, so sind die Einwohner der nicht über zwei Meilen von
der Brandstätte entfernt liegenden Ortschaften, wenn diese auch zu einem andern Kreise oder Ncaierunas-
bezirke gehören, zur Hülfsleistung beim Löschen verpflichtet. Aus jeder innerhalb dieses Umkreises belc«
genen Fcuerstellc muß e.ne arbeitsfähige Person gestellt werden. Die zu stellendeMannschaft muß mit
Schaufeln, Spaten, Hackenund Aerten versehen sein uud durch den Ortsvorsteher nach der Brandstätte
gefuhrt werden, um daselbst nach Anweisung des aufsehenden Forst- oder Polizei-Beamten bei den
Loschungs- und Ncttungsarbeitcn gebraucht zu werden. Die Mannschaft muß so lange bei dem Feuer
blc.bcn, bis es gelöscht oder dessen Ausbreitung vorgebeugt worden ist, und sie vom leitenden Forstbeam-
tcn entlassen werden.

Ist das Feuer binucn zwölf Stunden nach dem Eintreffen der Mannschaften auf der^Vrandstellc
noch nicht gelöscht, so muß der leitende Beamte die nöthigen Vorkehrungen wegen Ablösung "der Mann¬
schaften treffen. Zu dem Ende ist derselbe berechtig:, auch die Einwohner der über zwei Meile, v n
der Brandstelle entfernt belegenen Ortschaften durch ihre Ortsvorstände zur
Mannschaften aufboten zn lassen, und muß alsdann anch aus diesen entfernteren Ortscla7en ach

geltellt'we^de?" '"' ""' ^"' "'""" "" ^"^''" ^"« zur Hülfsleistung «nver-züglich

Auch nach Dämpfung des Feuers müssen dann immer noch aus den nächsten Ortschaften die nöthi¬
gen Wachen, nach der Bestimmung und Anweisung des gedachtenBeamten ober Aufsehrs Zurück.t.?.
bis die Besorgnis) des Wiederausbruchs des Feuers gänzlich gehoben ist. "'"^"s, zun.ckble.ben,

Feuer eA^ ^'""'"'"^" der Leute geschieht mittelst Läuten der Glocke, oder durch die sonst üblichen

3 111. Diejenigen, welche zur Löschungeines Waldfeuers Hülfe u. leisten v^,..,^.. <- ^

bei dem entstehenden Fener auf das angegebene Vrandzeichen von dem F ue bn d ^ '. 7
Unmöglichkeit ihres Erscheinens, ausbleiben oder zwar'erscheinen aber nichts n f n d dmA o 7
nungen des die Lösch- nnd Nettungs-Anstalten leitenden Forst- oder PolizeiiemnÄ ich Fo " '
oder auch sich früher entfernen, als sie entlasse» werden, sollen ein jeder mit einer
Kasse seines Wohnorts fließenden Geldbuße vou einem Thaler belegt werden ^n-Straf.

8 1l2. (113). Die Leitung der Lösch-Anstaltenin den Königlichen Forsten so wie in d.« .. .

besonderer Absicht eines Forstbeamten stehenden Privat- und Gemeft'e-Waldungen^^
Negel dem ersten Forstbeamten des Neviers. bei dessen Abwesenheit und bis er eintrifft den. F st ch«

beamten und wenn auch dieser nicht sogleichgegenwärtig sein sollte, dem Vorsteher des Otts^.
welchem d.e zur Loschungherbeieilende Mannschaft zuerst bei der Brandstätte anlangt '

In Pr.vat- und Gemeinde-Waldungen, wo keine besondere Forstbeamten anaestell. ssn, s-. .
der Orts-Polizei-Aeamte die Löschnngs-Anstalten, wo solche aber an Könialick'e7.3 ^ ' '
zuerst ankommendeKönigliche Forstbeamte. ' ^ er an ^on.gllchc Forsten grenzen, der



63

Ist der Eigenthümer des vom Feuer betroffenen sPrivatforstes zur Stelle, so steht ihm innerhalb
der Grenzen seines Waldes die Leitung des Geschäfts zunächstzu.

8 113. (114.) Nach jedem entstandenen Waldfcucr soll von der Polizei-Behörde die schleunige
vorläufige Untersuchung veranlaßt und die darüber aufgenommene Verhandlung der betreffenden Provin.
zial-Ncgiernng zur wettern Verfolgung der Sache eingereicht werden.

' 8 114. (115.) Diejenigen, welche einen Waldbrand, ob es gleich in ihrer Macht stand, nicht
verhüten, sollen mit einer fiskalischenStrafe von zehn bis fünfzig Thalern belegt werden. Waren sie
aber durch Amtspflicht besonders zur Verhütung des Feuers verbunden, so treten die allgemeinen gesetz.
lichcn Bestimmungen über Verletzung der Amtspflichtenund der Anspruch auf Schaden-Ersatz ein.

8 115. (110.) Wenn Insekten oder andere Thiere, welche den Holzbeständenbesonders südlich »i. «^.
sind, sich in den Waldungen in Gefabr drohender Menge zeigen, so ist zunächst der Eigenthümer der ^«. '
damit befallenen Waldungen verpflichtet, die nöthigen Vorkehrungen zur Vertilgung dieses Ungez.esers

" Reichen die Kräfte des Waldeigenthümers hierzu nicht aus, so sind hicrnächst die Scrvitut-Bercch.
tigtcn vcrbuuden, hierzu Hülfe zu leiste».

Ist aber das Uebel von dem Umfang, daß die Abhülfe durch die Aufbietung dleser zunächst Be.
theilten nicht erfolgen kann, so tritt die Hülfsleistung der Einwohner der umliegenden Gegend in dem.
selben Umfange ein, wie dies bei den Waldbränden im 8 110 bestimmtworden .st; jedoch gegen e.ne
von der Provinzial-Regierung festzustellende Vergütung. ^, , ^ ^ ,,

In welchen Fällen auf die Beihülfe der Servi.u.berechtigten, oder auch der E.nsaffen ^Umgegend
zurückgegangen werden dürfe, hat die betreffende Provinzial-Negierung nach Maaßgabe des Umfanges
der Kalamität und der zn deren noch möglicher Abhülfe erforderlichen Aufwendungen zu benrthe.len

^u einem solchen Falle läßt sie durch die verwaltenden Forstbeamten dn erforderl.chen Arbe.ten
nach Mannschaften mit den dazu nöthigen Werkzeugen und etwa erforderlichen ,uhreu veranMagen und
die desfallsige Uebersicht dem Landra.he des Kreises mittheilen, welcher h.ernachst d.e D.enste unter d.e
nmliegendcn Ortschaften und Einwohner zu vertheilen und dafür zu sorgen ha. daß d.e Arbe.ten nach
Anwe iung der Forstbeam.en ausgeführt werdeu. Die Veranlagung der erforderten Mannschaften un
die w'.uug der Arbe.ten geschieht in den Forsten, für welche vollkommen sachkund.g Beamte angestellt
sind, dnrch den verwaltenden Forstbeamten des von den Insekten efallenen2(.ado S.n mehrere
benachbarte Waldungen verschiedenerWaldeigen.hümer von dieser Kalaun a dergestalt he.mgesnch oder
bedrohet, daß ein gemeinsames Zusammenwirken nothwendig w.rd, so ble.bt der Reg.erung überlassen,
die obere Leitnng des Geschäfts einem hierzu zu kommi.tirenden Forstbeamten zn übertragen.

c-m deu Walduugen, in welchen kein, oder ein nicht genügend aual.ftz.rter verwal.ender ^orstbe-
amter angestellt ist, wird die Veranlagung und Leilung der Arbeit durch den nächsten königlichen Ober-

försttr ^"'3^^ ^, ^,.,'^.„g der schädlichen Wald-Insekten verpflichtet
ist und der dazu erhaltenen Aufforderung nicht Genüge leistet, soll für einen versäumten Handtag fünf,
zebn Silbergroschen und für einen nicht gestellten W.gen mit Mannschaften drei Thaler an fiskalischer

Strafe erlegen. ^^ ^ Regierung die Nothwendigkeit an, einen von dem Ungezieferin ganz
unaewöbnlicher Menge befallenen Walddistrikt abbrennen zu lassen, so ist der Waldeigen.hümer verpflichtet,
sich ü^ M aßr zu nterwerfeu, jedoch so« in diesem Falle demselbenvon der betreffendenProvinz
3e lige E^aI^ng gc'c'K' werden; auch hat er die dazu erforderlichen Mannschaften zu gestellen.
Die Negierung hat alsdann den betreffenden Landra.h und einen von .hr zu ernennenden qual.ft,rten
Forstbeamten mtt der Leitung dieser Arbeit zu beauftragen, welche d.e erforde l.cheu Borke rungen zur
Ver ü.ung einer weiteren Ansdehnung des Feuers auf d.e angrenzenden D.stnkte zn treffen haben.

8 118 (119.) Sobald sich derartige schädliche Wald-Insekten ,n cmer Waldnng zeigen, .st dem
betreffenden Landrath, bei Vermeiduug einer Malischen Strafe von fünf bis zwanzig Thalern, durch den
Waldeigcnthiimcr davon Anzeige zu machen.
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8 119. (120.) Jeder Waldcigenthümer ist verpflichtet, das vom Borkenkäfer angestocheneHolz
auf desfcillsigeAnweisung der Regierung aus dem Walde schaffen und die Borke verbrennen zu lassen,
überhaupt aber für die schleunige Näumuug der Schläge zu sorgen, widrigenfalls er die Kosten der für
seine Rechnung zu bewirkenden Räumung zu trage» und außerdem eine fiskalische Strafe von fünf bis
zwanzig Thalern zu erlegen hat.

Zum Titel II.
Die in dem Gesetz-Entwurf über Dicbstahl an Holz und andern Waldproduktcn in den §8 12,

13 und 82 enthaltenen Bcstimmungeu kommen auch hier in Anwendung, nämlich:
1) hinsichtlichder Haftbarkeit für die durch Familienglieder, Dienstboten :e. verwirkten Geld»

strafen und Schadenersatz,
2) über die Verjährungsfrist für die in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Kontravcntionsfälle.

Titel

Jagd

») 3»gdsül)!g>
keil,

I I I

Polizei.
8 120. (121.) Die Iagdgcrecktigkcit besteht in dem Recht, jagdbare wilde Thiere aufzusuchenund

sich anzueignen.
Zu den jagdbaren Thieren gehören alle vierfüßige wilde Thiere und alles wilde Geflügel, insofern

beide'zur Speise gebraucht zu werde» pflegen, oder durch ihre Häute, Bälge oder Feder» nutzbar sind.
Abschnitt l,

Veschräutungm bei Ausübung des Iagdrcchts.
8 12l. (122.) Die Jagd darf nicht von Personen ausgeübt werden, die wegen eines Wilddicb-

stahls oder wegen Mißbrauchs des Fcuergcwchrs, wodurch eiu Dritter am Leben oder an der Gesundheit
beschädigt worden, schon bestrast sind. Sie darf auch nicht durch Individuen ercrcirt werden, welche
unter polizeiliche Aufsicht gestellt, oder durch ein richterliches Urtheil des Rechts, Waffen zu führen,
verlustig erklärt worden sind.

Dieser Bestimmung unterliege» auch die Iagdbercchtigten für ihre Person, und haben dieselben
eintretendenFalls die ihnen ungeschmälert verbleibende Jagdberechtigung durch andere qualifizirte Personen
ausüben zu lasse». Die Ucbcrtrclung dieser Vorschriften wird mit einer fiskalischen Strafe von fünf
bis zwanzig Thalern belegt.

8 122. (123.) Steht einer Kommune die Iagdgercchtigkeit zu, so ist cs nicht gestattet, daß jedes
Mitglied der Kommune auf die Jagd gehe; eine solche Jagd muß vielmehr entweder durch einen cigcndS
anzunehmenden und zu verpflichtenden Flur-Schützen beschossen oder für Rechnung der Kommuuc ver¬
pachtet werden, uud dürfen Unter-Verpachtungen nicht stattfinden.

8 123. (124.) Bei Ausübung der Jagd auf fremden Grundstücken müssen diese und deren
Früchte nach Möglichkeit geschontwerden.

Reifende Getreide und Oclfruchtfcldcr dürfen weder vom Jäger noch von Hunden durchsucht werden.
Auf jungen Saaten dürfen, wenn der Boden durch Thauwctter oder Regen aufgeweicht ist, keine

Treibjagden gehalten werden.
In Weinbergen darf vor gänzlicher Beendigung der Traubenlese nicht gejagt werden.
Die Ucbertretung dieser Bestimmungen zieht außer der Verpflichtung zum Schabenersatz, eine zur

Armenkasse des Orts zu erlegende Strafe von zwei bis dreißig Thalern nach sich.
Außerdem haftet der Iagdberechtigte für jeden an Zäunen oder sonstigen Bewährungen von ihm,

seinen Jägern oder Gästen verübten Schaden.
.) W,!dsch°»e<!. s 124. (125.) Der Iagdberechtigte darf auf seinem Jagdrevier das Wild nicht in ungewöhn¬

licher Menge hegen, widrigenfalls er für allen durch das Wild auf den seinem Iagdrecht unterliegenden
fremden Grundstücken angerichteten Schaden nach Maaßgabc der bestehenden Gesetze aufzukommen vcr<
bunden ist.

!>) Nemmnna!

«> Ve,chädl>
,ung der Fei«
»er durch die

Jäger,



65

8 125. (126.) Während der Setz- und Brutzeit oder Schonzeit darf von keinem Iagdbcrech«
tigten, wenn ihm gleich nicht etwa das Recht, zu allen Zeiten zu jagen, aus landesherrlicher Verleihung
dermalen zusteht, Wildprctt erlegt werden, mit Ausnahme der in dem 8 128 bezeichneten, von der
Innchaltung der Schonzeit ausgcnommencn Wildgattungen.

« 126. ^127.) Die Setz- und Brüt- oder Schonzeit des jagdbaren Wildes beginnt mit dem
ersten Februar und währt bis zum ersten September; doch sind die Regierungen befugt, aus Rücksichten
der Landeskultur und der Iagdpstcge den Termin zur Eröffnung und zum Schluß der niedern Jagd in
jedem Jahre früher oder später eintreten zu lassen, und jeder Iagdberechtigte ist verpflichtet, den dieserhalb
bekannt zu machendenAnordnungen nachzukommen. In Betreff der hohen und mittlern Jagd gilt die
oben bestimmte Schonzeit nur für das weibliche Wild und deren Junge, wogegen Noth- und Dammhirsche
und Spießer, so wie auch Rehböcke,das ganze Jahr hindurch geschossen werden können. Das Elch-Wild,
welches ohne Unterschied des Alters und des Geschlechtsvom 1. November bis zum 1. September ge¬
schont werden muß, darf nur in den Monaten September und October geschossen werden. Die Schon-
-eit für Haselhäbnc beginnt mit dem 1. Mai, für Aucrhähne mit dem 1. Juni und für Birkhähne mit
dein 1U. Juni und dauert bis zum 1. September.

Junge ^aseu können schon vom 20. Juni ab geschossen werden.
Für die Schwäne gilt die oben bestimmteallgemeine Schonzeit vom 1. Februar bis zum 1. Sep¬

tember Zahme Schwäne dürfen auch dann, wenn sie sich aus ihrem Distrikt, in welchem sie ausgesetzt
sind entfernen, von Niemand geschossen oder sonst erlegt werden. Innerhalb eines Umkreisesvon zehn
MeiKn von den Städten Berlin und Potsdam dürfen überhaupt keine Schwäne ohne vorgängige Ge¬
nehmigung des Hof-Iagd-Am.es eingefangen, geschossen oder sonst erlegt werden. Kein Iagdberechtigter
daif Während der Setz- oder Vrü.ezeit Junge oder Eier von den der Schonze.t umerl.egenden wilden

^lcrcn ansnehnm^ beginnt die Schonzeit des niedern Wildes mit dem 1. Febrnar und währt
bis zuml. September, doch sind die Regierungen befngt, den Termin zur Oeffnnng der n.ebern Jagd
,'n i'.'dcm ^abre früher oder später eintreten zu lassen.

'^cke surfen nur vom 24. Juni bis 31. Dezember, Rehgeißen in der Regel gar nicht, oder
ausnahmsweise, wenn es des übermäßigen Nehwildstandes wegen auf den Antrag der königlichen

Die Schonzeit für Hasell'ähue beginnt den 1. Mai, für Auerhahne m.t dem 16. Ium, für B.rk-
häbne n^ dem Iu und dauert bis zum 1. September; Nebhühner dürfen nur von Eröffnnng der
!,^eru Jagd a„ bis Ium 1. Dezember geschossenwerden, uud findet für junge Hasen keine Ausnahme

m der Schomcit^statt. ^^ ^^^ Kaninchen, Zug- nnd Strichvögel, ingleichen alle Nanbthiere
.,. .ötten uüd'u, fanaen ist dem Iagdberechtigte« das ganze Jahr hindurch gestattet.
' ist dem Iagdberechtigten ebenfalls gestattet, Noth- und Dammwild das ganze

Jahr ^"d"'ch z" 'ch.eßen.^^^ ^g^w^^e, welcher die für die übrigeu Wildgattungen im 8 117.

festgestelltenEchonzeitt'n nicht innehält, hat für das Todten oder Einfangen des Wildpret.s während
der geschlossenen Zeit nachstehende Mal.sche Strafen verw.rl.:

^ " " 1. für ein Stück Elch-Wild - - fünfzig Thaler.
2. „ „ „ Nothwild - - dreißig „
^' „ „ Dammwild - - zwanzig „
4. „ einen Aucrhahn - - - ^hn „
5. „ „ Schwan « - - zehn „
6. „ „ Fasan - - - ^hn
7. „ ein Stück Rehwild « - zehn
3. „ eine Trappe - - ' Nwf
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9. für einen Hasen < « , vier Thaler.
10. „ ci» Stück Hasel oder Birkwild drei „
11. „ Nebhuhn - - - - zwei „

Für jedes während der Schonzeit ausgcnommene Ei eines der Schonzeit unterliegenden Geflügels
wird eine Strafe von zehn Silbergroschen erlegt; doch darf die Strafe für mehrere vom Iagdbcrcchtigtcn
an einem Tag? ausgenommene Nester nicht über zehn Thaler steigen. — Bei Iagdverpachtuugcn bleibt
dem Jagd-Eigenthümer überlassen, für Verletzung der Schonzeit höhere Konoentional-Strafcn zu stipuli«
ren, welche letztere alsdan» neben der gesetzlichen fiskalischen Strafe an den Jagd-Eigenthümer zu erlegen
sind. In der Nheinprovinz fällt für oie »lll, 2. 3. und 8. bezeichneten Wildgattungcn zdie bestimmte
Strafe weg.

§ 129. (130.) Die Hetz-und Parforce-Iagd auf fremden Grundstückenist verboten, jedoch soll den
Regierungen nachgelassensein, in den Gegenden, wo die Hetz- und Parforce-Iagd ohne erhebliche Beschädi¬
gung der fremden Grundstückegeschehen kann, von diesem Verbote, jedoch immer nur auf ein Jahr, zu
dispcnsircn und diese Iagdart nachzulassen.

Wer ohne eine solche vorher nachgesuchteund erhaltene Erlaubniß auf fremden Grundstückendie
Hetz- und Parforce-Iagd ausübt, zahlt eine Strafe von fünf bis zwanzig Thalern, welche zur Armen»
Kasse des Orts der vorgekommenenKontravcntion fließt. Den durch die Hetz- oder Parforcc«Iagd auf
fremden Grundstückenetwa angerichteten Schaden hat der Iagdbcrechtigte anch dann zu ersetzen, wenn er
zu dieser Iagdart die Erlaubniß erhalten hat. In der Nhcinprovmz dürfen Hetz- und Parforcc-Iagdcn
auf fremden Grundstückenin keinem Falle stattfinden. Elch-, Noth< und Dammwild darf überall, mit Aus«
nähme der Nhcinprovmz, nur mit der Kugel geschossen werden, bei Vermeidung einer Strafe von fünf
bis zwanzig Thalern.

Nche uud Hasen dürfen nicht mit Schlingen, und Nebhühner nicht in sogenannten Stcckuctzcnund
Laufdohnen gefangen werden, bei einer Strafe von einem bis zehn Thalern.

Abschnitt II.

Schutz des Jagd rechts,

c>, Gewehr. 8 130. (131.) Wer in fremden Jagdrevieren außerhalb der gewöhnlichen öffentlichenFahrwege
<>»«cn, u„t> öffentlichenFußwege zwar nicht jagend, aber mit Schießgewehr, Iagdgeräth oder Windhunden oder

mit andern frei umher laufenden Hunden betroffen wir?, soll auf den Antrag der Polizei-Behörde, des öffent¬
lichen Ministeriums oder des Iagdbcrcchtigten, außer der Konfiskation des Gewehrs, des Iagdgcräths
und der Hunde mit einer Geldbuße vo» ein bis fünf Thalern belegt und diese Geldstrafe im Wiederho¬
lungsfälle verdoppelt werden. Das Gewehr, das Iagdgeräth und die Hunde fallen, wenn die Vetrctung
auf Köuiglichcm Jagdgebiet erfolgt, dem Forst-Straf-Fonds, in Privat- oder Gemeinde-Jagdrevieren aber
dem Iagdbcrcchtigtcn anheim.

I,. Mißbrauch 8 131. (133.) Derjenige, welchem das Nccht zur Iagdfolge zusteht, darf das auf sciuem Ncvicr angc,
der Iagdfolge. schossene Wild auf das fremde Ncvicr nur so lauge verfolgen, als der Schwcishnud die Fährte noch

nicht verloren hat. Der Beweis der auf dem cigueu Ncvicr geschehenenVerwundung des verfolgten
Wildes liegt dem ob, welcher die Iagdfolge ausübt, jedoch genügen die auf dem Anschußbefindlichen
Haare oder Schweiß zum Ausweis des Ortes des Anschusses. —

Bei der Ausübung der Iagdfolge muß das Gewehr auf dem eigenen Ncvicrc zurückgelassen,auch
überhaupt die weitere Verfolgung aufgcgcbcu und mit gekoppeltenHunden zurückgegangenwerden, sobald
die letzter» die Fährtc des angeschossenenWildes verloren haben.

Das bei der Ausübung der I,lgdfolge in dem fremden Ncvier bereits verendet, oder zwar noch
lebend vorgefundene, aber hiernächst abgefangene Wild darf nur in Gegenwart des Iagdbercchtigtcu des
Orts oder seines Iagdanfsehers, oder bei deren Abwesenheit, zweier ciüwaudöfreicr Zeugen aus dem
fremden Revier weggebracht werden.
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Ist angeschossenes Hochwild bei Ausübung der Infolge nicht gefunden worden, sondern entkom¬
men oder siebt demjenigen, auf dessen Revier das Wild angcsckcsscn worden, die Iagdfolge nicht zu, so
ist der Jagende schuldig, dem Inhaber des angrenzenden Reviers, in welches das angeschossene Stück
WM übergetreten ist, von dem Anschuß binnen vier und zwanzig Stunden Nachricht zu geben.

Die Ucbcltrctung der vorstehendenBestimmungen wird mit einer Geldbuße von zwei bis zehn
Thalern geahndet, die Ausübung der nicht zuständigen Iagdfolge aber als Iagd-Kontravenlion nach den
darüber bestehendenStrafgesetzen geahndet.

Wo ausnahmsweise auch bei der Hetz- und Parforce-Iagd das Recht zur Iagdfolge geübt wird,
da finden die obigen Bestimmungen analoge Anwendung.

In der Nhcinprovinz hat die Iagdfolge nur auf Hirsche, Sauen, Damm- und Rehwild statt.
« 132. (134.) In der Rhcinprovinz soll während der Dauer der Hegezeit alles Wild ohne Aus» °-Wiid°etta«f.

nähme konfiscirt werden.
Wird bei der nähern polizeilichen Untersuchung ermittele, daß das in Beschlag gcnonnucne Wild«

vrett aestohlcn ist, so tritt außer der Konfiskation gegen den Angehaltenen noch gerichtliche Untersuchung
und nach Vewandniß der Umstände entweder die gesetzliche Strafe des Wilddiebstahls oder der Iagd-
Kontraveulion, mindestens aber eine dem Tarwcrthc des konsioeirtenWildpretts gleichkommende,Geld-

"« 133. (135.) 1) Den Schäfern nnd Hirten ist es erlanbt, die Hunde, welche sie zu ihrem Geschäft ^.u«n^
gebrauchen, auf die Weide-Reviere mitzunehmen, sie müssendieselben aber immer nnter Aussicht halten. ^«,

Wird ein solcher Hund in einer Entfernung von mehr als sechshundert Fuß von der Heerde
hinter Wild jagend betroffen, so ist der Iagdberech.igte und jeder seiner Stellvertreter befngt, den Hund
todt zu schießen. ^ ^ >. <^ ^. >l >.

2) Diejenigen, welche Vieh ans einer durch Jagdreviere führenden Straße oder Tr.ft treiben, und
ebenso chR^ müssen ihre Hunde bei sich behalten. Wird ein solcher Hm'd über sechshundert
3ß wett vom Wege und von seinem Herrn entfernt nach Wild jagend be.ronen, so kann er ebenfalls
todt geschossen werden. ... ,^ . . ^

3) Alle andern Hnnde, welche keine Jagdhunde sind, und welche andern als den unter 1 uub 2.
bezeichnetenPersonen gehören, können ohne Weiteres todt geschossen werden, wenn sie auf Jagdrevieren
außer der Bandstraße ohne Aufsicht umherlaufe». c> . . .

^ bübnerbunde, welche bei Gelegenheit einer vom Iagdberccht.gten abgehaltenen Jagd ,n e,n an«

deres Iagd«3 W «ftn, dürfen ,'M todt geschossen werden; der angrenzendeIagdberech.igte ist nur
b uat sie n »fangen und an den Eigenthümer abzuliefern. Außer diesem Falle kcunen auch alle andere
^n'v I^ 3", welche ohne Anfsicht in einem Jagdreviere uncherlanfen, von
od se nem Stellvertreter todt geschossen werden. Hierzu ist auch jeder M.yagd- un Koppeh gd^Berech-
w befugt, wenn die Jagdhunde eines Mi.berechtigten aufsichtslos .m Jagdreviere betroffen werden

5) Katzen, wenn sie zweihnnd ert Fuß entfernt von deu.Getauten belrossen werden, lenmn eben-

^ ^I^beVNMprovinz ist überhaupt das Jagen mi. Bracken verboten, unter einer Geldbuße von
drei Thalern für jeden Hund.

8 134. (136) Kein Iagdberech.ig.er darf ein Selbs.geschoß legen, der Gebrauch von Stöhnten, gemeine
Abschraubeaewehrenund Windbüchseu ist außerdem verboten, auch dürfen Fuchseisen und andere Fallen ^^...,
^ a 3 n OM, nd mit solcher Vorsicht aufgestellt werden, daß dadurch weder Menschen ohne
eigenes grobes Versehen, noch Vieh ohne grobe Nachlässigkeitdes Aufsehers Schaden nehmen könnten^ Das
Fangen und Todten der den Hausthüren schädlichen Nanbtwre innerhalb der Gehöfte ist den Bewoh¬
nern unter Beachtung der sicherheitspolizeilichenB.siinmungen erlaubt

Wer diefe» Bestimmungen zuwider handelt, zahlt zwet b.o zehn Thaler der Orts. M.ze.-E.raf'
lasse zufließende Geldbuße.
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8 135. (137.) Wenn durch unvorsichtiges Schießen oder unbedachtfamcBehandlung des Geweh¬
res Jemand gctödtet oder beschädigtworden, so finden die strafrechtlichenVorschriften wegen fahrlässiger
Verletzungen Anwendung. — Außerdem soll aber Jeder, der bei Ausübung der Jagd in Gesellschaftmeh,
rerer die Mündung des Gewehrs nicht in einer solchen Richtung hält, daß auch, im Falle es sich durch
Zufall entlüde, Niemand getroffen werden kann, mit einer Strafe von einem Thaler, uud, wer auf dem
Sammelplatz der Schützen das Gewehr anders als den Lauf in die Höhe gerichtet trägt, mit einer Strafe
von zwei Thalern belegt werden. Jede sonstige unvorsichtigeHandhabung des Gewehrs, auch wenn da-,
durch kein Schaden entstanden ist, wird nach Maaßgabe des Grades der Unvorsichtigkeitmit einer Strafe
von zwei bis zu zehu Thalern geahndet.

Alle diese Strafen fließen zur Armen-Kasse des Orts der abgehaltenen Jagd, und wenn das
betreffende Jagdrevier keinem Kommunal-Vcrbande angehört, der nächstbelcgencnOrtsbaft.

l. Verlii««», §. 13L. (138.) Wegen der zu den Wolfsjagden zu stellenden Mannschaften wird auf das Gesetz
der Wölfe. . ^ ^, >^> , . ^vom 15. Januar 1814 verwiesen.

Zu Treibern bei Wolfsjagden sollen nur Mannspersonen über sechszchn Jahr alt gestellt werden.
Diese haben den Anordnungen des die Wolfsjagd leitenden Forstbcamten Folge zu leisten, uud dürfen
sich nicht eher entfernen, als bis die Wolfsjagd beendigt ist.

Derjenige, welcher zu Wolfsjagddicnstcn verpflichtet ist, und nach erhaltener Aufforderung nicht
erscheint, hat eine Geldstrafe von einem bis fünf Thaler verwirkt. Auch sott derjenige, der sich auf einer
Wolfsjagd widerspenstig zeigt, oder vor Beendigung der Wolfsjagd entfernt, zwei Thaler Strafe erlegen.
Die Strafen fallen der Orts-Polizci-Kasse zu.

8 137. (133.) Jedermann, der außer der Wolfsjagd einen Wolf tödtet, erhält folgendePrämien:
») für eine alte Wölfin -,---- zwölf Thaler.
1.) „ einen alten Wolf ------ zehn „
o) „ einen jungen Wolf vom 1. Juli bis zum Ende September acht
«I) „ einen Ncstwolf ------- vier „
«) „ einen ungcborncn Wolf - - - einen „

Es müssen jedoch die erlegten Wölfe jedesmal ganz und nicht blos deren Bälge, welche übrigens
demjenigenverbleiben, der den Wolf getödtet hat, dem nächsten 5töniglichcn Oberförster oder Forst-Inspektor
oder dem Laudrath vorgezeigt und sodann den getödtctcn Wölfen die Ohren (Lauscher) abgeschnitten
werden.

Wer auf einer Wolfsjagd cincn Wolf tödtct, erhält außer dem Balge drei Thaler Schußgeld.
Außer diesem Schußgelde wird noch die obige Prämie bezahlt, wclchc unter die Treiber nach Maaßgabe
der bewiesenen Thätigkeit und Geschicklichkcit vertheilt wird.

8 138. (140.) Wer Wolfs- uud Fuchsgruben anlegen will, muß hiervon der Krcis-Polizci-Ve<
Horde Anzeige machen, welche darauf zu sehen hat, daß diese Gruben nur an abgelegenen Orten ange¬
legt, und so verwahrt werden, daß weder Menschen noch Hausthiere dadurch in Gefahr kommen.

Hat sich in demselben ein Stück Wild gefangen, so muß es sofort wieder in Freiheit gesetzt, oder
dem Iagdbcrcchtigtcn gegen Erlegung des Cchießgeldcs ausgeliefert werden.

Wer Krähenaugeu auslege» will, um dadurch die Wölfe zu vergiften, ist bei Vermeidung einer
Polizei-Strafe von zwei Thalern verpflichtet, solches dem Vorsteher der betreffendenKommune zur Be¬
nachrichtigungder Einwohner anzuzcigeu.

Allgemeine Bestimmungen.

8 139. (IN.) Alle in dieser Forst- und Jagd-Polizei» Ordnung vorgeschriebenenGeldstrafen,
welche nicht als fiskalischbezeichnetoder einem besonderen Fonds überwiesen sind, fallen dem Waldeigcu«
thümcr oveut. dem Iagdbcrechtigtcn anheim.

In der Nbeinprovinz sollen alle Geldstrafen für Jagdvergehen, und der Geldbetrag aller Konfiskate
an Wild in die Armcn-Caffe der Gemeinde, in deren Gemarkung das Vergehen stattgefunden hat, fließen.
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« 140 s142) Wer diese Geldstrafen zu zahlen unvermögend ist, hat an deren Stelle Gcfäng-
ninNrafe m 'aewärtiqen: insofern der Verurtheilte arbeitsfähig ist, kann derselbe im Interesse der Ge-
mewde zu Kom^ verwendet werden, wobei fünf Thaler Geldbuße einer GefäuguWrafe oder

Arbeit v°« acht^gen^ei^^ mrd.^ ^ontraven.ionen gegen die in der Forst. undIagd.Polizei.
Ordnung acgebenen Bestimmungen und die Festsetzungder dafür geordneten Strafen geschieh hinsichts
Krönung gcgcoenru mit Kriminalstrafen oder mit der auch nur zettwel,cnEntziehung nner

^emgen ^oMmvent^n w^che 'M Kn ^ , ^l ^^ ^^^ ,^,^^ ^^ ^^ ^^^ ^, ^^.^,
Verecht.gung bedroht sin°' ra o,e ^ Königlichen Forsten nnd in den KöniglichenJagd-
Behörden, m'dzwa^^^^^ ^^ . ^ ^^^ ,, ^, ^,^. ,.„
Revieren, durch de» nut Handhabung der ^ , ^ > Pol.zei-Jurisdiktion iu dem

^^"st^r^si^ ^ntljnu der /etzteru den, Inhaber der Jurisdiktion

""' ^7^o3i-K2mveü^7w^ von den Iagdberech.igten selbst oder ihren Verwaltern
. -s. ^ rd.n werden hinsichts der KöniglichenJagdreviere vom betreffenden Forst.Inspektor, in den

von dem Landrath untersucht und bestraft. Gegen die in allen
erlassenen Straf-Nesolute sindet der Nekurs an die Negie-

'"'" ^n der Nheinprovinz behält es bei den dermalen bestehendenGesetzensem Bewenden.
« 14 44) Ve der Untersnchungaller Forst- nnd Iagd-Pol,e.-Kon.ravent.onen w.r den

. !^ ^,^f,.^ ^.v.idiaten uud lcbeuslänglich angestellten, oder doch mit dem Ansprnch auf
Angaben der vorschnftsmajng v' " gten uud ^ "w g . Denunzianten- und Straf-Antheile
lebenslängliche Versorgung vn'sehenen, auch von dem ^ z ^ ^ ^^ Wahrnehmung

'""'3 ,,d aber auch, sofern der ^- oder Jagdb^mte t. ;^^3 " "^ '"

""'"" ^' 3573cr^-:r^b^^ die Ausmittelnng dieser Kontravention.

„,^ ^ d^ng^ben 3er^alde,enthw^ volle Glaub¬

würdigkeit bei^t seheu^. m^^ ^^^ ^ ^ Gerichts-Bezirke bei welchem
Daß er die ^o:ft " ° ^ ^ ,^ „Uer Wahrbcit und Gewissenhaftigkeitanzeigen,

^::7er^ uud über dessen Urheber nnd Teilnehmer
m!s Lner 3cht wah.genomu.eu oder durch fremde Mittheiluug erfahren habe, mtt genauer

Unterscheidung"'i,cben wolle ^, ^. ^,^ ^^. ^.^^^^ ,„, Ve-

!!7U^cr B^ng^f^n «ach einem andern Bezirke der betreffenden Behörde kostenfrei

^'""^'d die Forst- und Iagdbeamten schon ans das Gesetz wegen Untersuchung der Holzdiebstähle
.no °'c "" ' Eidcsnorm nur gerichtlichzu verweisen,

verengt so si"d s< «nf d o^ ^^ ^ ^^ ^ ,^,^ ,„f ,,, ,-^n Nheinufer in Kraft.
! /.' ^7 De Jagd-Gerechtigkeit darf nicht anf geschlossenen Grundstückenausgedehnt und

. -5 . ^ NM iedem frei, se ne Grnndstückedurch Mauern, Zäune, Hecken und mit Wasser
''"lofcrn nicht Verträge oder andere Nechtst.'tel

entgegenstehen.
Gegeben ?c. :c. ________________
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Motive
zum umgearbeiteten Entwurf einer allgemeinenForst- und Jagd-

Polizei-Ordnung.

Zu 8 2. D.,',1 Z atz bci diesem 8, daß das in einzelnen Fällen zum Waldschutz kommandirtc
Militair, zur Unterstützung der Forstbcamten diese Aufsicht ausübe, fand man erforderlich, weil nur die
Aufsichts-Vcamtcn unter der Iurisdiction des Staats-Prokurators stehen, welcher demnach dieselben, wenn
sie sich eines Mißbrauchs ihrer Gewalt schuldig machen, gerichtlichverfolgen kann, was gegen das Mili¬
tair aber nicht stattfindet.

Zu § 3. Es wird als zweckmäßiggewünscht, daß die Polizei-Beamten nicht blos in Ermange¬
lung der Forst-Iagdbeamtcn, sondern stets zur Aufsicht verpflichtet sciu möchten, weshalb die Worte „in
deren Ermangelung" gestrichen, und das Wort „und" an deren Stelle gesetzt worden ist.

Zu 8 8. Der Zusatz „von fünf Morgen und darüber" wird in Vorschlag gebracht, weil sonst
die Besitzer kleiner Waldparzcllcn zu viel verlieren würden.

Zn 8 11. Zur Vermeidung von Kosten, welche bei großer Entfernung der Kreis-Vaubcamtcn
entstehen können, wurde es zweckmäßiggehalten, daß es nicht eine gesetzliche Nothwendigkeit sein möge,
daß diese zugezogen werden müßten, weil doch in jedem Falle der Holzbcdarf durch einen von einem
Sachverständigen anzufertigenden Anschlag nachzuweisen sei; weshalb die Genehmigung der vorgenom¬
menen Streichung gewünscht wird.

Zu 8 11. Die angenommene Frist von 24 Stunden wird, als anschcinlichzu kurz, auf 4 Tage
,,'n Vorschlag gebracht.

Zu 8 15. Die auf 2 Monate festgesetzte Nciumungsfrist ist wegen möglichen Eintritts von schlcch«
ter Wttterung und unfahrbarcr Wege bis zum 1. April ausgedehnt worden. Wenn von Gerichtswegen
die Versteigerung des vom Berechtigten nicht weggeschafftenHolzes vorgenommen werden soll, so würde
dieses mit zu großen Kosten verbunden sein, weshalb beantragt wird, dieses dem Waldeigenthümer zu
überlassen.

Zu 8 16. Um Streitigkeiten vorzubeugen, scheint es angemessen, daß das nicht verwendete Holz
dem Waldeigcnthümer nach der Holztare bezahlt werde, anstatt daß von diesem der Preis desselbenan¬
gegeben würde.

Zu 8 21. Mit Bezug auf 8 11 wird auch hier die Aenderung des Wortes „Kreis-Vaubeamten"
in „Sachverständige" beantragt.

Zu 8 24. Es wurde für billig erachtet, daß dem Berechtigten sowohl wie dem Waldeigcnthümer
das Provokations-Necht einzuräumen sei, was den bci diesem 8 gemachten Zusatz veranlaßte.

Zu 8 25. Die Bestimmung einer Frist zur Ucberwcisung des Holzes schien erforderlich, und ist
deshalb der Zusatz „vor dem 1. Januar" gemacht worden. Ucbrigens Bemerkung wie im 8 15.

Zu 8 30. Zn näherer Bestimmung und um möglichsterWillkühr Seitens der Berechtigten vor¬
zubeugen, dürfte der bei diesem 8 gemachte Zusatz zu übernehmen sein, und wird die Milderung der
Straft des Versäumnisses, den Schein mitzubringen, auf fünf Silbergroschen vorgeschlagen.

Zu 8 36. Die Verdoppelung der Strafe in jedem Wiederholungsfälle wird dahin gedeutet, daß
die einmal verdoppelte Strafe für jeden Wiederholungsfall als Marimum feststeht, welches zur Deutlich¬
keit hier uäher ausgedrückt worden.

Zu 8 45. Der Zusatz „durch den Ortsvorftand " wird vorgeschlagen, um der gehörigen Bekannt¬
machung so gewisser zu sein.

Zu 8 49. Wie 8 36.
Zu 8 52. Die bci Kontraventionsfällen bestimmte Straft wird zu fünf Silbcrgroschen hoch genug

gehalten, und deshalb diese Herabsetzung beantragt.
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Hu 8 63 wird der Zusah beantragt, weil die Schaafe für die Waldungennicht minder schädlich
sind als die^Zicgcn, und nach den hier bestehenden Forst-Polizei-Gesetzenseit lange aus dem Walde

H» « '«"4 Der Zusatz wird dadurch motivirt, daß die Beibehaltungdieser einfachen und klaren
Bestimmung deshalb zu bcautragcu ist, weil sie im Interessebeider Theile liegt, und ein jeder sich leicht
überzeugen kann, ob das junge Holz dem Zahn des Viehes entwachsenist, weshalb sie sich auch seit
langer Zeit als zweckmäßigund gut bewährthat; uud endlich, weil sie jeder Schwierigkeit, welche bei
der Bestimmungder Größe der Wcidflächeoder des Alters des jungen Holzes je nach Maaßgabeder Ver.
schicdenheitder ^age der Walduugcu im Gebirge oder Niederungen, des rauhen oder milden Klimas,
des Bodens und der Holzgattungcn entstehen könnte, vorbeugt.

Zu 8 84. wie 8 36.
^um Abschnitt II. 8 86 »> Wird zur Erhaltung der mit Scrvituten belasteten Waldungen

der hier nachträglich beigefügte 8 für nöthig erachtet, und desscu Uebernahme beantragt.
Diesem Zusätze liegen folgende Motive zum Grunde.
Die Ausübung der Scrvituten unter Aufsicht der Forstbeamtcn ist zur Aufrechthaltuug der Ord¬

nung durchaus nöthig. < ^ ^ < . ^ «, <, ».

UnbestimmteServitute», nämlich in der Quantität des abzugebenden Holzes, der Anzahl der
berechtigten Personen, der Häuser und des Viehes, geben Veraulassuugzu uuzähligen uud kostspielige»
Proben; durch die vorgeschlageneBestimmung aber wird diesem verderblichenUebelstandeabgeholfenund
ist ,ock '. bemerken, daß wenn die Wald-Servi.uten nicht auf die vorge.chlageueWe.,e regul.rt wurden,
es abriäein ist daß in manchen Gegenden bei der täglichen Znnahme von Häuser» und E.uwohuer» .»

au 3" Gcmeiudeu, die belastete» Walduuge» uuzureicheud sei« würden, d.e Verech.
vcnaus^alouugc» ve^ ^ Waldcigcnthümer sein ganzes Eigenthum verlieren.

"«'"' ^/'^"^^s^'dch »»ch 2,h"«3 «°sch^»,.» «p°- «"w„ w».«ch..

1:73 <ch,^^ H°> s'ch'°«, W«°.D«b,»n. ,„,d »,,»«° ^..«ch.,, «.«,.,, s°,,d„» M,.r»».„, „.

,? ^-/ e Am M <cr d^r Königl. Negierungzn Cöln, Jahrgang 1816 Nr. 10 nnd Jahrgang
!^?^" u E und zur Anwendung gebracht worden sind und welche lauten wie folgt:
1833 ?n. l3 '" "> ^ d „„bebanten von gemeinschaftlichen EmwohnersitzenStädte,
^- , "3 7'7cn M S c» r ch.en will, ist verpflichtet, dem Bürgermeister der Gemeinde, in
Dorfes We.n ^n^ ^^^^^^ ^^^ ,^ ^ ^^ ^^^.„^ ^^^^^ ^.„. ^.
deren Gemarkungd.e "uog > .^ ^^,„ ^ ,^^,^ c.,,,.,^, ^„, .^ ,„^^^
Anbau iu oder au ^^a^ ^ ^^^ ,..„ ,, ^^.. ,^^ „,^^
welche hierauf gutachtlich an l)N p " ^ v ^ ^ ^ beantragen können.
folgenderNücksichten zur G/m "'g o ^^^^.„/,, Vortheil für die laudwirthschaf.liche üul.ur der

») Ob durch emen "ch ' ^a ^^...,st^, ,, „^,.,„ sei ,der nicht?

,, ^^^.^5 ^ derM.tel sei, sich uud seiue Familie, so wie seineu allenfallsigen
" ^hstand on!! Angabe dessen Gattung uud Zahl) auf der fraglichenStelle sebMndig zu ernähre».
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o) Ob die Entfernung von jedem gemeinschaftlichenEinwohnersitze anderer Familien nicht zu groß
sei, um es möglich zu machen, die Kinder den öffentlichen Schulunterricht einer Gemeinde
besuchen lassen zu können?

l!) Ob die Lage der neu zu errichtenden Wohnung nicht befürchten lasse, daß sie eine Herberge
von Dieben und liederlichem Gesindel werde?

«) Ob von einer solchen Anlage kein besonderer Nachtheil für den Forst- und Jagdschutz zu
besorgen sei? Endlich:

s) In welcher Art der Neubau errichtet werden solle, und wie groß das Grundstücksei, welches
der Bau < Unternehmer hier zu erwerben beabsichtigt, oder etwa schon erworben habe.

Zu Z 110. Die bei diesem § gemachtenZusätze findet mau zweckmäßig und wünschcnswcrth.
Zu 8 111. Sind die gestrichenen Worte durch die Worte: „das gegebene Feuerzeichen" ersetzt, weil

dieser Aufruf viel schneller zum Waldbrand-Löschenausgeführt werden kann.
Zu § 112. Die Weglassung dicscs § wird deshalb beantragt, weil die Verpflichtung zum Hülfe«

leisten bei Feuer-Löschung als eine rein persönliche zu betrachten ist.
Zu 8 11L. Es würde als eine Unbilligkeit erscheinen,wenn die Hülfclcistung ohne Entschädigung

gefordert werden dürfte, da solche Arbeiten nicht wie bei einem Waldbrand nur ein paar Tage, sondern
Wochenlang dauern tonnten, und wird aus dem Gruudc der Zusatz wegcu ciucr Vergütung für Hülfe
beantragt.

Zu Z 118. Wird ebenfalls aus dem Grunde der Billigkeit und weil das im allgemeinenInteresse
zu bringende Opfer den Einzelnen zu hart treffen könnte, auch hier der Zusatz wcgeu einer billigen Ver¬
gütung beantragt.

Zu 8 120. Es hat augcmesseugeschienen,anstatt der betreffenden Regierung bei dem Lokal-Landrath,
die Anzeige machen zu lassen, weil diese Behörde mehr in der Nähe und schleunige Maaßregeln zu treffe«
im Stande ist. Es war in diesem § nicht bestimmt, wer die Anzeige machen sollte, und wird daher
beantragt, dieselbe dem Waldeigcnthümer zur Pflicht zu machen.

Zum Titel II. Die unter diesem Titel wegen Haftbarkeit für die durch die Familienglieder,
Dienstboten :c. und wegen Verjährung der Kontravcntionsfällc vermißten Bestimmungen, sind nach¬
träglich aufgenommen worden, und werden zur Genehmigung beantragt.

Zu Z 123. Der beigefügteZusatz ist für nothwendig erachtet worden, um dadurch zu vermeiden, daß
nicht die Zahl der Iagdbcrcchtigtcn wieder zu groß werden könnte, und weil die Untcrverpachtnng ein
wirklicher Mißbrauch sei.

Zu § 124. Deu Weinbergen den nämlichen Schutz wie den Grundstücken;n gewähren, wurde für
durchaus billig uud nothwendig erachtet, und zu mehrerer Sicherheit die Strafe ;u erhöhe,,, was diese
Zusätze veranlaßte, deren Genehmigung im Interesse der Besitzer beantragt wird.

Zu 8 126. Der Zusatz des Wortes „dermalen" wird aus dem Grunde bcamragt, damit Verleihungen
des Rechts, zu allen Zeiten zu jagen, als der Feldcultur sehr »achthcilig, in Zukunft nicht mehr bewilligt
werden möchten.

Zu 8 127. Der Zusatz wurde deshalb für nothwendig gchaltcu, weil man einige Abweichungendes¬
selben gegen den 8, welche für die Nhcinprovinz für passend gehalten wurdcu, aufgenommen zu sehen
wüuschte.

Zu 8 128. In der Nhcinprovinz ist das Noth- und Dammwild der Culturart nach, für die einzelnen,
besonders kleinen Gutsbesitzer, wenn es nur cristirt, allzu beeinträchtigend; um diese nun den durchaus
nothweudigen kräftige,, Schutz genießen zu lassen, ist der Znsatz angemessengefunden worden, und wird
die Genehmigung beantragt.

Zu 8. 129. Mit Bezug auf die Bemerkung in vorhergehendem 8 folgt der Zusatz u.l 2. nnd 3. von
selbst, l„l 8. weil im Frühjahr die Trappen den Feldern großen Schaden zufüge,, können, wenn sie sich
in großer Anzahl auf denselben niederlassen.
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qu « 130 Die hier bestehenden Besitzungenerlauben es nicht, eine Parforee-Iagd abhalten zu kön<
i,cn ohne dem fremden Eigenthum allzu vielen Schaden zu verursachen, es ist übrigens hier auch leme
Gewohnheit weshalb am besten gehalten wurde, dieselbe in der Nheinprovmz ganzl.ch zu untersagen.
^>> ,w^!l> Äbändcruna ist eine Folge des Motivs zu Z 128.

wurde irrige Wortstellung wahrgenommen, deren Verbesserung geschehen ist.
^., « 13! Weaen der allzu großen Beschränkung sind die öffentlichenFußwege zugesetztworden.

Die Worte: „frei umherlaufende Hundes sind deshalb zugesetzt, weil diese der Jagd schädlich sind, und
auch "sonst noch Nachtheile herbeiführen lönncn.

^ie Beifügung „der Polizeibehörde und des öffentlichenMinisteriums" ist deshalb für zweckmäßig
erackte^worden. weil dadurch der Willtuhr des Iagdbercchtigten vorgebeugt wird, dem Vergehen Folge
-u a n oder nicht. Die Ermäßigung der Strafe findet darin ihren Grund, daß die Straf-Ansätze in
der frcmlickenIaqd-Polizei-Ordnung im Allgemeinenals zu hoch normirt erschienen.

q« <5 132 Die in Vorschlag gebrachte Ablehnung dieses 8 wird dadurch motivirt, daß derselbe nicht

^. « 133 Die Befürchtung, daß die Iagdfolge für kleineres W.ld v.ele Stre.t.gte.ten herbeiführen
löm.tt- wardi'e Veranlassung, dieselbenur für Noth- Damm- Schwarz und Nehwild statt finden zu lassen.

q.'. « 134 Die Motive zu der Abänderung dieses 8 bestehen darin, daß die Bestimmung des § dem
Wildprett ein zu großes Vorrecht vor allem andern Eigenthum einräume, eine zu große Beschränkung
».« q^fpsn's -il fiskalischsein und zu vielen Verationen führen würde.

5" «h" »«'«"'« »>«»«'' «°« <" ,» b°sch.«»„ °.sch,<«» und,
^Ud icjo. ^" ^u>, u , ^„,^ .... I.... 2 3 und 4 ist ans dem Grunde m Vorschlag

"? 7. ^"'?7' Verlies H n i tT tsch!eßenai/eine hinlängliche Vestrafuug angesehen
gebracht, we.l b"^"'ust ^ H"n s dm ) , ^ ,h,.,^„ .st der größern Klarheit wegen bei-

:;7w^en' ^r Zu^" BeI'des^Verbotes mit^Bracken zu jagen bei Strafe von 3 Thalern

"'^7^^^^:^ ^'S^si^^r'^^ren nnd Windbüchsenwird

»„ ^^ei^^Waffen weg. . ^^^ "' "s

" ^^^Der^^^s^o^lF^ darin, daß in der Nheinprovinz die

Füchse auch m Gmbcn gef.^ w^de...^ ^^ ^^^^ ^ ^^ ^^^^ ^ ^, ^
fchüt'f w"d die Best .nun beantragt, daß alle Geldstrafen für Jagdvergehen und der Geldbetrag
aller Konsiseate an Wild in die Armen-Kasse der Gemeinde, in deren Gemarkung das Vergehen statt-

gefundeu hat,^flichen solle..^ ^ ^^^ ^ Holz-Diebstahl, statt Gefängniß, Arbeit eintreten kann,
ist diese Bestimmnng auch für die Jagd-Vergehen für zweckmäßig erachte, worden.
" Z.. § I43. Der Zusatz „In der Nheinprovinz behält es be. den dermal bestehenden Gesetzen se.n Be¬

wenden" ist für ^.nessm ^^ ^^^ ^^^ ^^ ^^ ^ ^^^^ ,^^ ^
Mort. Gerichtsbezirk bei welche», er vereibet ist" liegen die nemlichen Motive zum Grunde, welche
Worte, ""en«) G,s,tz, Entwurfs über den Holzdiebstahl angegeben sind.

aufgenommene Zusatz wurde gewünscht, weil die Beibehaltung des Jagd.
0,ese.«s vom 7 April 1830 unter die Zahl der aufzuhebenden nicht gehören kann, da es die Jagd-
Gesetzes vom ?. "p n t Nheinufer bestimmt.

lür den randestheil auf dem rechten

Nheinnfer in Vorschlag gebracht, weil sie dort nach alter Jagd-Verordnung früher bestanden hat.

i0
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U»n gearbeitete
Verordnung über die Jagdvergehen.

I. Ttr.ifbcNm,»

lir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c. :e. verordn
nen zu mehrerer Verhinderung der Jagdvergehen und zur Beseitigung der Schwierigkeiten bei Ermitte¬
lung und Ucberführuug der Thäter, nach Anhörung Unserer getreuen Stände und auf den Antrag Unsers
Staats-Ministeriums und nach erfordertem Gutachten Unsers Staatsraths, für den ganzen Umfang
Unserer Monarchie, was folgt:

z 1. Wer in einem fremden Jagdrevier, außerhalb der gewöhnlichen öffentlichenFahrwege und
mnngen.' ..... öffentlichenFußwege, zwar nicht jagend, aber mit Schießgewehr, Iagdgcrälh oder Windhunden ober mit

,. I»,°«K°>,. ^„h^.„ ^n umher laufenden Hunden betroffenwird, soll, sofern der Iagdbercchtigtc darauf anträgt, außer der
Konfiskation des Gewehrs, des Iagdgeräths und der Huude zum Vortheil des letzter» (8 19), mit
ciuer Geldbuße von ein bis fünf Thalern bestraft, und diese Geldstrafe im Wiederholungsfälle verdoppelt
werden.

8 2. Wer auf fremdem Jagdrevier dem Wilde unbefuglcrwcisc mit Schießgewehr oder Jagdhun¬
den nachstelltoder auflauert, soll mit zehn bis fünfzehn Thalern Geldbuße, oder im Fall des Unvermö¬
gens, mit Gefängniß von vierzehn Tagen bestraft werden.

8 3. Diese Strafe (8 2) wird verdoppelt, wenn das Vergehen in verbotenen oder geschlossenen
Zeiten unternommen wurde.

§ 4. Eine Schärfung um die Hälfte dieser Strafen (88 2 und 3) tritt ein, wenn das unbe¬
fugte Jagen

1) in einer Waldung oder innerhalb dreihundert Schritte von derselben, oder
2) zur Nachtzeit (eine Stunde nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang),

oder an einem Sonn- oder Festtage
stattgefunden hat.

8 5. Haben zwei oder mehrere Personen vereint das Vergehen (8s 2 bis 4) begangen, so trifft
eine jede von ihnen die doppelte gesetzliche Strafe.

8 L. Wer nach crfolgtcr rechtskräftiger Vcrurthciluug wegen unbefugten Jagens, dieses Vergehen
zum ersten oder zweiten Male wiederholt, hat die doppelte gesetzliche Strafe (§§ 2 bis 5) verwirkt.

8 7. Bei fernern Nückfällcn tritt, an die Stelle der Geldbuße, eine Gcfäugnißstrafe von drei
Monaten bis zu einem Jahre ein.

8 8. Treffen bei dem unbefugten Jagen mehrere der in den 8s 3 bis L gedachten erschwerenden
Umstände zusammen, so soll die Strafe dennoch den vierfachen Betrag der im 8 2 bestimmten Strafe
nicht übersteigen.

8 9. Sofern aber wirklich Wild erlegt oder eingcfangcn worden ist, tritt den in den 88 2 bis 8
bestimmtenStrafen eine Erhöhuug uach folgenden Sätzen, oder im Unvcrmögcnsfallc vcrhältnißmäßige
Gefängnißstrafe hinzu:

Für ein Stück Elcndwild ......... 500 Thaler
Für ein Stück Roth- oder Dammwild, imglcichen für einen Biber . 50 „
Für ein Reh, ein Wildschwein, einen Aucrhahn oder eine Auerhenne,

einen Schwan .......... 25 „
Für einen Fasan ........... 15 „
Für einen Hasen, Fuchs, Otter, Dachs, eine Trappe, ein Birkhuhn

ober Haselhuhn ..........ll) „
Für ein Kanin ........... 1 „
Für einen Krammetsvogel oder eine Lerche ......-^ „ 15 Sgr.
Für ein Rebhuhn, eine Schnepfe, Ente oder ein sonstiges Stück Federwild 3 „
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8 10. Gefängnißstrafe von drei Monaten bis zu drei Jahren tritt ein. wenn das unbefugte ,,^>dd<t°
c^aen s« 2^> aus Gewinnsucht unternommen worden ist.

«1, Ob das unbefugte Jagen aus Gewinnsucht unternommen worden sei oder mcht, ,st un
Allgemeinen' n7ch den Umständen und nach den persönlichen oder andern Verhältnissen des Thäters zu

<? >?,",>. >^<< «,-N^rc streitet jedoch die Vermuthung:

"'"^"' wenn der T^r das »nbefugt erlegte Wild verkauft hat, oder schon früher entwendetes Wild
von ihm verkauft worden ist; . . ^ <

, 2) wenn er das unbefugt erlegte Wild vergraben, oder es sonst ansterbalb semer Wohnung ver-

3) wenn^r bei dem Vergehen vermummt war, das Gesicht gefärbt oder andere Mittel, sich unkennt¬
lich ;» machen, angewendet hatte;

., ^«enn er schon vorher wegen Wilddiebstahls rechtskräftig verurthe.lt worden ist.
D.'c'se Absicht/insofern genügende Gründe zu deren Annahme vorhanden sind, wirb anch dadurch

allein daß der Thäter selbst eiue Jagdberechtigung eigenthümlichoder pachtweisebesitzt .och nicht aus-
^ '/ ^s,'„. l'.'naeacn daß die That nicht in dieser Absicht unternommen worden sei, ,st .»sonder.

37^ """' '"' ^"" '"' ""^ "'ld vor entdeekterThat an

den ^gdberechtt^.en abgeltet hat. ^ ^^^^ ^^ Wilddiebstahls ist auf den Fortschritt des Unternehmens,
^ . ' ., ..„ ^ .erinaercn Werth des entwendeten Wildes, nach Maaßgabe der in dem § 9

so wie ans den '" "'.""'" ",7< besondere aber ist die Strafe innerhalb der gesetzlichen
f vierjä rige einfache Gefängnißstrafe z« steigern, wenn die

Grenze (Z 11) und ach ^ u'en ^ ^^g ^^^^ ^^^^^ ^^,,^ ^^^ ^. ,^.

Wi?!d?7bei"7That vern^mn/wär, das Gesicht geschwärzt, oder sonstige Mittel, sich unkenntlichzu

machen angewendet hatte ^^ ^^^^^ ^^^^^ ^.^ ^^ Wilddiebstahl verübt, so findet gegen sie
, c /' ^^.,'is.strafe von sechs Monaten bis zu vier Jahren Anwendung,

eine einfache ^ "^'''l'"asc 'o" ^ ^,^ ,^ ^^^^»ngsfalle des Wilddiebstahls, nach erfolgter
§ 14. Eben d.ese ^'^ » Vergehens, ein. Auch kann diese Strafe gegen denjenigen,

w^n^t7^ "" ordentlich. Strafe belegt wird, bis zu fünf Jahren

^.. „,,^,gten Thiergärten ist nicht als Iagd-Kon.raven.ion,
§ 15. Das u"b "g e^agn ^^^^ ^^^^ ^^ Wilddiebstahls zu ahnden.

^ ...... „,„ Wilde nicht mit Schießgewehr oder Jagd-
h 1L. Dasselbe c? 15) g'> v ^^^^^.^.„^f t^ Weise nachgestellt wird.

Hunden lodern m.t.chl.2^^. "«en oder^^^ „., „„ s,„, ^rrichtnngen (§ 1«) Wild in
§ 17. ^ opne den^ ^ ^ ^,^^ ^iebstahls nach den bestehenden

^ v^7und1oll^e^e mi^ dem Einwände, daß er das W.ld dem Jagdberech.igten habe

«Lesern wollen, mcht gehört werden- ^^^^ ^ ^^ ^^^,^ .^^,^^ ^,^,^,^ ^^^
". .«n-d mit 10 Silbcrgroschen für jedes ansgenommcne Ei bestraft.

Weise 7°nmnM v^ m t 0 S. g ^ und die Jagdhunde, welche der Iagd-Kontravenient oder
s "' ?' / , raebens be sich geführt hat. werden in allen Fällen (88 1 bis 15) nnd

Wilddieb zur Ze.t ^"s ^ ^l« ,^^g l^^ ^,^^ ^^ ^.^ ,^ ^^berechtigten konsiseirt.
ohne Unterschuß ob '" ^ ^ „ut'denen das im 8 16 gedachteVergehen verübt worden ist.
Dasselbe gilt «^ den ^e t, ug . ^ ^^^ .^^^ G^,„stände zu erlege.,, welcher

^"" "' "^ n d H " cht unter zehn Thaler festgesetzt werden darf. Es falle»
jedoch für n-des Gewehr md ^ ) ' ^.^,^.,^,^^
diese Ersatzgelder, so wie alle Gclv,nau", ^
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».Vcr,«hlen, 8 20. Bei dein Untersuchungsvcrfabren wegen der vorerwähnten Iagd-Kontraventionen (88 1
bis 9 und § 18) dienen die Vorschriften der §? 25 bis 42, 44 bis 50, 53 bis 5L, 71, 83 und 84 des
Gesetzes, den Diebstahl an Holz und andern Waldprodukten betreffend vom .....
zur Richtschnur, insofern das Vergehen, außer der Konfiseation (Z 19), nicht mit mehr, als fünfzig
Thalern Geldbuße oder sechswöchentlicherGcfängnißstrafe, bedrohet ist.

L 21. Die Angabe eines nach z 23 der gegenwärtigen Verordnung gehörig vcrcidetcn Iagd-
beamten, insofern dieselbe nach 8 30 des gedachten,Gesetzes, den Dicbstahl an Holz und anderen Wald-
Produkten betreffend, zur Ueberführung des Thäters hinreicht, soll bei allen übrigen, auch mit einer
höheren als der vorgcdachten Strafe (§20) bedrohcten Jagdvergehen (HZ 2 bis 19) genügen, um auf
deren Grund allein auf eine, niemals unter fünfzig Thaler Geldbuße oder scchswüchentlichcsGefängniß
zu bestimmende, Strafe zu erkennen.

Auch findet hierbei die Vorschrift des Z 74 des Gesetzes, den Diebstahl an Holz und anderen
Waldproduktcn betreffend, in Ansehung der Iagdbeamtcn und der zu ihrer Assistenz angenommenen Pcv»
soncn, ebenfalls Anwendung.

§ 22. Wird in der Nhcinprovinz bei Wildhändlcrn oder bei solchen Personen, welche bereits
wegen Wilddiebstahls bestraft worden, sind, bei einer Haussuchung oder sonst Wild vorgefunden, und
können die Besitzer desselben sich weder über dessen rechtmäßigen Erwerb, noch über die Person, von
welcher sie solches erhalten, ausweisen, oder wirb das Wild während der gesetzlichen Hegezeit bei solchen
Personen oder auch bei Gastwirthcu vorgefunden, so soll gegen diese Personen, falls ihnen nicht ein
schwereres Vergehen zur Last fällt, außer der Konfiseation des Wildes, zum Vortheile der Armen, eine
Geldbuße von fünf bis zehn Thalrrn verhängt werden.

§ 23. Die Iagdbeamtcn sind, in Gcmäßhcit des 8 41 des Gesetzes, den Diebstahl an Holz und
andern Wald-Produkten betreffend, auch in Rücksicht auf die Jagdvergehen besonders zu vcrcidcu, oder,
falls sie den in jenem Gesetze vorgeschriebenen Eid schon geleistet haben, auf denselben, in der daselbst
8 41 vorgeschriebenenArt, gerichtlich zu verweisen.

§ 24. Alle bisherige, allgemeine oder besondereJagdgesetze und Ordnungen, soweit sie der gegen¬
wärtigen Verordnung entgegenstehen, sind hierdurch aufgehoben; jedoch mit Beibehaltung des Jagdgesetze«?
vom 17. April 1830.

8 25 Die Präscriptions-Frist für einfache Iagd-Kontraventionen wird auf 0 Monate, vom Tage
der Constatirung der Kontrauention bis zur erfolgten Vorladung vor Gericht, festgesetzt.

Beim Wilddicbstahlc behält es bei den allgemeinen Bestimmungen über die Verjährung zucht¬
polizeilich zu ahndender Vergehen sein Bewenden.

8 26. In der Nhcinprovin; soll die Verfolgung der Jagdvergehen nicht allein auf den Antrag
der Iagdberechtigteil., sondern ohne Unterschied, ob dieselben in der Hegezeit verübt worden, oder nicht,,
auch von AmtMcgen durch das öffentlicheMinisterium geschehen.

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem <...... in Kraft.
Gegeben «. :c.

o t t v e
zu der umgearbeiteten Verordnung über die Jagdvergehen.

Zu 8 1. Dieselben Gründe wie bei 8 131 der Jagd-Polizei-Ordnung.
Zu § 2. Der Zusatz des Wortes „auflauert" ist deshalb als zweckmäßigerachtet worden, weil da¬

durch das Vergehen, Wild auf dem Anstand zu schießen,bezeichnet wird. Der zu strengen Strafe wegen
ist dieselbe ermäßigt worden.
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^u 8 6 Zur Milderung der Strafe wird gewünscht, beim zweiten Wiederholungsfalle dieselbe noch
nickt erböbtm sehen, und sind deshalb die Worte „oder zweiten" beigefügt worden.

Zn §9 Die Ermäßigung der Strafen findet darin ihren Grund, daß die Straf-Ansätze im Mge-

"""?,.^m" ^D^3cht'haüs-oder Festungsstrafe wird, als zu strenge, in Gcfängnißstrafe umzuwandeln
^ . . ^ »,..-s «nl,, iwck, den in der Mcinprovin; bestehendenGesetzen, Zuchihaus- und Fcstungs-

stra^peülliche S.rafenl.nd lie nur durch .ssisen-Geräte und nicht von den Forst- und Polizei-Gerichte..

erkannt werden ^"^^^ des Art. 5 wird deshalb vorgeschlagen, weil die darin aufgestelltenVer¬

muthungen viel zu gewagt sind und zu manchen Mißdeutungen führen können.
Zu 8 12. Hier gelten dieselben Motwe wie be. 8 10.
Hu « 13 Wie bei 8 10.
? tz lä Statt der körperlichen Züchtigung, die nach den bestehendenGesetzen nicht zulaßig ,st, wird

"'" <st deshalb gemacht, weil nach den hier beste¬

henden GesetzenDiebstähle anders, als wie in den alten Provinzen bestraft werden.
5. «1« ^it die Milderung der Strafe für zweckmäßig erachtet worden.
^u 8 19 Dieselbe» Gründe wie bei 8 14l der Jagd-Polizei-Ordnung bestimmten,den beigefügten

Zusatz au« hier^z^ «^"^^.^^^^ ^ltt„w, Gesetze kennen keine außerordentliche Strafe, und des-

»"" 7: ^ ^T^n^^^sU^ ««" der Orte, wo die Schlacht-
Zu 8 22. D e^nstc ng>' « ^ ^ ^^ ^^^. „,^,^„^ Maaß-

und Mahlsteuer «'^ bcst^ "nd allgemem ^ ^^^g^^^ ^^,^ ^^^^^ ^^ ^.^ ^,^ ^^^^

B?aufsil3d"WUä^lcr, Wirthe und Wilddiebe, zur Unterdrückungder so sehr Überhand genom¬
men Wdi bereis am zweckmäßigsten und sichersten beitragen,
mencn ^»°oi Iagd-Polizei-Ordnung.

^Ü t Die Best nmnng einer Präseriptions-Frist ist als nothwendig befunden worden
? ! 9? 3 ck den in der Nheinprovinz bestehenden Gesetzen kann ke.n Vergehen unbestraft

bleiben; es'muß Uer d!e gerichtliche Behörde im Interesse der öffentlichen Ordnung von Am.owegen
stets einzuschreitenbefugt und verpflichtet se.n.

Separat-Erklärung der Herren Standesherrn
in Beziehung auf mehrere i» dem Gutwurfe der Verordnung über
in ^"v""s I^,,geheu enthaltene Bestimmungen.

?0 ' . <. 5 „»« «.'<,'! blos die Geldstrafen, sondern auch die Konsiseate dem Iagdeigenthümer äähi..,«d
Nach diesen §8 sollen n.cht blos d e ^e , ^^ träfe. - So wie es nun, abgesehen von den ""
zufallen. - Konfiseat.onen sind ^ ^^ Bestimmungen, nach welchen dem Fürstlichen
staatsrechtlichen,^-^ ^.^., Geldbuße« (insofern nicht besondere
Hause Wied der Bezug aller .^ .„^standen hat, auch überhaupt in der Billigkeit und dem
Verträge eine alle Lasten der Gerichtsbarkeit, und insbesondere auch

W'F"^ Unvermögenheit des Bestraften substi.uir.en, in den meisten
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Fällen eintretenden, Gefänguißstrafe verbundenen bedeutenden Kosten zn tragen hat, auch die Nutzungen
der Gerichtsbarkeit, wozu auch die Geldbußen gehöre», nnvcrkümmcrt beziehe, so muß dasselbe auch von
den Konsiscaten aus gleichen Gründen gelten.

Der Waldcigcnthümcr und Iagdbcrcchtigte hat selbstredend keinen ° weiteren Anspruch an den
Staat zu macheu, als auf Schutz in seine», Eigentbume und Rechte, sodann auf Ersatz des erlittene»
Schadens.

Düsseldorf, den 7. Juni 1811.
Garl Prinz zu Wicd.

Der unterzeichnete Bevollmächtigte des Fürstliche» Hauses Solms« Braunfels schließt sich obiger
Verwahrung in Bezug auf die Grafschaft Solms-Brauufcls hiermit an.

Düsseldorf, den 7. Inni 1841.
Iteinhard Graf zu Solms-Laubach.

Allerdurchlauchtigster:c. :c.

?. Holidefrau. vAv. Königliche Majestät haben in Allerhöchstdcrfelben Weisheit uud landcsvätcrlichen Fürsorge den
lailone». j^ugehorsamsten, zum sechsten rheinische» Landtage versammelten Ständen einen Gesetz-Entwurf, den

Dicbstahl an Holz und andern Waloproduktcn betreffend, zur Begutachtung Allergnädigst vorlegen zu
lassen geruht.

Eine verbesserte und vollständigere Forstgesetzgebung war durch die stets wachsendeund Gefahr
drohende Znnahme der Holz-Diebstähle ei» dringendes Bedürfniß der Rheinprovinz geworden, und nur
dadurch kounte die erforderliche Sicherheit des Waldcigcnthums, welches zu seiner Erhaltung eines beson¬
dern Schutzes bedarf, erlangt werden.

Die guten Gesetzesind das Resultat des tiefen Nachdenkensund der Erfahrung, sie tragen in sich
den Charakter der Weisheit und möglicher Vollkommenheit, ohne welchen sie nicht von Dauer sein können;
sie sind das Werk und der Ruh», großer und weiser Monarchen.

Die treu gehorsamsten Stände bitten Ew. Königliche Majestät, ihren ehrfurchtsvollen Dank für
die Verleihung der fraglichen GesetzeAllergnädigst aufzunehmen zu geruhen.

Von der Wichtigkeit des Gegenstandes durchdrungen haben die treu gehorsamstenStand' die
ihnen zur Begutachtung vorgelegten Entwürfe mit gewissenhafter Sorgfalt geprüft, nnd »nr da, wo es
das allgemeine Interesse der Provinz und die verschiedenartigen Verhältnisse derselben erheischten, haben
sie geglaubt diejenigen Modifikationc» und Abänderungen, wie sie in dem anliegenden umgearbeiteten
Gesetz - Entwurf uebst den darauf sich beziehendenMotiven enthalten sind, alleruntcrthänigst iu Antrag
bringe» zu dürfen, uud sie hege» das feste Vertrauen, daß Ew. Königliche Majestät die im Interesse
der Rheinprovi»; ehrerbietigst ausgesprochenen Wünsche huldreichstzu gewähre» geruhen wollen.

Eine Verschiedenheit der Ansichten, wobei die Majorität weniger als zwei Drittel war, hat sich
nur bei den 53 5, 20 nnd 4l des Gesetz-Entwurfs über den Dicbstahl an Holz und andern Waldpro¬
duktcn ergeben.

Zu 8 5. Eine Majorität von 4ü gegen 31 Stimmen hatte zu den in diesem 8 angegebenen erschwe¬
renden Umständen, noch die zwei folgenden zuzusetzen vorgeschlagen, nämlich:

4) wenn grünes Holz mittelst Schneid-Instrumenten abgehauen oder abgeschnittenwird;
5) wenn der Thäter sich der Säge statt der Art bedient,

und war dazu dadurch bewogen worden, daß die Entwendungen.von grünem Holze schärfer zu bestrafen
seien, und im letzteren Falle eine Erhöhung der Strafe durch die Geräuschlosigkeitund der daraus entste¬
hende» größeren Anrcizung zum Holzdiebstahl gerechtfertigt werde.
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Die Minorität mit 31 Stimmen wandte dagegen ein, daß die Strafen schon so übermäßig streng
^ . , . 2 ?"....'„ «n„ mehreren erschwerendenUmständen nicht billig sein möchte.

^^'^^, ^ Nbeinvrovinz soll dem berechtigten Waldeigenthümer die Vefugniß zustehen, der Orts-
b l.örde d e Sträflinge in der Art zu überweisen, daß deren Arbeitstage auf die Konnnnnalwege-
5 dd c lste zu welchen der Waldcigenthümcr in der Gemeinde verpflichtet ist, angerechnet resp.
/,i M'ua acbracht werden.
^.> Gründe dazu bestehen darin, daß der vorstehende Zusatz der vielen Schwierigkeiten wegen,

welche sich dem Privat - Waldeigenthümer in Betreff der Ausführung der Forstarbeiten in so mancher

^^!^ nicht zu Autoren sür einzelne Gemeinde.
N'.'.^-r aebraucht und die Arbeiten der Sträflinge nicht als Kompensation für Dienste angenommen

? . ...... w lcke durch bezahlte Taglöhner oder Dienstleute verrichtet werden müßten.
werden t "^"^^^^din^be^h ^ ^^,. ,7 Stimmen sprach sich für die lebenslängliche Anstellung
d„. in Uebereinstimmungmit den zu diesem 8 gegebenen Motiven aus.

opponirte dagegen, weil sie behauptete, die Anstellung auf Lebenszeit sei vielen
. . ^ /„'«„sondere den Eigenthümern von kleinen Wald-Parzellen fast unmöglich, und durch

Gcmei» en «"d nn' eftn e d n ^ ^^ ^ ^ ^, ^ ^^ ^^^^^ ^^^
die Verfugung, daß nu Me ^ " "" ' ' ^ ih„ Waldungen sehr erschwert.

sollen, würde solchen ^^'" ^ '"^^^ ' . ^-Lich, Fürsten zu Wied. Fürsten zn Solms-
Die von den ^«"^^"7' ^ " , ' Yezng auf mehrere in den Gesetz-Entwürfen enthaltene

Vraunfels uud Grafen ^ H" ld n ^^ ^^^^ ,^ ^^ ^ ^ ^^
Vestimmnn.en abgegebene Erklärungen, eilaubin M o ^ , ,
unterthänigst zu überreichen

„'tiefster Erfurchi ersterben

Umgearbeiteter Gesetz-Entwurf,

den Diebstahl an Holz «.^mdernWaldprodukten betreffend.

cN^ ^ > ^ -^ ^l,l.^... von Gottes Gnaden König von Preußen :c. :c. haben das unterm
Wir F'"cdr«ch W'lhe "' v " " . ^ .^ ^ ^^ Holzdiebstahls, nachdem darüber
7. Juni 1821 erlassene Ge,etz wegen «"terMung unterworfen, und dasselbe

icht
ncn demnach an die ^'^" ^ . . ^^ ,„^ Aufhebung aller seitherigen allgemeinen oder besondern
erläuternden bisherigen ^om.g, ^l^^ ^^^^ entgegenstehen, auf den Antrag Unseres Staa.s-
Forstordnuugcn, so weit N' " ^' ^^,, ^es Staatsraths für den gcsammten Umfang Unserer
Ministeriums und nach erfordertem ^ ^
Monarchie, was folgt:

Abschnitt l.

Von der Untersuchung und Bestrafung des einfachen Ho lzd lebstah ls. ,. ^,^.
^, , .'5 ^e.«e für den einfachenHolzdicbstahl gegebenen Vorschriften finden Anwen< ^ ^«enst«n»

§ 1. Die m diesem Gesetze sur ^^ ^^^
dung auf die Entwendungen: HeizdiMaW.
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1) an allem noch nicht gefällten Holze in Forsten;
2) a» »»gefälltem Holze außerhalb des Forstes, in sofern als solches hauptsächlichder Holznutzung

wegen unterhalten wird;
3) a» dem durch Zufall abgebrochenen oder in ganzen Stämmen umgeworfenen Holze, insofern

mit dessen Zurichtung der Anfang »och nicht gemacht worden ist; und
4) an den im Walde oder auf uubefricdigtcnHolzablagcn befindlichen Zimmer» und Nutzholzspäbnen.

Z 2. Auf Entwendungen von ungcfälltem außerhalb des Forstes stehendemHolze, welches nicht
der Holznutzuug wegen, sonder» hauptsächlichzu anderen Zweckenin Gärten, Alleen, auf Aeckcrn u. s.w.
unterhalten wird, finden die Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwendung,

n. «Ltrofe dc« 8 3. Die Strafe des einfachenHolzdiebstahls (81) besteht, wenn derselbe mit leinen erschwe.
""^" H°"'rc»dcn Umständen (8s 5, 6 und 9) verbunden ist, neben den, Ersatze des tarmäßigen Werths des ent¬
lohne «schwe. wendeten Holzes (Z 4), in der Erlegung des vierfachen Betrags dieses Werthes. An die Stelle dieses
"""""'"""''vierfachen Werthbetrags soll jedoch, falls die Ermittelung des tarmäßigen Werths nicht einen höheren

Betrag der gesetzlichen Strafe crgicbt, eine Geldbuße von zehn Silbergroschen treten, und ist die in den
88 5 und 6 bestimmte Strafe des sechs- und achtfachenWerthes in gleichen» Verhältnisse mindestens auf
fünfzehn, letzten Falls auf zwanzig Silbergrosche» festznsetzen.

Ptandgeldcr solle», auch wenn solche bisher obseroanzmäßig noch statt finden, überall nicht mehr
erhoben werden.

s 4. Der einfache Werth des entwendetenHolzes (8s 3, 5, 6 und 70) wird nach der, für das Kö¬
nigliche Forstrevier, in welchemdie Entwendung verübt worden ist, bestehende»Forsttare, und wenn der
Holzdiebstahl an Gemeinen und Privatpersonen zustehendemHolze verübt ist, nach derjenigen Tare abgc-
schätz», welche für das nächste, nicht über zwei Meilen entlegene, Königliche Forstrevier besteht, bei einer
weiter» Entfernung als zwei Meilen bestimmt der dennnzirende Schutzbcamtcden Werth nach dem beste¬
henden 5,'ocalpreisc.

« '«„terschwc. 8 5. Es tritt aber die Strafe des sechsfachen Werths ei», wenn bei dein einfachen Holzdiebstahl
""^""""""'folgende Umstände einzeln oder vereint Vorhände» sind:

1) wenn der Diebstahl z»r Nachtzeit (eine Stunde »ach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor
Sonnenaufgang) oder an einen» Sonn- oder Festtage verübt worden ist;)

2) wenn der Thäter sich vermummt, sich das Gesicht geschwärztoder andere Mittel angewendet hat,
nm sich unkennNich z» machen;

I) wen» derselbe de» ihn betreffenden Waldeigenthümcr oder Waldaufschcr durch falsche Angabe
des Namens, Wohnortes u. s. w. über seine Person zu täuschen gesucht hat.

,. ,m mückfan, § 0. Bei Vcrübung des einfachen Holzdicbstahls zum zweiten und dritten Male, nach erfolg-
ter Vcrurtheilung wegen Holzentwendung, tritt die Strafe des sechsfachen Werthes, und, wenn der wie¬
derholte Holzdiebstahl unter einen, der im 8 5 erwähnten erschwerendenUmständen verübt worden »st,
die Strafe des achtfachenWerthes ein.

8 7. Die Strafen des Nückfalls (8s 6, L5) kommenzur Auwendung ohne Unterschied, ob der
Thäter früher we.gcn einfachen Holzdiebstahls, oder wegen eines in den §§ «ll, 67 und 71 angcführlcn
Holzdicbstahls in» In- oder im Auslande vcrurtheilt worden ist, und ohne Rücksicht darauf, ob das frü¬
here Straferkenntniß zur Zeit des Nückfalls bereits vollstreckt worden war, oder nicht. Dagegen kommen
die dem gegenwärtigen Gesetzenicht unterliegenden Holzdiebstähle (ZZ 2 und 63) als frühere Fälle^nicht
in Anrechnung.

' bei TMI. § 8. Jeder, welcher an der Vcrübung eines Holzdiebstahls, es sei als Miturheber oder Gehülfe,
""v'erstn«"" Theil genommenhat, ist, außer der solidarischenHaftbarkeit für den Schadenersatz, mit derjenigen vol¬

len Strafe zu belegen, welche er verwirkt haben würde, wenn er den Diebstahl allein verübt hätte.
§ 9. Die von jedem Theilnehmcr (8 8) an und für sich verwirkte Strafe wird um die Hälfte

verschärft, wenn der einfache Holzdiebstahl im Komplott verübt worden ist. Als einfacher Holzdiebstahl im
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Komplott soll derjenige angesehen werden, welcher von drei oder mehreren Personen zusammen ausge¬
führt worden ist.

8 10. Wer Holz, von dem er weiß, daß es entwendet worden ist, verbirgt, oder im Besitze hat,
oder Mittel zur Verhehlung des Diebstahls oder des Thäters befördert, ist mit der vollen Strafe eines
selbst verübten Holz-Diebstahls zu belegen.

8 11. Inwiefern in den Fällen 88 8 und 10 die Strafen des Rückfalls eintreten, ist in Absicht
eines jeden einzelnen Theilnchmcrs besonders zu ermessen, und diesem sowohl bei der Wiederholung der¬
selben Vergehen, als auch in Beziehung auf vorher oder nachher verübte Holz-Diebstähle, eine solche
Theilnahme, wie ein von ihm allein oder selbst verübter einfacher Holz-Dicbstahl, gleichfalls anzurechnen.

8 12. Wer zur Begehung eines Holz-Diebstahls, seiner Angehörigen, Dienstboten, Lehrlinge6. H«"b»rte,t
oder Tagelöhner als Theilnchmer oder Gehülfen sich bedient hat, haftet, wenn diese nicht zahlungsfähigstes/'^,"^,
sind, neben seiner eigenen Strafe, für die von denselben zu erlegenden Geldstrafen.

8 13, Eltern, Vormünder, Adoptiv- und Pflege-Eltern, deren Kinder, Pflegebefohlene, Adoptiv-
und Pflegekinder einen Holz-Diebstahl begehen, sind schon deshalb, und ohne daß sie einer eigenen Theil¬
nahme daran überführt werden, für den Schadenersatz und die gesetzliche Geldstrafe mit ihrem Vermögen
in sofern einzustehenverbunden, als die Thäter bei ihnen wohnen, und keine besondere Haushaltung
führen. Dasselbe gilt von Dienstherrschaften, insofern ihnen die von ihren Dienstboten, Gesellen oder
Lehrlingen verübten Holzdiebstäblc zum Vortheil gereichen.

Die Haftbarkeit tritt in beiden Fällen für den Unvcrmögcnsfall des Thäters ein. Ist dieser aber
noch nicht vierzehn Jahre alt, so wird gegen ihi«, nack 8 80 verfahren, und ist gegen die vorgedachten
Personen unmiticlbar auf die Entrichtung des Werthes und der Geldstrafe des Holzdiebstahls, in sofern
sie dafür nach den obigen Vorschriften überhaupt zu haften haben, zu erkennen. In gleicher Art ist zu
verfahren, wen» sich unter den in 8 l2 gedachten Thcilnehmern und Gehülfen Personen unter 14 Jahren
befinden.

8 14. Die durch den Holz-Diebstahl verwirkten Geldstrafen, auch wenn sie von mehreren als v. Nem de«
Miturheber, Gehülfen oder Begünstiger (8s 5 bis 11) zu entrichten sind, fallen sämmtlich dem Wald« W»ld^e«t«ü.
eigcnthümcr anheim, dem auf gleiche Weise die von sämmtlichen Vcrurtheilten im Nnvcrmögensfalle zu«.oufdieDtra<
leistende Strafarbeit zu gut kommt.

8 15- Hat der Waldeigeutliünnr durch den Holzdiebstahl oder bei Gelegenheit desselben einen °-°"l<2ch»d«n.
Schaden erlitten, für den er durch den Betrag des tarmäßigen Holzwcrths nicht entschädigt wird, so
bleibt ihm vorbehalten, den Ersatz dicfes zu erweisenden Mehrbetrags von dem Thäter in einem beson¬
dern Livilvcrfahrcn einzuklagen, in welchem jedoch dieselbe That, wegen welcher der Verklagte rechts¬
kräftig zu einer Strafe verurthcilt worden ist, auch ohne nähere Beweisführung als erwiesen angenom¬
men werden muß.

Wenn übrigens aus den Umständen hervorgeht, daß ein den Holzwcrth übersteigender Schaden
vorhanden sei, und die dafür geforderte Entschädigung nicht über fünf Thaler beträgt, so ist der Forst-
lichter befugt, auf diese besondere Entschädigung bis zur Summe von fünf Thalern bei dem Strafurtheil
zugleichzu erkennen.

8 16. Wenn die Geldstrafe wegen Armuth des Thäters und der statt seiner haftbaren Personen «2. «««fe«
(88 12 und 13) nicht bcigctrieben werden kann, so tritt an die Stelle der Geldbuße, nicht aber des "'" ^^'""
Werthersatzes, Strafarbcit oder Gefängnißstrafe ein, welche in keinem Falle weniger als 24>- ucb«»««pt.
Stunden dauern soll.

Es werden hierbei fünf Thaler Geldbuße einem vierzehntägigcn Gefängniß mit Schmälerung der
Kost, welche alsdann in Wasser und Brod, und nur an jedem dritten Tage in warmer Speise besteht,
gleichgerechnet.

Von dieser geschärften Gefängnihstrafe kann der Vcrurtheiltc sich dadurch befreien, daß er Straf«
arbeiten (88 19 bis 23) verrichtet, bei denen alsdann ein Arbeitstag zwei Gefängnißtagen gleich gcrech.
net wird. Ist er jedoch arbeitsunfähig, oder wirb ihm, obwohl er dazu bereit war, feine Arbeit cmge-

11



wiesen, so komnrt gegen ihn, au Stelle eines jeden Arbeitstages, ebenfalls n,,r ein Tag Gefängniß mit
der gewöhnlichen Gcfängnißkost in Anwendung.

8 17. Hiernach (8 16) ist für den Fall der Unbcibringlichkcitder Geldstrafe die Dauer des
geschärften Gefängnisses, so wie nach Unterschied der Fälle die Dauer der Arbeit oder des einfachen
Gefängnisses, in dem Erkenntnisse jedesmal mit festzusetzen. Sofern nur cm Theil der Geldstrafe beige-
trieben werden kann, ist die Dauer der Arbeit und des Gefängnisses nach demselben Verhältnisse durch
das Gericht, welches darauf zuerst erkannt hat, kürzer zu bestimmen; ein Rechtsmittel gegen diese Bestim¬
mung findet nicht statt.

§ 18. An Stelle der von Andern verwirkten Geldstrafe, für welche die in den 88 12 und
13 erwähnten Personen einzustehenhaben, kann gegen diese, auch für den Fall ihres Unvermögens, auf
Gefängniß oder Strafarbcit nicht erkannt werden.

8 19. Die von dem Vcrurthcilten zu leistende Strafarbeit besteht zunächst in der Forstarbcit für
<e« inslicson. he« Waldeigcnthümcr.

b"°- Z 20. Wenn die Waldeigcnthümcr die ihnen zu leistende Forstarbeit nicht anweisen können oder
wollen, so sind sie auch berechtigt, unter Genehmigung ihrer Ortspolizcibehörde dem Schuldigen andere,
seinen Verhältnissen und Kräften angemessene,Arbeiten aufzutragen. Leistet abcr der berechtigte Wald-
cigcnthümer darauf Verzicht, die Schuldige» zu seinem eigenen Vortheil zu beschäftigen, so sollen sie auch
zu andern Arbeiten im Interesse der öffentlichen Verwaltung, ohne Unterschiedob dieselben auf Kommunal»
oder auf Staatskosten ausgeführt werden, nachdem Ermessen und der Anweisung ihrer Ortspolizcibchördcn,
verwendet werden.

8 21. Den Behörden steht es frei, den Kräften der Sträflinge angemesseneTagewerke zu bcstim.
men dergestalt, daß dieselben, wenn sie auch durch angestrengteThätigkeit früher mit der ihnen zugewiese»
ncn^Aufgabe zu Stande kommen, auch früher zu entlassen, im Gegentheil abcr bei Trägheit und üblcm
Willen auch über die bestimmteStrafzeit hinaus, und bis zur ordentlichenVollbringung der ihnen ange¬
wiesenen Arbeit, zu derselben anzuhalten siud. Eben diese Bestimmung soll künftig auch auf die zu lei¬
stende Forstarbcit Anwendung finden.

8 22. Die zu den Forst- und andern Strafarbeiten erforderlichen Utensilicn sind von den Straf«
lingcn selbst mitzubringen.

8 23. Für ihre Beköstigung während der Strafarbeit haben die Sträflinge selbst zu sorgen.
Sind sie dazu außer Stand, so wird ihnen von den Waldcigenthümern oder der Behörde, für welche die
Arbeiten geschehen,an jedem Arbeitstage 1'/, Pfund, Personen weiblichen Geschlechts 1 Pfund Brod, oder
eine gleichmäßigeGcldcntschädigung, verabreicht.

8 24. Sowohl in Beziehung auf die Forstarbeit, als auch auf die denselben zu substltuirenbcn
Arbeiten werden die Regierungen mit den betreffenden Justizbehörden wegen der Art der Strafarbcitcn
und der dabei eintretenden Aufsichtauf den Grund der vorstehenden allgemeinen Vorschriften, mit Rück¬
sicht auf die vorwaltenden provinziellen Verhältnisse, besondere Bestimmungen erlassen.

§ 25. Die Untersuchung uud Bestrafung der einfachen Holzdiebstähle steht, mit Ausnahme jedoch
^v «"^".'dcr dem Militairgcrichtsstandc unterworfenen Personen, dem gewöhnlichen Gerichte zu, in dessen Bezirk
gahicn '" K°.^ Diebstahl verübt worden ist, wenn dieses auch sonst zur Ausübung der peinlichen Gerichtsbarkeit

,' Gericht«, nicht befugt ist.
"""- ^ ^ Nheinprovinz, soweit daselbst Polizeigcrichte vorhanden sind, bleibt diesen Gerichten die

Untersuchung und Bestrafung übertragen.
Einleitung 8 26. Die Untersuchung soll von Amtswcgen, auf den Antrag Unserer Forstbcdientcn oder der

ler unttr^c!,- Waldeigenthümer oder deren Stellvertreter eingeleitet werden, und ist diesen zu dem Ende über die Holz<
""*' diebe welche durch andere Beamte, insonderheit durch Polizei-, Steuer- und Kommunal-Beamte ertappt

oder ausgemittelt worden sind, ungesäumt Anzeige zu machen.
8 27- Es sollen für diese Untersuchungen bei jedem Gerichte besondere Gerichtstage abgehalten

''°°?e"""'werden über deren Anberaumung sich die Forstgcrichte und Forstbeamten nach dem sich ergebenden Be.



dürfnisse möglichst von Termin zu Termin zu vereinigen haben. Den übrigen Waldeigenthümern oder
deren Stellvertretern, welche die Untersuchung beantragt haben, ist, sobald die Vorladung des Ange¬
schuldigten erfolgt (§ 3l), von dem anstehenden Gerichtstage im gesetzlichen Wege Nachricht
zu geben.

8 28. Vci den in kollegialischerForm bestehendenGerichten soll zur Abhaltung dieser Gerichts»'. Forsigerlcht».
tage, uud zur Instruktion und Entscheidung der auf deuselbcu vorkommcndcu Holzdicbstählc, ein Mit»
glicd des Gcrichto als Forstrichter bestellt und diesem ein Gcrichtsschrcibcr oder Protokollführer bei»
gegeben werden.

8 29. Vor oder an den Gerichtstagen übergeben die für Unsere Forsten angestellten verwal- z,Dem,„latt«»
tcndcn Forstbcdicnten dem Gerichte cm zweifaches Verzeichnis)sämmtlicher in ihren Revieren vorgefallenen'" ^eichnis.
Holzcntwcndungcii, welches die Anzeige:

1) des Namens, Gewerbes, und des Wohn- uud Aufenthaltsorts des Thäters, der Theilnchmer,
und der etwa sonst haftbaren Personen (88 8 bis 13);

2) des entwendeten Gegenstandes uud dcssc» tarmäßigen Werths (8 4);
3) der näheren Umstände, als: der Zeit und des Orts der Entwendung uud der Ertappung, ob

die Entwendung zum erstenmal oder wiederholt, zur Nachtzeit oder mit anderen erschwerenden
Umständen (88 5, L6, 67) verübt, ob sie mit Gewalt und Widersetzlichkeitenbei der Betreffung
verbunden sei, u. s. w.;

4) falls der Forstbcdicnte die That selbst nicht wahrgenommen hat: der Zeugen und sonstigen
Beweismittel, so wie der eigenen Wahrnehmung von Umständeu, die einen Verdacht begründen,
der etwa abgcpfändetcn Sachen u. s. w.

enthalten muß. Dieses Verzeichnis)ist, der leichteren Uebersicht wegen, in tabellarischer Form und fort»
laufenden Nummern, nach dc» vorgcdachtcu Kolumnen, aufzustellen, und mit einer fünften Kolumne, zu
dem weiterhin (88 31, 50, 72) bemerkten Zwecke, zu versehen. In wiefern dasselbe zu Vcrwaltungs-
zwcclcnnoch mit andern Kolumnen zu versehen, bleibt der Bestimmung der betreffenden Verwaltungs-
Chefs überlassen. Dasselbe kaun entweder von dem Oberförster oder dem Untcrförstcr aufgestellt, muß
aber im ersten Falle von dem Unterförstcr, welcherdie Entwendung entdeckt hat, mit unterschriebenwerden.

Z 30. Ein Eremplar dieses Verzeichnisses bleibt bei dem Gcrichtsprototoll, nnd das andere
Ercmplar wird dem Forstbeamtcn, sobald der Nichter in selbigem die fünfte Kolumne ausgefüllt hat,
(8 50) zurückgegeben.

8 31. Auf den Grund dieses Verzeichnissesmuß das Gericht, und bei den rheinischen Polizei« b. Von»»,,««.
Gerichten das öffentlicheMinisterium, die Angeschuldigten, so wie die übrigen in Anspruch genommenen
Personen (8 29, Nro. 1) zu dem nächsten Gerichtstage, mittelst Znfertigung eines Auszugs aus dem
tabellarischen Verzeichnisse vorladen lassen. Der Beamte, welcher die Insinuatiou bewirkt hat, bescheinigt
in dem bei dem Gerichte zurückbleibendenVerzeichnissedie gehörig gescheheneVorladung, mit Angabe
der Person, welcher der Auszug des Verzeichnisseszugestellt worden, und des Tages, an welchemdies
geschehen ist. Die Vehänbigung der Ladung darf nicht in den letzte» acht Tagen vor dem Gerichtstage
geschehen, widrigenfalls darauf kein Contumacial-Erkcnntniß ergehen kann, oder dem erscheinenden Ange¬
schuldigten auf dessen Begehren die Vertagung bis zum nächsten Gerichtstage nicht verweigert
werden darf.

8 32. Wenn die erste Vorladung nicht gehörig insinuirt worden ist, oder nicht hat insinuirt ?. Weitere«
werden können, so hat das Forstgericht die abermalige Vorladung von Amtswcgen zu veranlassen. Verfahren °°u

8 33. Ucberhaupt hat das Forsigcricht alle, durch die Anzeige des Verzeichnisses(8 29) einmal
zu seiner Kognition gekommenen, Straffälle bis zu deren endlicher Entscheidung von Amtswcgen zu
betreibe».

8 31. Der protokollirende Forstbcnmte, welcher den Holzdiebstahl entdeckt und ausgemittelt, ». «««„««.
braucht nur dann in der Forstsitzung an den festgesetztenGerichtstagen zu erscheinen,wenn dessen Erscheinen >"' ii°rnbe«m.
aus besonderen Gründen für nöthig erachtet, und von dem Nichter verordnet wird.

11"
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Wird daS Erscheinen von dem Beschuldigten veranlaßt, so hat derselbe die deSfallsigenKosten
vor der Hand bei dem Forstgerichte zu deponiren.

ß. 3«strueti°n 8 35. An jedem Gerichtstage wird ein fortlaufendes Protokoll über die vorgekommenenHolz.
und sntschti' diebstHhle, mit Bezug auf die Nummer des Verzeichnisses, geführt, und dieses für jeden Gerichtstag

"""' besonder/ zu führende Protokoll am Schlüsse vom Richter und Gcrichtsschreibcr oder Protokollführer,
bei den rheinischen Polizeigerichten auch von den das öffentliche Ministerium versehenden Beamten, unter.
zeichnet. Die anwesenden Forstbeamten nehmen ihren Platz an der Seite des Nichters, ertheilen die
etwa nöthigen technischen Erläuterungen und können durch den Nichtcr oder auch direct, nachdem sie
hierzu von demselben das Wort begehrt und erhalten haben, den Beschuldigten, so wie die Zeugen
befragen, sodann haben sie das Protokoll ebenfalls, entweder am Schlüsse oder ein Jeder von ihnen,
nach erfolgter Aburtelung der von ihm angezeigten Fälle, zu unterzeichnen.

§ 36. Die erschienenenAngeschuldigten und subsidiarischin Anspruch genommenen Personen wer«
den einzeln vernommen, und wird bei einem Jeden sofort das Erkenntniß mündlich ausgesprochen, so wie
mit kurzer Angabe der Gründe zum Protokoll niedergeschrieben; dann aber zur Vernehmung und Abur«
telung des Folgenden auf gleiche Weise übergegangen.

Im Fall der Verurtheilung ist ausdrücklichzu vermerken, ob die Verurtheilung wegen ersten oder
zweiten Holzdiebstahls erfolge.

§ 37. Alsdann wird gegen die Nichtcrschiencnender an Werth und Strafen zu entrichtende
Betrag i° e«ntuu.^!«n. festgesetztund protokollirt. Jedem derselben wird hiernächstder ihn betreffende
Auszug des Protokolls abschriftlich mit der Unterschrift des Gerichtsschrcibcrs oder Protokollführers
beglaubigt insinnirt, und daß solches geschehen,auf gleiche Weise wie der 8 31 angibt, am Rande des
Protokolls vermerkt.

.0 V.WMÜH. z 38. In wiefern der Angeschuldigteder That für überführt zu halten, und deshalb nnt einer
"""' Strafe zu belegen sei oder nicht, ist, wie das Veweisvcrfahren selbst, nach den geltenden allgemeinen

''^"«^'Vorschriften wegen der Beweisführung und der Wirkungen der Beweise in Untersuchungssachcnzu beur<
theilen, in so fern die uachstchendcnbesondern Vorschriften nicht etwas Abweichendesbestimmen.

8 39. Wenn der am Gerichtstage anwesende Angeschuldigtedie That in Abrede stellt, so genügt
die Angabc des gehörig beeidigten Forstbedienten, welcher ihn aus der in dem Verzeichnisse an.
gegebenen eigenen Wahrnehmung der That bezüchtigt, zu seiner Verurtheilung, falls er nicht seine
Unschuld durch einen gesetzlich zulässigen Gegenbeweis auszuführeu, oder die gegen ihn aufgestellten Be<
weise zu entkräften vermag. Dies muß aber am anstehenden Gerichtstage geschehen, und er des Endes
entweder die Vertl,eidigungs;eugcn freiwillig gestcllcn, oder binnen den ihm (8 31) freigelassenen acht
Tcmen deren Vorladung bei dem Nichtcr auswirken.

Für den Fall jedoch, daß an dem Gerichtstage neue Gründe zur Ucberführnng vorgebracht wer¬
den oder Angeschuldigteraußer Stand gewesen ist, die Vcrtheidigungsmittcl sofort zur Stelle zu schaffen,
bleibt dem Nichter die Gcstattung weiterer Frist vorbehalten.

z 40 Den Angaben des gehörig vcrcidcten Forstbedienten über Umstände, welche zur Ucberfüh.
rung des Thäters beitragen tonnen, gebührt gleichfalls voller Glaube, in so fern er jene Umstände aus
eigener Wahrnehmung bekundet.

§ 41. Der vorgcdachlc volle Glaube (§8 39, 4") wird nur den Angaben:
») der auf Lebenszeit angestellten Forstbcamten,
b) der blos interimistischangenommenen, jedoch mit dem Ansprücheauf lebenslängliche Versorgung

versehenen Forstbeamtcn,
e) der zu zwanzigjährigem Militairdienst verpflichteten Corpsjäger, welche, nachdemsie zur Ne.

scrve oder als Halbiuvalide beurlaubt, interimistischals Forstbeamte angenommen worden sind,
und diesen Angaben auch nur in so fern beigelegt, als der Forstbeamte vor Gericht dahin eidlich verpflichtet
worden ist: daß er die Diebstähle an Holz und andern Waldprodukten, welche in den Gerichts be,
»iilen hei welchen er vereid et ist, vorfallen, und zu seiner Kenntniß kommen, mit aller Treue,
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Wahrheit und Gewissenhaftigkeitanzeigen, was er über die Thatumstände des Vergehens und über dessen
Urheber und Teilnehmer aus eigener Sinneswahrnehmung oder durch fremde Mittheilung erfahren habe,
mit genauer Unterscheidungangeben, und den Werth des entwendeten Gegenstandes gewissenhaftund den
Vorschriften gemäß abschätzen wolle. . ^ <> ^ .

Diese Verpflichtung erfolgt in der Regel bei demjenigen Gerichte, vor dem der Forstschutzbeamte
zu verhandeln hat, oder, falls sein Revier in mehrere Gcrichtsbezirke fällt, bei dem Gerichte seines Wohn¬
orts Letzteres hat den übrigen Forstgcrichten des Reviers eine Ausfertigung des Vcrpflichtungs-Proto-
kollS mitzutheilen. Im Fall der Versetzung des Forstschutzbcamtcuin den Bezirk eines andern Gerichts,
ist derselbe von diesem Gerichte, durch Hinwcisung auf den früher geleisteten Eid, so wie durch die von
ihm abzugebende Erklärung zu verpflichten, daß er sich durch diesen Eid auch für sein neues Amt eidlich
verpflichtet erachte.

§ 42. Um jene Beweiskraft (88 39, 40) nicht zu schwächen, sollen die Forstbeamten auch ferner¬
hin keinen Denunzianten-Antheil an den Geldstrafen genießen.

« 43. Die Gewahrsam des gestohlenen. Holzes soll zur Anwendung der gesetzlichen Strafe des «, Vermuthung
einfachenHolzdicbstahls gegen den Inhaber desselben der Regel nach genügen, in so fern dieser über eine A" ^ ^''
anderweitige Erlangung sich nicht ausweisen, oder sonst den Verdacht nicht ablehnen kann. «'«d^n H°»

3 44. Die Forstbcamtcn sind befugt, nach der Anordnung und in Gegenwart der zu dem Ende a. Haussuch,,,»
mündlich zn'requirirendcn Ortspolizcibehörde Haussuchungen bei den Verdächtigen im Beisein der letzteren d«ch,°°r<,^.
oder eines ihrer Angehörigen, oder, in deren Ermangelung, eines glaubhaften Mannes, vorzunehmen.

Der Beobachtung dieser Vorschriften bedarf es nicht, wenn auf der That betroffene, von den
Forstbecnntcnverfolgte Holzdiebe sich in Häuser, Scheunen u. s. w. geflüchtethaben. Diese müssen als«
dann bei Vermeidung einer Polizeistrafe bis zu zehn Thalern oder vierzehutägigem Gefängniß, den ver<
folgenden Forstbeamten auf Verlangen sofort geöffnet werde», und dürfen Letztere m Ausübung ihrer
Dienstpflicht gegen die Flüchtigen, so wie in Ermittelung des entwendeten Holzes und der Feststellung
der Identität des aufgefundenen Holzes mit dem entwendeten auf keine Weise gehindert werden.

8 45. Gegen die ausgesprochenen Urtheile steht, unter der im 8 47 gedachten Beschränkung, ein ".«°chttm!tttl,
Rechtsmittel', sowohl dem Verurtheilten (der Nccurs) als auch dem Waldcigcnthümer (das Aggravations-
qesuch) zu Diese Rechtsmittel müssen, bei Verlust derselben, von dem bei der Verurthcilung anwesenden
Angeschuldigtenin den nächsten zehn Tagen nach dem Gerichtstage, von dem in <-°°lu.n«e:»».
Verurtheilten in den nächsten zehn Tagen nach Behändigung des Erkenntnisses, und von dem Waldei-
gcnthümer, Forstbedicnten und Beamten des öffentlichenMinisteriums in den nächstenzehn Tagen nach
dem Gerichtstage, an welchemdas Urtheil gesprochenworden ist, beim Forstgcrichte angemeldet werden.

Eine nähere Ausführung zur Rechtfertigung des Rechtsmittels ist nur insofern zulässig, als sie mit
der Anmeldung verbunden oder innerhalb der Anmclduugsfrist angebracht wird.

8 46. Eine Untersuchung über neue 'Thatsachen und Aufnahme neuer, in erster Instanz noch nicht
angebrachten Beweismittel, findet in dieser Instanz nur iusofern statt, als die Thatsachen oder Beweis,
mittet sofort bei der Anmeldung des Rechtsmittels angegeben werden. Dem Gegentheile bleibt in diesem
-Me vorbehalten, seinerseits neue Thatsachen und Beweismittel zur Widerlegung der Behauptungen des
andern Theils anzugeben. ^, , ^ , ^ . ^ >

8 47. Bei einer erkannten Geldstrafe inel. des Schadenersatzes von drei Thalern oder einem ge<
ringercn Betrage, ist die Berufung von keiner Seite zulässig; wenn aber die erkannte Geldstrafe und
der Schadenersatz drei Thaler übersteigt, so steht dem Verurthciltcu sowohl als auch dem Waldeigenthü«
mer das Recht der Berufung in jedem Falle zu. Bei einer Strafe von drei Thalern uud darunter kann
auch der Verurthciltc sich des Mittels der Berufung noch insofern bedienen, als er seine gänzliche Un«
schuld darthun will, uud dafür neue, in der bisherigen Untersuchung nicht aufgenommene, Beweismittel
sofort (8 46) angibt; die erkannte Geldstrafe wirb aber alsdann dieser Beschwerde ungeachtet vorläufig
von ihm eingezogen.



Gegen Conlnmacial-Erkciintnissc ist außerdem die Beschwerde, wenn auch die Geldstrafe keine drei
Thaler beträgt, insofcrn zulässig, als der Vcrurthcilte darzuthun vermag, entweder daß ihm die Vorla«
düng gar nicht iusinuirt werde», oder daß er durch unüberwindlicheZufälle in der Unmöglichkeit gewesen
sei zu erscheinen.

3 48. Zur Entscheidung über die Rechtsmittel werden das Verzeichniß, das Gcrichtsprotokoll und
die weiter« Verhandlungen an den Oberrichter eingesendet, welcher das Urtheil darauf am nächsten Ge>
richtstage erlassen muß. In der Nhcinprovinz wird über das Rechtsmittel vor dem Zuchtpolizcigerichte
verhandelt und entschieden.

Z 49. Eine dritte Instanz, und in der Nhcinprovinz der Kassationsrckurs, findet nur im Inte¬
resse des Gesetzes statt.

Es steht aber dem Angeschuldigten, wenn in der zweiten Instanz das erste Erkenntniß zu seinem
Nachtheil geändert worden ist, der Rekurs zu, wobei indcsscu auf neue Thatsachen und Beweismittel
nicht gerücksichtigt wird. Dieses Rechtsmittel muß, bci Verlust desselben,binnen zehn Tagen nach Publi>
kation des zweiten Erkenntnisses angemeldet werden.

Ueber diesen Rekurs entscheidetdasjenige Gericht, welches nach § 101 Thl. I Tit. 35 der Allge¬
meinen Gcrichtsordunng das kompetenteist, in der Nhcinprovnz die korrcktioncllcAppellationskammer
desjenigen Landgerichts, welches in zweiter Instanz erkannt hat.

,«.Vollstreckn«« 8 50. Zum Behuf der Vollstreckungdes rechtskräftige» Erkenntnisses dient das den Forstbcamtcn
leiEllenntnissc. ^ z ZH) zurückgegebeneVerzeichniß. In dessen fünfter Kolumuc wird von dem Gerichtsschreiberdas

ausgesprochene Urtheil eingetragen, wenn kcin Rechtsmittel eingelegt oder solches in der weiter» Instanz
verworfen ist, sonst wird der Inhalt der abändernden rcchtskräftigcn Entscheidungeingetragen; die in die«
ser fünften Kolumne eingetragenen Vermerke werden durch die Unterschrift dcS Richters und des Gerichts,
schreibcrs oder Protokollführers und das bcizndrückcndcGerichtssicgcl beglaubigt. In der Nhcinprovinz
geschieht die Unterschrift ebenfalls von dem das öffentlicheMinisterium bci den Polizeigcrichten versehen»
den Beamten.

8 51. Auf den Grund dieses, von den Forstbcamtcn der betreffenden Kasse zuzustellenden Ver¬
zeichnisses zieht letztere die zuerkannte,! Beträge an Werth und Strafe in gleicher Art, wie ihre übrigen
Gcfäsie, ein.

Ist die Beitreibung wegen Unvcrmögcnhcit des Verurthciltcn ganz oder ;um Theil fruchtlos ver«
sucht worden, so ertheilt die .Kasse darüber ein Zeugniß, welches dem Oberförster zugestelltwird, damit
dieser von der für diesen Fall erkannte», bci thciiwciscr Zahlung nach 8 17 gerichtlichvorab zu bcstim«
mcndcn Forstarbcit oder andere Strafarbcit (8 20) Gebrauch machen kann. Wird darauf verzichtet, so
bescheinigtdies der Oberförster uuicr dem Zeugnisse der Kasse, und sendet dasselbean die Ortspolizci-
Vehördc. Will oder kann auch diese von der Bcfugniß (8 20), die Sträflinge anderweitig zu bcschäf«
tigen, keinen Gebrauch machen, so bescheinigtsie solches unter dem Zcuguisse und sendet dieses an "das
Forstgericht, welches alsdann die einfache Gcfängnißstrafe von Amtswegcn zu vollstrecken, in der Nhcin«
Provinz aber dem öffentlichenMinisterium des Polizcigcrichts, bei Zufertigung einer auf Kosten des
Kriminalfonds anzufertigenden, neuen Ausfertigung des Urtcls, die Vollstreckung der einfachen Gesang,
mßstrafe zu überlassen hat.

8 52. Die Vcrurthcilten, deren Zahlungsunfähigkeit constatirt ist, sind unmittelbar nach ihrer
Verurteilung zu vernehmen, ob sie Strafarbeitcn zu verrichten bereit sind. Erklärt ein Verurtheiltcr
nicht arbeiten zu wollen, welches sowohl zum Protokoll als auch in die fünfte Kolumne des Verzeichnisses
(§ 50) zu vermerken ist, so hat der Oberförster, wenn er das Zeugniß über die Unbcibringlichkcit
der Geldstrafe erhält, dieses sofort an das Forstgcricht abzugeben, und ist von diesem alsdann die
eventuell erkannte schärfere Gcfängnißstrafe (8 16) von Amtswegen zur Vollstreckungzu bringen.

In gleicher Art ist, auf die Anzeige des Oberförsters oder der Ortspolizcibchördc, die schärfere
Gcfängnißstrafe zu vollstrecken, wenn der Verurtheiltc, ungeachtet der an ihn ergcmgenen Aufforderung,
sich zur Arbeit nicht stellt, oder die ihm angewiesenen Arbeiten zu verrichten sich weigert.
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8 53. Es soll das vorstehend (§8 25—52) vorgeschriebeneVerfahren auch ans alle übrigen, nach u Vcrl«».«
den Bestimmungen dieses Abschnitts zu bestrafenden Holzdicbstähle ohne Unterschied, ob dieselben in ^°''"'^'
Königlichen oder in andern Forsten verübt worden sind, angewendet, und den Förstern der Gemeinen, «c». »„d >vri.
Korporationen, Gemeinheitenund Privatforstcigcnthümcr ciu gleicher, gerichtlicher Glaube und gleiche Befug- ^Im^m«..
nissc, wie Unsern Fvrstbcdientcn (88 39, 40, 44) in den daselbst gedachte« Fällen gewährt werden, wenn "'"nc».
diese Förster, die einen Antheil an 'den Strafgeldern ebenfalls nicht erhalten dürfen, auf Lebenszeit ange¬
stellt, oder aus der Zahl der im Z 41 unter I, und <: gedachtenPersonen interimistischangenommen, und
in allen Fällen ebenso, wie der 8 41 vorschreibt, vercidct worden sind. Ihre Vcrciduug muß kosten»
und stempclfrcigeschehen, kann aber immer nur ans den ausdrücklichenAntrag der Dienstherrschafterfolgen.

8 54. Die im 8 41 unter e gedachten Corps jägcr können jedoch mit der vorgcdachtcn Wirkung
(8 53) interimistisch für den Kommunal« oder Privatdienst nur insofern angenommen uud vercidct
werden, als bei ihrer Beurlaubung von dem Kommandeur der betreffenden Jäger-Abtheilung aus¬
drücklich bescheinigtworden ist, daß ihre dienstliche sowohl als sittliche Führung dir Voraussetzung eines
solchen vorzüglichen Grades von Zuverlässigkeit begründe, der es gestatte, ihnen, bei ihrer einstweiligen
Verwendung im Forst- und Iagddienstc, die Befugnis) zum Waffengcbrauch und die Glaubwürdigkeit
vor Gericht beizulegen.

8 55. Stellen sich während der einstweiligen Verwendung eines solchen Corpsjägers im Dienste
der Gemeinen, Korporationen, Gemeinheiten oder Privatforsteigcnthümcr, Umstände Peraus, die es
bedenklich machen, ihn ferner im Besitz jener Befähigungen (8 53) zn belassen; so sind die Negierungen
ermächtigt, ihm solche auf den vorgängigcn Antrag der Polizeibehörden zu eutzie!»en.

§ 50. In gleicher Art sind die Regierungen ermächtigt, auch den auf Lebenszeit angestellten
Kommuual- und Privatförstern, auf den Antrag sowohl der Polizeibehörden, als auch der Dienstherr¬
schaft selbst, die erwähnten Befähigungen aus eben den Gründen und unter denselben Formen abzu¬
sprechen, als die unsrciwilligc Dieusteutlassnng der auf Lebenszeit angestellten Königlichen Forstbedicntcn
zulässig ist; und bleibt den Dienstherrschaften vorbehalten, die Aufhebung des Dienst-Kontrakts für diesen
Fall ausdrücklichvorzubedingcn oder sonst gerichtlichzu beantragen.

8 57. Die Gemeinen ziehen die thuen zuerkannten Summen an Werth uud Strafe, wenn der'- «"!««»»>,
Verurthcilte zur Gemeine gehört, durch ihre Gcmeiuekasse auf die nämliche Weise, wie die Gcmcine-
gcfälle ein, uud lassen sich, im Fall die Beitreibung fruchtlos versucht worden ist, darüber ein Zeugniß
von diesen Kassen ausstelle».

3 48. Ebenso steht denjenigen Privat-Waldbesitzern, welche zugleich die Drtsobrigkcit des Verur¬
teilte» sind, frei, den zuerkannten Betrag au Werth und Geldbuße in gleicher Art wie die gutshcrr-
lichcn Gefalle, durch die Dorfgcrichtc oder sonstigen Gemeinde-Vorstände bcitrcibcn, und sich eintretenden
Falls von diesen das Zeugniß der Uubcibringlichfcit ausstellen zu lasse».

8 59. Wenn die Verurthciltcn nicht in den Gemeinen wohnen, welchen der Werth uud die
Strafe zuerkannt ist, oder wenn, außer dem Falle des 8 58, der Holzdiebstahl iu einer Privatwaldung
verübt worden ist, so soll es der Gemeine oder dem Privatforstbcsitzcr freistehen, seine Forderung
entweder im gewöhnlichengerichtlichenErckutionswcgc, welcher aber gegen Crimirte jedesmal erforderlich
ist, einzuziehen, oder auf Einziehung durch die Gcuniudcbchördc des Verurtheilten anzutragen.

8 00. Wird der letztere Weg (§ 59) gewählt, so ist dem Vorstände der Gemeine, in welcher der
Verurthcilte wohnt, das gerichtliche, mi> dem Atteste der Rechtskraft (8 50) versehene Erkenntniß mit
dem Antrage zu übersenden, daß dem Erhebcr der Gemeine-Einkünfte die Einziehung aufgetragen, nnd
derselbe, falls die Beitreibung fruchtlos sein sollte, zur Ausstellung des Zeugnisses hierüber cnige,
wiesen werde.

8 61. Die Erhebcr dcr Gemeine-Einkimfte sind verpflichtet, sich diesem Geschäfte zu unter«
ziehen, und den eingezogenen Betrag, oder das Zeugniß dcr Unvcrmögcnheit des Verurthciltcn, binnen
4 Wochen an den Vorstand der Gemeine abzuliefern. Letzterer ist verpflichtet, nach dem Ansuchen der
empfangbcrcchtigtcnGemeine oder Privatforstbcsitzcr, den Geldbetrag oder das Zeugniß zu übersenden.
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8 02. Für ihre Mühwaltung erhalten die ErHeber, außer den Erekutionskosten, den zehnten
Theil dessen, was sie einziehen, und bringen ihn von dem abzuliefernden Betrage in Abzug. Dagegen
haben sie, im Falle der Unvermögenhcit des Verurtheilten, von der Gemeine oder dem Privatforstbe-
sitzer keine Entschädigung für ihre Mühe zu fordern, und sind das Zeugniß der Unvermögenhcit unent<
geldlich auszustellen verpflichtet.

In der Rhein Provinz muß die Za hl ungs Unfähigkeit durch eine von dem St euer-
boten, dem Gemeinde-Einnehmer, dem Bürgermeister oder Beigeordneten und
zweien Gemeinde-Vorstehern ausgestellte Bescheinigung nachgewiesen werden.

Die Aussteller dieser Bescheinigung sind für deren Wahrheit verantwortlich.
2.«°,mrcckun« 8 63. Auf den Grund der solchergestalt (88 57 bis 62) ausgestellten Zeugnisse der Unvermö'gen-
«"rOckn m> heit, kann sodann der berechtigte Gemeine-Vorstand oder Privat-Waldeigeuthümer auf dieselbe Weise,

,i>-»se, wie nach § 51 der Oberförster, oder falls hierauf verzichtet wird, die Ortspolizcibchördc den Verurtheil¬
ten zur Ttrafarbcit heranziehen. Will oder kann letztere den Verurtheilten nicht beschäftigen, so hat
sie wegen Vollstreckung der einfachen Gefängnißstrafe nach tz 51 weiter zu verfahren. Gegen diejenigen
Verurtheilten aber, welche erklärt haben, nicht arbeiten zu wolle», oder welche sich weigern, die aufge¬
tragenen Arbeiten zu verrichten, ist, auf die Anzeige der Waldcigenthümer oder der OrtSpolizcibehörde,
für welche die Arbeit zu leisten war, die Vollstreckung der schärferen Gefängnißstrafe durch das Forstgericht
nach L 52 zu bewirken,

,. «Nicijtüber tz ^ Mch Verlauf von sechs Monaten, von Zeit der Verurtheilung an gerechnet, haben die
««unreckung. Privat-Waldeigcnthümcr dem Forstgenchte anzuzeigen, ob die Vollstreckung der Strafe erfolgt se», nnt

namentlicher Angabe der noch nicht erledigten Fälle.
Zur Erreichung dieses Zweckes haben die Forstgcrichtschrciber in der Npeinprovinz die Urthcils-

Auszügc vor Ablauf von 4 Wochen, vom Tage des Urtheils an gerechnet, an die betreffenden Erhcber
der Gemeine'Einkünfte zur Vollstreckung abzugeben.

In Ansehung der noch nicht erledigten Fälle ist alsdann die Vollstreckung der Strafen durch das
Forstgericht von Amtswcgen zu betreiben, den Waldeigenthümern, welche auf die ihnen von den zah«
lungsunfähigen Verurtheilten zn leistende Arbeit noch nicht verzichtet haben, eine angemessene Frist zur
Anweisung der Arbeit zu stellen und, nach fruchtlosem Ablauf derselben, die Arbeit im Interesse der öf¬
fentlichen Verwaltung, oder geeigneten Falls (8 63) die Vollstreckung der Gefängnißstrafe, zu veranlassen.

Abschnitt «.

Von der Untersuchung und' Bestrafung der peinlich zu ahndenden Holzdicbstähle.

i Iwliu'rNmc. 8 65. Wer nach Verurtheilung znr Strafe des zweiten oder fernern Niictfalls (§8 6 und 7) in-
'"' nerhalb der nächstenzwei Jahre einen Holzdicbstahl begeht, wird mit Gefängniß- oder Arbcitshausstrafe

von vier Wochen bis zu zwei Jahren bestraft. Sind jene zwei Jahre zur Zeit der Verübung dieses Ver¬
gehens bereits abgelaufen, so tritt nur die Strafe des zweite« Holzdiebstahls (8 6) ein.

l», eicbnai» 8 LL. Gefängniß- oder Arbeitshausstrafe von vier Wochen bis zu zwei Jahren tritt gleichfalls
i«m Verkauf. ^^ ^, h^ ^.^ Vcrübung eines Holzdicbstahls ein, wenn der Thäter das entwendete Holz verkauft,

oder die That erweislich in der Absicht, das Holz zu verkaufen, verübt hat, und zwar sowohl gegen den
Thäter und die wissentlichenThcilnchmcr, als auch gcgeu denjenigen, welcher das Holz, von dem er
wußte, daß es gestohlen sei, angetauft, oder gegen Entgcltuug angenommen hat.

NI, D.cbslayi 8 67. Dieselbe Strafe <I8 L6) findet ebenfalls schon bei dem ersten Dicbstcchlan Bau-, Nutz»,
<n häuten, Vren,,- oder anderem bolze, mit Ausnahme jedoch der Holzspähne, (,8 l) statt, wenn dasselbe:

Waide odt!-°°n ») bereits gefällt, und im Walde zugerichtet, aufgestellt, oder noch unanfgcarbcitct befindlichist, ode,
»e»Äbi»»cn. K) auf unbefriedigten Ablagen und Lagcrstellen sich befindet, einschließlich des Flöß« undlSchwemm-

Holzes;
o) wenn das durch Zufall abgebrochene oder in ganzen Stämmen umgeworfene Holz bereits zu¬

gerichtet, oder mit dessen Zurichtung der Anfang gemacht worden ist.



89

8 68. Dicbstahl an gefälltem Holze aus Gebäuden, Magazine» oder befriedigten Aufbewahrungs¬
orten, ist hinsichts der Untersuchung und Bestrafung nicht nach dieser Verordnung, sondern nach den all'
gemeinen Gesetzenzu beurtheilen.

8 69. In den in den 88 65 bis 67 erwähnten Fällen tritt beim Zusammentreffen der daselbst »v. K°»kur-
angeführten erschwerendenUmstände, so wie für den Fall der früher erfolgten Verurtheilung wegen eines ""^'«""
gleichartigen Vergehens, Arbcitshausstrafe von drei Monaten bis zu vier Jahren ein. umstänvc.

8 70. In allen in diesem Abschnittebezeichneten Fällen ist jedesmal, neben der Strafe, auf den
Ersatz des tarmäßigcn Werths des gestohlenen Holzes mit zu erkennen, welcher nach den im 8 4 gege¬
benen Vorschriften, im Falle des 8 67 Itt. ,.. aber ans Begehren des Angeschuldigten immer durch
Sachverständige zu ermitteln ist.

Dem Eigenthümer bleibt vorbehalten, den Mehrbetrag des ihm zugefügten Schadens besonders
einzuklagen, wobei ihm die Vorschrift des 8 15 gleichfalls zu statten kommt.

8 71. Ist ein einfacher Holzdicbstahl von einem Vergehen oder Verbrechen begleitet, so treten, vl. ««»wr-
außer der durch den Holzdicbstahl verwirkten Strafe, hinsichtlich dieser hinzutretenden Vergehen, die all- ^'„«^e""
gemeinen Strafgesetze, und insonderheit bei Widersetzlichkeitendie Vorschriften des Gesetzes vom 31. März
1837 (Gesetz-Sammlung Nr. 1794) ein- Das Gericht, welches über diese Vergehen zu erkennen hat, er.
kennt gleichzeitigüber den einfachenHolzdicbstahl.

8 72. In den in diesem AbschnittebezeichnetenFällen (33 65-67, 69 u. 71) tritt das gewöhnliche vil. »«f«h.
Strafverfahren, und in der Rhcinprovinz, nach Unterschiedder Fälle, das korrectionelle oder Kriminal- ""'
Verfahren ein. Finden sich daher in dem Verzeichnisse (3 29) Entwendungen, welche diesen Charakter an
sich tragen, so muß der Richter solche an die kompetenteBehörde zur Untersuchung verweisen, und dazu
sofort die nöthigen Einleitungen treffen, oder die Untersuchung selbst einleiten, wenn er dazu kompetent
ist Daß dies geschehen sei, wird in der fünften Kolumne des Verzeichnissesbemerkt, und die betreffende
Forstbehörde von dem Ausgange der peinlichen Untersuchung durch den Untersuchungsrichter von Amts«
wegen benachrichtigt, „> . ^.

8 73. In den Untersuchungenwegen der in den 33 «5, 67, 69 u. 71 erwähnten Vergehen finden vill. «°«ei..
die allgemeinen Vorschriften über die Beweisführung statt. """""'

§ 74. Dabei soll jedoch denjenigen Forstbcamtcn, welchen nach dem ersten Abschnittedieses Ge¬
setzes ein voller gerichtlicherGlaube gebührt, inglcichcn den zu ihrer Assistenz angenommenen Personen
der Umstand, daß sie als Dcnuuzianten aufgetreten sind, in ihrer Glaubwürdigkeit als eines vollgülti.
gen Zeugen keinen Eintrag thuu.

8 75. Liegt in den Fällen der 88 65—67, 69 u. 71 ein solcher Beweis vor, welchernicht' zu einer
Verurtheilung zu den in diesem Abschnitte vorgeschriebenen Strafen, wohl aber zur Anwendung der
Strafe des forstgerichtlichzu untersuchendenHolzdicbstahls hinreicht, so treten die Strafbcstimmungcn des
ersten Abschnittes, nebst der Verurtheilung des Angeschuldigtenin die Kosten der peinlichen Untersuchung
ein. Auch ist alsdann die Strafe auf die im 8 6 angcorvnete Geldbuße oder verhältnißmäßige Strafar-
bcil oder Gcfängnißstrafc (8 16) insofern zu bestimmen, als ein nach dem ersten Abschnittezur Begrün¬
dung der ordentlichen Strafe zureichender Beweis vorhanden ist. Die erkannte Geldstrafe oder Strafar-
beit gebührt in diesen Fällen gleichfalls dem Holzcigcnthümer, so wie dem Angeschuldigtenalsdann auch
die im 3 82 erwähnte kürzere Verjährungsfrist zu statten kommt.

Abschnitt Hl.
Von der Untersuchung und Bestrafung der Entwendung anderer Waldproducte,

8 76. Die in den beiden ersten Abschnittendieses Gesetzes in Ansehung der Holzdiebstähle gege¬
benen Vorschriften sollen, mit alleiniger Ausnahme der Bestimmungen der 33 65 und 67, auch auf die
Entwendungen, welche an andern, dem Holze nicht beizuzählenden, Waldproduktcn verübt worden sind, in
sofern angewendet werden, als diese Waldpcoduktc zur Feuerung, zur Düngung, oder sonst zum forst-
odcr landwirtbschaftlichenGebrauche benutzt, oder zum Gegenstande des Handelsverkehrs von dem Forst-
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bcsitzcr gemacht werden. Im entgegengesetztenFalle ist die Aneignung dieser Waldprodukte nicht nach
diesem Gesetze, sondern nach den darüber erlassenen Forstpolizcigcsctzenzu beurtheilen.

§ 77. Bei Anwendung jener Vorschriften (F 70) sind den Gegenständen des einfachenHolzdieb-
fiahls (8 1) die vor der Entwendung noch nicht aufgesammelten, den Gegenständen des im 8 «7 bezeich,
nctcn Holzdiebstahls hingegen die bereits aufgesammelten, im Walde oder an andern unbefriedigten Auf-
bewahrungsorten befindlichen, Waldprodukte gleich zu achten. In dem letzteren Falle hat es jedoch, statt
der im 3 67 angeordneten Strafe, bei den bestehendenStrafgesetzen sein Bewenden.

8 78. Auf die Entwendungen der, dem Holze nicht beizuzählenden Waldprodnktc (8 76) sollen
die Vorschriften des 8 65 nicht angewendet werden, es sind diese Entwendungen vielmehr auch im zwei»
ten und ferneren Nückfalleim forstgerichtlichcn Verfahren zu untersuchen, uud mit der im Z 6 vorgeschric«
denen Strafe zu ahnden.

8 79. So wie die in diesem Abschnitteerwähnten Entwendungen bei der Bestrafung des Holzdieb-
stahls als frühere Holzcntwendungen nicht in Anrechnung kommen (37): so sollen auch die früher er»
folgten Vcrnrtheilnngen wegen Holzeutwcndnng, bei einer nach diesem Abschnittezu bestrafcudcuEntwen¬
dung anderer Waldprodukte, die höheren Strafen des Rückfalls nicht begründen.

Abschnitt RV.

Allgemeine Bestimmungen.

I. Verfa,!"! L 80. Gegen Diebe unter vierzehn Jahren kann auf Strafe nicht erkannt werden; jedoch sind sie
qcgc,! M,M!,!,5,°h^ Polizeibehörde ihres Wohnorts zu überweisen, um wegen der häuslichen Züchtigung derselben durch

ihre Eltern, Vormünder oder Erzieher oder wegen anderer Zucht- und Befferungsmitieldas Erforder¬
liche anzuordnen.

In dem Theile der Nh cinprovin z, wo das rheinische Strafgesetz gilt, sind
bei jugendlichen Dieben die Bestimmungen der Art. 66, 67 u. 69 des Strafgesetzbuchs
in Anwendung zu bringen, und es in jedem einzelnen Falle dem richterlichen Er¬
messen anheim zu geben, ob solch c jug end liche Verbrecher für zurechnungsfähig zu
halten seien oder nicht.

II, Eh>c»n,a. H 61- Auf die bei Dicbstcihlen überhaupt eintretenden Ehrcnstrafcn, namentlich auf den Verlust
w,, her National-Kokardeund der Militair-Abzcichcn oder des Landwehr-Kreuzes,so wie auf Versetzung i»

die zweite Klasse des Soldatenstandes,ist nur in den nach dem zweiten Abschnittedieses Gesetzes zu be¬
strafenden Fällen, neben den daselbst angeordneten Strafen zu erkennen,

in. Vcr,,»,. s 82. Wegen eines Diebstahlö an Hol; oder andern Waldprodukten (§3 1 und 76), welcher
"'"ü, „ah dem ersten Abschnitte dieses Gesetzes zu bestrafe» ist, soll ciue Untersuchung nicht weiter eingeleitet

werden, wenn seit dem Tage der begangenen That bis zum Emgang der Anzeige an das Gericht, sechs
Monate verflossensind.

In Betreff der Verjährung der übrigen, nach dem zweiten Abschnittedieses Gesetzes zu bestrafet
de» Entwcudungen,hat es bei den allgemeinen Gesetzen sein Bewenden.

8 83. Für die Untersuchung und Aburtelung der nach dem ersten Abschnittedieses Gesetzes zu
bestrafenden Entwendungen(LZ 1 und 76) sollen von den Vernrthciltcn, außer den baarcn Auslagen
einschließlich der Schreibcgcbühren und Mcilcngelder, so wie insonderheit der durch die Kabinetsordrcv,
10. December 1840 (Gesetz-Sammlungvon 1841 S. 14) bestimmtenGebühren der rheinischen Gcrichts-
schrcibcrund Gerichtsvollzieher, keine Gerichts-und Stempclgcbührcnerhoben werden.

8 84. Im Falle der Unvcrmögenhcit oder' völligen Freisprechung der Angeklagtensind, bei den
nach dem ersten Abschnittezu bestrafenden Vcrgehungen(M 1 und 76) , die unvermeidlichen durch die
Untersuchung entstandenen waren Auslagen, so weit solche überhaupt aus dem Kriminalfonds oder von
dem Gcrichtsherrn erstattet werden, inglcichcn, falls die Gefängnißstrafcvollstreckt wird, die dadurch
entstehendenKosten der Vollstreckungund Verpflegung der Gefangenen, jedesmalvon dem Gerichtshcrrn
derjenigen Gcrichtobehördc zu tragen, welche die Untersuchung geführt hat. (8 25.)
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8 85. In Betreff der »ach dem zweiten Abschnitte dieses Gesetzes zu bestrafenden Vergeben
kommendie gewöhnlichen Gebühren in Ansatz, und hinsichts der Gerichtsbarkeit, welche für die nicht
bcizutrcibcndcu baaren Auslagen zu haften hat, die allgemeinen Vorschriften in Anwendung.

8 86. Acrtc Sägen, Beile uud andere Werkzeuge, welche zur Vcrübnng der Entwendungen von v. 5°>,fi«ea°
Holz und andern Waldproduktcn dienen, mit Ausnahme der Transportmittel, sind dem Diebe nbzupfändcn, "°"^^
und fallen ohne Unterschied, ob sie dem Thäter gehören oder nicht, dem beschädigten Waldcigcn-
thttmcr anheim.

Die Transportmittel können zur Sicherstelln««,der von dem Diebe verwirkten Geldstrafe und des
Schadenersatzes ebenfalls gepfändet werden, sie sind jedoch, wenn genügende Sicherheit auf Höhe des
Betrages der Geldstrafe und des Schadens, oder auf Höhe des Werths der Transportmittel selbst, gelei¬
stet wird, dem Eigenthümer ohne Verzug srci zu geben. vi. «»«<!«!«.

8 87. Derjenige, in dessen Gewahrsam frisch gehauenes grünes Holz gefunden wird, und den ^^., "^
rechtlichenErwerb nicht nachweisenoder bescheinigenkann, ist schon deshalb, uud ohne daß eine daran"w H°>zes «"
verüble Entwendung oder sträfliche Theilnahme festgestellt worden ist, des Holzes zu Gunsten "^^
des Armcnfonds verlustig. Liefert er aber den Beweis, daß er das Holz von einem Andern an sich
gebracht, und kann dieser sich über den redlichen Erwerb nicht ausweisen, so muß letzterer, statt der
Konfiskation des Holmes, den einfachen Werth desselben, und wenn dieser keine fünf Silbergroschen
beträgt, fünf Silbergroschen zur Armenkasse entrichten. «^"'««.

§ 88. Wer in fremden Waldungen (Forsten und Büschen) außerhalb der gewöhnlichen öffcnt- .«e^eit,m
liehen Wege, ohne sich über seine unverdächtige Anwesenheit ausweise,, zu können, mit Gerätbschaften, W"°c.
welche zum Holzfällen oder zum Aufsammeln uud Wegschaffen von Holz oder andern Waldprodukten
dienen, betroffen wird, bat, wenn ibm nicht ein schwereres Vergehen zur Last fällt, eiuc Geldbuße bis zu
einem Thaler verwirkt, welche dcm Waldeigcnthümcr anheimfällt, uud erforderlichen Falls durch Pfändung
jener Gcräthschaftcn sicher gestellt werden kann.

Urkundlich:c. :c.

o t t v e

zu dem umgearbeiteten Gesetz-Entwurf, den Diebstahl an Holz und
andern Waldproduktcn betreffend.

Die Wcglassung des 2. und 3. Alinea wird beantragt, weil hierdurch nur nnnöthigc Wcitläuftigkeitm
herbeigeführt und den Holzdieben zu leicht der Weg zu Prozessen und Chikancn geöffnet werden dürfte;
dahingegen zur Entfernung möglichsterZweifel am Schlüsse des ersten Satzes dieses 8 der beigefügte
Zusatz für angemessenerachtet.

Zu 8 6. Wirb auf die Hinweglassung des Wortes „rechtskräftig" angetragen, weil hieraus beson¬
ders bei Contumazial-Verurthcilungcn nur den Holzdieben ein Mittel, sich der Strafe des gesetzlichen
Wiederholungsfalles zn entziehen, erwachsen würde.

Hu 8 7. Aus den bei 8 6 augeführten Gründen wird hier die Streichung des Wortes „rechts¬
kräftig" ebenfalls in Antrag gebracht.

Zu 8 10. Der größeren Bestimmtheit uud Klarheit wegen sind statt der Worte „u n en t geld¬
lich annimmt" jene: „im Besitze" gewählt worden. Dagegen wird die gänzliche Hinweglassung
des 2. Alinea wegen der hier zum Grund? liegenden bloßen Vermuthung beantragt.

Zn 8 16. Wird der Zusatz beim Schlüsse des 1. Alinea in Vorschlag gebracht, weil man dic
Dauer einer Mündigen Gcfängnißstrafc als Minimum für angemessenhält.

12*
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Zu § 22. Nur der erste Satz des 3 bis zum Worte „besitzen"würde beizubehalten sein, dahingegen
der Nest desselben wegen der Schwierigkeiten und Streitigkeiten, die sich deshalb sonst unter den Parteien
erheben könnten, hinweg zu lassen sein möchte.

Zu 3 24. Wird anstatt des Wortes „Landcs-Iustiz-Kollcgicn" den Worte» „betreffendeJustiz-Behörde«
um deswillen der Vorzug gegeben, weil unter der letzteren Benennung auch die bei den rheinischen
Gerichten fungirendcn Obcrprokuratoren, denen es zunächst zusteht sich mit den Verwaltungsbehörden zu
benehmen, mit inbegriffen sind.

Zu 3 26. Die vorgenommene Abänderung in diesem Z wird deshalb gewünscht, weil nach den rhei-
Nischen Ncchts'Grundsätzcn jedes Vergehen von Amtswcgcn verfolgt werden muß.

Zu 3 27. Der nach dem Worte „Gerichtstag" gemachte Zusatz „im gerichtlichen Wege" ist der in
den bestehenden Gesetzenvorgeschriebenen Form entsprechend.

Zu 3 33. Nach Analogie der übrigen Diebstäble und Rechtsverletzungenhat man das 2. Alinea weg»
fallen lassen, und weil auch die Zurücknahme eines zur Anzeige gebrachten Vergehens nach der beste»
hcnden Gesetzgebungnicht zulässig ist.

Zu 3 34, Die Umänderung des 3 34 in der beantragten Art beruht auf folgenden Gründen:
Die zu diesem 3 für die nothwendige Anwesenheit der Forstbcamten am Gerichtstage in den

Motiven angegebenen Gründe finden sich in der Nbeinprovinz nicht bewährt. Nur in äußerst wenigen
Fällen hat diese Anwesenheit einen Einfluß auf die Ucberfnhruug. Entweder hat der gesetzlich angestellte
Beamte die That aus eigener Wahrnehmung entdeckt und in dem Anzeige-Protokoll bekundet oder nicht.
Im ersteren Falle hat seine Angabc schon gesetzlich vollen Glauben, es bedarf nicht deren nochmaligeVestä
tigung vor Gericht, uud gegen den Beschuldigten wird, wenn derselbe keinen Gegenbeweis führt, die
Verurtheilung ausgesprochen. Im letzteren Falle aber sind die Aussagen der Forstbcamten, wenn nicht
andere Zeugen hinzukommen, uur als Aufkläruugcu zu achten, welche für das Erkenntniß von keinem
großen Gewichte sind.

Die Vortheile, welche die Anwesenheit der Forstbeamten am Gerichte hat, sind also zweifelhaft
und von untergeordnetem Werthe, dagegen sind die Nachtheile sicher und bedeutend. Der Förster z. B.
welcher in der Gegend von Kirn oder Krcuznach wohnt und den Sitzungen des Zuchtpolizcigerichts in
Koblenz beiwohnen muß, hat gewöhnlich eine Neise von drei Tagen zu machen. In dieser Zeit ent¬
behren die seiner Hut auvertrautcn Waldungen alles Schutzes. Da es geschieht, daß dergleichen entfernt
wohnende Beamten öfters Diebstählc zur Anzeige bringen, welche vor dem Zuchtpolizci'Gcrichte abge¬
urtheilt werden müssen, da sie alsdann auch durch die bisher gesetzlich befohlcue Anwesenheit immer zu
einer längeren Neise genöthigt sind, wofür sie die tarifmäßigen nicht unbeträglichcn Diäten beziehen, so
hat sich im Publikum die Meinung verbreitet, daß sie ihre Anzeigen mit Fleiß so einrichteten, um als
Zeugen dienen zu müssen. Daß diese Fälle mitunter vorkommen können, ist anzunehmen. Gewiß aber
ist, daß dem Staat hierdurch ganz unnöthigc Kosten erwachsen, und daß das Ansehen der Forstbcamten
darunter leidet.

Wenn im Falle des Widerspruchs bei vorhandener Anzeige eines gehörig vcrcidctcn Beamten, der
die That aus eigener Wahrnehmung entdeckt und bescheinigthat, dem Beschuldigten die Vernehmung des
Försters zwar gestattet wird, aber nur auf seine Kosten, welche ihm nur nach erfolgtcr Freisprechung
zurück erstattet werden, so dürfte dieses dazu dienen, die Geständnissezu vermehren.

Zu 3 35. Es ist sehr häusig bei dcu Forstgcrichten der Fall vorgekommen, daß wenn die den Forst«
sitzungcn beiwohnenden Beamten über den Thatbestand Erläuterungen und Aufklärungen zn geben gewünscht
haben, ihnen dieses von den Forstrichtcrn nicht gestattet worden ist; um diesem Ucbclstande abzuhelfen
uud das Auschcn der Forstbeamten bei den Forstgcrichtssitzuugcn,den Holzdieben gegenüber, aufrecht zu
erbalten, ist dieser Zusatz für zweckmäßig und nothwendig gehalten worden.

Zu 8 30. Als Folge der vorgeschlagenen Fassung ^dcs 3 34 wurde hier im ersten Satze zwischen
den Worten „aus eigener" die Einschaltung der Worte „der im Verzeichniß angegebenen" nöthig, wo¬
nach es statt „eigener" nun „eigenen Wahrnehmung" u. s. w. heißt.
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Zu § 41. Die Abänderung in diesem 8 wird in Vorschlag gebracht, um dem Forstbeamten die Befug,
niß beizulegen und selbst zur Pflicht zu machen, auch diejenigen Holzdiebstähle anzuzeigen resp, darüber
zu protokollircn, welche er aus eigener Wahrnehmung in den übrigen seinem Dienste fremden Waldun¬
gen entdeckt, weil dieses zur Aufrechthaltung des Forstschutzcs im Allgemeinen und zur Vermeidung
der Holzdicbstähle wesentlichbeitragen wird.

Zu §45. Man fand es für Recht, daß dem Beklagten die nämliche Frist zur Berufung gestattet
werde, welche dem Waldcigenthümcr eingeräumt ist, wonach dieser Zusatz in Antrag gebracht wurde.

Zu 8 47. Ein unverletzbares Rechtsprinzip ist die Berufung gegen alle Urtheile, um sich gegen Irr¬
thümer und Wilttühr zu schützen.

Der größte Theil der Holzdicbstähle fällt in den Strafbetrag von ein bis drei Thaler. Zur Ver¬
meidung der sicher entstehenden großen Anzahl Berufungen, sowohl von Seiten der Beschuldigten als
der Denunzianten bei den nicht bedeutenden Fällen, wird die in Antrag gebrachte Modificaiion gewünscht;
für jede» Fall aber, wo die Strafe inolusiv« Schaden-Ersatz drei Thaler und darüber beträgt, muß
jedem Theil das Rechtsmittel der Berufung zustehe», weil die Nichtberufung zu großen Uebelständen führt,
die in der Nheinprovinz, seit der Publikation des Gesetzes vom 7. Juni 1821, von den Waldbcsitzcrn
lief gefühlt worden sind.

Zu §49- Der Kassations-Nckurs, im Interesse des Gesetzes, ist ein nach der bestehenden Gesetzgebung
ausrecht zu erhaltendes Rechtsprinzip, uud wird dieser Zusatz aus dem Grunde in Vorschlag gebracht.

Zu § 52. Z u mehrerer Deutlichkeit und Bestimmtheit wird die im ersten Satze dieses 8 gemachte
Aenderung vorgeschlagen. Die Hinwcglassung im Nachsätze wird aus dem Grunde beantragt, weil die
darin ausgesprochene Vermuthung nicht genugsam begründet schien.

Zu 8 62. Zur bestimmteren Begründung der Zahlungsunfähigkeit wurde der gemachte Zusatz für
dienlich und nothwendig erachtet.

Zu §64. Der in diesem 8 eingeschalteteSatz wurde für nothwendig befunden, um den beabsichtigten
Zweck zu erreichen.

Zu 8 65. Wird wiederum die Weglassung des Wortes „rechtskräftig" mit Bezugnahme auf das Mo¬
tiv zu 8 6 vorgeschlagen.

Zu 8 75. Im zweiten Alinea dieses § hat man das Wort „höchste" um deshalb wegfallen lassen,
weil eine erhöhte Strafe, unterliegenden Falles, nicht gerechtfertigt scheint.

Zu 8 80. Die jugendlichen Holzdiebe unter vierzehn Jahren einer völligen Straflosigkeit zu überlas¬
sen, scheint zu gefährlich, indem eines Theils die in Antrag gebrachten Bcsscrungsmittcl wohl schwerlich
ihre Wirkung erreichen dürften, andern Theils aber auch die Eltern, Vormünder «. gestützt auf diese
Straflosigkeit ihrer Kinder und Pflegebefohlenen leicht darin eine Veranlassung finden könnten, dieselben
zur Vcrübung von Holzdiebstählen zu verleiten und so deren Immoralität zu befördern.

Aus diesem Grunde hat man den gemachtenZusatz für nothwendig erachtet.
Zu 8 84. In diesem 8 hat sich Zeile 1 und 2 ein Druckfehler cingeschlichen, indem es statt „Ange¬

klagten" „Verurthciltcn" hieß, welcher berichtigt worden ist.
Zu 8 87. Um den unterliegenden Fall von dem Falle einer Komplizität (88 10 und 66) zu unter¬

scheiden,wurde nach dem Worte: „Entwendung" der Zusatz der Worte "oder sträflicheTheilnahme" für
nöthig erachtet. ^_____________

Separat-Grklärung der Herren Standesherrn zn mehreren in den Gesetz-
Entwürfen über die Bestrafung des Holzdiebstahls und der

Jagdvergehen enthaltene Bestimmnngen.

Die obrigkeitliche Verwaltung der Grafschaft Wird beruht auf besondern Gesetzen, Nezessen und
Vereinbarungen mit der Staatsregicrung. Hiernach werden die Justiz erster und zweiter Instanz, die
Kriminalrcchtspflegc, die Polizei- und Kommuncil-Sachcn, die Kirchen- und Schul-Angclegenheitcn' das
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Forst- und Medizinal°Wescn, das Berg«Ncgal und die Berg-Jurisdiktion, durch besondere Fürstliche Be¬
hörden, innerhalb eines bestimmten, diesen angewiesenen Wirkungskreises und mit bestimmtenRechtenund
Befugnissen verwaltet.

Bevollmächtigter hält sich daher zu der generellen Verwahrung verpflichtet, daß aus seiner Theil«
»ahme an den gegenwärtigen Berathungen des vorliegenden besondern Gesetz-Entwurfes keine stillschwci-
gcnde Einwilligung zu ciuer Abänderung jener besondern rczeßmäßigcn Verfassung der Grafschaft Wicd
in irgend einem Punkte gefolgert werden, daß den rezcß- nnd verfassungsmäßigen Rechten uud Befug¬
nissen Er. Durchlaucht des Fürsten zu Wicd und seiner Behörden durch jcucs Gesetz in keiner Weise ein
Abbruch geschehen dürfe, und daß die Ausführung desselbenin der Grafschaft Wicd stets nur unter den¬
jenigen Modifikationen zu bewirken sei, welche deren besondere rczcßmäßigc Verwaltung und Verfassung
mit sich briugt.

Düsseldorf, den 7. Iuui 1841.
Garl Prinz zu Wicd.

Der unterzeichneteBevollmächtigte des Fürstlichen Hauses Solms < Vrauufcls schließt sich für die
Grafschaft Solms - Brannfcls obiger Verwahrung an.

Düsseldorf, den 7. Juni 1841.

stcinhard Graf zu Solms-Laubach.

Aie Unterzeichnetenhaben bei den betreffenden verschiedenen Gesetzes-Entwürfen über die Bestrafung
des Holzdiebstahls, der Jagdvergehen , Jagd- und Forst-Polizei-Ordnung :c. in der darüber stattge«
fuudcnen Diskussion die Gründe des Rechtes und der Billigkeit bcmcrklichgemacht, aus welche« die nach
jcucu Gesetze» crfallendcn Geldstrafen uud Kousiskatc nicht dem Wald-Eigcnthümer und IagdBerechtig»
tcn, der nur auf Schutz iu seinem Rechte und Eigenthum, so wie auf den Ersatz des erlittenen Schadens
rechtlichenAnspruch an den Staat machen kann, sonderndem Gcrichtshcrrn, welcher die Kosten der
Gerichtsbarkeit und insbesondere auch die mit der Vollziehung der den Geldstrafen zu substituircnden
Gefänguißstrafen verbuudcneu Vcrpfleguugs- und sonstige Kosten zu tragen bat, zufallen müßten.

Sie haben ferner auch dcmerklich gemacht, daß die fraglichen Geldbußen uud Konfiskate in den
Gebieten der von ihnen vertretenen Häuser nach der bisherigen Verfassung, dem Herkommen, den beste,
hendcn Gesetzenuud Nczesscu über den Nechtszustand der Mcdicit-Gcbiete, so wie nach den hin und wie»
der mit den Unterthanen abgeschlossenen ältern Verträgen auch wirklich ganz oder tbcilwcise in die Kas¬
sen jener Häuser geflossen seien.

Die Unterzeichnetenversagen es sich jedoch auch nicht, anzucrkcnncu, daß, wenn man überhaupt das
Prinzip gesetzlich sanktionircn will, daß die fraglichen Geldbußen und Kousiskatc in der ganzen hiesigen
Provinz den Waldcigcnthümern und Iagdbcrcchtigtcn zufließen sollen, es eine nicht wünschcnswcrthe Un¬
gleichheit sein würde, die in den Mcdiat-Gcbictcn Angesessenen davon auszuschließen.

Um daher ans der einen Seite den bisherigen Berechtigten in seinen rechtlichenund billigen An,«
sprüchen nicht zu beeinträchtigen, auf der andern Seite aber auch das Prinzip der Gleichstellungder Un¬
terthanen in diesem Punkte nicht zu verletzen, dürfte es am angemessenstensein, die Leistung einer näher
zu liauidircuden Entschädigung des bisherigen Berechtigten für den Verlust jener Geldbußen in den
betreffenden Gesetzenvorzuschcn.

Die Unterzeichnetenerlauben sich zu beantragen, daß es cin.r verchrlichcn Landtags.Vcrsammlung
gefallen möge, sich in einem derartigen, dem Rechte uud der Billigkeit entsprechendenBeschlussezu verei¬
nigen; wobei sie noch ausdrücklich zu bemcrkeu nicht unterlassen wollen, daß aus Veranlassung einer,
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durch eine gleiche Bestimmung des früheren Holzdicbstahls- Gesetzes vom 7. Juni 1821 hervorgerufenen
Reklamation, des Königs Majestät die erforderlichen nähern Erörterungen zu befehlen geruht haben,
welche bis jetzt noch nicht erledigt sind.

Düsseldorf, den 7. Juni 1841.
Für das Fürstliche Haus Solms-Vrauufcls:
Für das Fürstliche Haus Wicd:

Düsseldorf, den 11. Juni 134l.

Ncinhard Graf zu Solms-Laubach.
Earl Prinz zu Wied.

Mit vorstehender Erklärung einverstanden
L. Fürst zu Solms.
Edmund Graf von Hatzfeldr.

Allcrdurchlauchtigster;c. :c.

Ew. Majestät gctrcucste Stände haben mit dem tiefsten Dankgcfühl den von dem 5. Provinziell- ^,
Landtage erbetenen Gesetzes - Entwurf über die bei Wald-, Feld- und Jagdfreveln möglichst zur Sprache »cn in W»«^
kommendencivilrechtlichenVerhältnisse empfangen. °eis»chen.

Indem die Stände in dieser Allerhöchsten Mittheilung einen neuen Beweis Königlicher Huld und
Gnade erkennen, fühlen sich dieselben nicht minder von den darin ausgesprochenen ^andcsuäterlichen
Gesinnungen zur Sichcrstclluug des Eigenthums gcgcu freventliche Eingriffe, als von den genommenen
Maaßregeln zur Beschirmung der Unschuld, durchdrungen.

Die trcugehorsamste» Stände haben daher auch diese» Gesetzes-Entwurf zum Gegenstandihrer
besondern Aufmerksamkeitund sorgfältigsten Priifuug gemacht.

Gleichwohl würden dieselben glauben, sich gegen ihre ersten Pflichten zu verfehlen, wenn sie Ew.
Majestät dasjenige vorenthalten wollten, was ihnen in dem fraglichen Entwürfe allgemeinen Rechts«
Prinzipien zu widerstreiten scheint, und erlauben sich dieselben sonach, Ew. Majestät ihre dcsfallsigcu
Vcdcukeu ehrerbietigst vorzutragen.

Mit Ausnahme der im K 2 des Entwurfs enthaltenenBestimmungenkönnen sich die getreuen
Stände zu dem übrigenInhalte nur beifällig erklären.

Der 8 2 dagegen dürfte weder mit der Billigkeit noch mit den Prinzipien deö positiven Rechtes
über Anerkennung und Schutz wohlerworbenerRechte zu vereinigensein, indem hier der wahre Eigen¬
thümer — oder wenigstens der Besitzer in gutem Glauben, sich in die Nothwendigkeit versetzt sieht, sein
bisher unbestrittenesRecht ans dem Wege der Klage gegen einen Beschuldigten auszuführen,der keinen
Besitzstandfür sich geltend machen kann, sich fast immer im bösem Glauben befindetund dergleichen
Rcchts-Ansprüche gewöhnlich mir um deswillen vorbringt, um die Strafe vou sich abzuwenden,wohl
wissend, daß sein Gegner gewiß in den meisten Fällen vorziehen wird, lieber auf Bestrafungzu verzicht
ten, als einen wcitläuftigcn und kostspieligen Prozeß gegen ihn zu führen, wodurch nothwendig
Straflässigkeituud Vermehrung der Frevel herbeigeführt werden würden.

Es können daher auch die getreue« Stände keinen hinreichenden Grund absehen, warum bei der
Gleichheit des den §s 2, 3 und 4 zum Grunde liegenden Rechts - Prinzips, nämlich: Schutz des
Eigenthums und wohlerworbenerRechte, — nicht auch ein gleiches Rechtsvcrfahrcuin Anwendung
kommen sollte. —

Diesem Grundsätze gemäß haben die trcugehorsamstcn Stände geglaubt, den mchrgcdachien 8 2
in dieselbe Kathegoric mit den 8s 3 und 4 stellen zu müssen, und haben es zugleich für zweckdienlich
erachtet, zur Vcrinciduug absichtlicher Verzögerung und Verschleppung Seitens der Beschuldigten, diesen
nur eine kurze Präclusiv, Frist zur Beibringung des Anerkenntnissesder von ihnen behaupteten
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Nechte oder des Beweises der eingeleiteten Klage zu gestatten, indem sie damit die ehrerbietigste
Bitte verbinden:

daß Ew. Majestät allcvgnädigst geruhen wollen, dem fraglichen Gesetzes-Entwurf in der
anbei folgenden begutachteten Fassung, die Allerhöchste Genehmigung zu ertheilen, und denselben
als wirkliches Gesetz in's Leben treten zu lassen.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht :c. ?c.
Düsseldorf, den 22. Juli 1841.

Gesetz »Entwurf,
die Givil-Ginreden in den wegen der Wald-, Feld- und Jagd-Frevel

anhängigen Untersuchungen betreffend.

>ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen :c. ,c.
Um den Ucbclständen abzuhelfen, welche bei Untersuchung und Bestrafung der Wald-, Feld« und

Jagdfrevel dadurch entstehen, daß die Beschuldigten ein Eigenthums- oder Benutzungsrecht zum Beweise
ihrer Straflosigkeit vorschützen, und dadurch die Beendigung des Strafverfahrens verzögern, bis der
Civilrichtcr über die vorgelegte Einrede entschiedenhat, verordnen Wir auf den Antrag Unsers Staats»
Ministeriums und nach Anhörung Unserer getreuen Stände der Rheinprovinz für dcu Gerichtöspreugcl
des Appcllationsgcrichtshofcs zu Eöln, was folgt:

8 1. Wegcu der bei dem Strafverfahren über Wald-, Feld- und Jagd-Frevel von dem Beschul¬
digten vorgebrachten Einrede, zu der ihm als Frevel zur Last gelegten Handlung berechtigt zu sein,
darf der Polizei-Richter sein Erkenntniß nur dann aussetzen, wenn der Beschuldigte die Einrede mit
Gründen oder Beweisen unterstützt, welche deren Nichtigkeit wahrscheinlichmachen, und wenn, bei voraus¬
gesetzterWahrheit derselben, jede Strafe ausgeschlossensein würde.

8 2. Wird eine solche Einrede des Eigenthums oder der Berechtigung von dem Beschuldigten vorge»
schützt und mit hinlänglichen Gründen unterstützt, so hat der Polizcirichter, indem er das Verfahren sistirt, dem
Beschuldigteneine vierwöchcntlichc Frist zu bestimmen, binnen welcher er das Anerkenntnis)desjenigen, dessen
Rechte durch die Einrede zunächst berührt werde», oder den Beweis der Einleitung der Klage beizubringenhat.

8 3. Wird der in dem vorhergehenden 8 erwähnte Beweis in der bestimmten Frist nicht gelic»
fcrt, so wird das Strafverfahren fortgesetzt, unbeschadetder ciuilrcchtlichenAnsprüchedes Beschuldigten,
welche er, des Straferkcnntnisscs ungeachtet, im gesetzlichen Wege verfolgen kann.

Urkundlich:c.

Allerdurchlauchtigstcr,c. ,c.
>. E>r°m. und Ew. Königliche Majestät haben nach der AllerhöchstenEröffnung vom 30. v. M. es anerkannt, daß
Dl!ch.Ordn»!!g. hie dem Landtage gesetzte Zeit zur Bearbeitung der vorliegenden vielen und wichtigenPropositionen nicht

ausreichen dürfte und dem Landtage anheim gestellt, zur Abkürzung seiner Arbeiten die Begutachtung des
Entwurfs einer Strom- und Deich-Ordnung den Krcisständen der bethciligtcn Kreise zu überlassen.

Wenn es den trcugehorsamstcn Ständen der Nhcinprovinz aus dem angeführten Grunde nur
erwünscht sein kann, ihre Arbeiten auf dem gegenwärtigen Landtage abgekürzt zu sehen, so hat die Nebe»«
tragung der ausschließlichenBerathung provinzieller Gesetze auf die Kreisstände denselben nicht und«
dcnklich geschienen,da sie in dieser Berathung eine ihrer schönsten und wichtigsten Prärogativen erblicken,
welche unverkürzt zu erhalten, sie als eine geheiligte Pflicht ansehen. Der Grund zur Bcdcnklichkeit
steigert sich im vorliegenden Falle noch dadurch, daß der Entwurf eines Gesetzes über die Strom- und
Uferpolizei eines Theils Bestimmungen enthält, welche namentlich auf den Strom, der unserer Provinz den
Namen giebt, auf den Rhein, anzuwenden, schwierig erscheinen und anderntheils die bestehendenprivat.
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rechtlichenVerhältnisse der Ufer.Besitzer und der Medcrungs-Beerbten in so empfindlicher Weise abändern
würde, daß eine bedeutende, ja theilweise sogar gänzliche Entwerthung dieser Art des Grundeigcnthums
die Folge davon sein würde. Dazu kommt noch die Betrachtung, daß es nicht zweckmäßigscheint, für
das eine Ufer des Stromes Bestimmungen eintreten zu lassen, welche nicht zugleich auch für das gegen»
übcrliegende Ufer gültig sein sollten.

Ew. KöniglicheMajestät wollen es daher huldreichst aufnehmen, wenn die trcugchorsamstcnStände
sich bewogen finden, Allcrhöchstderoweisem Ermessen zwar anheim zu geben, in wie weit Allerhöchstdie.
selben die Kreisstände aller betheiligten Kreise beider Stromufcr über den Gegenstand zu hören für gut
finden, zugleich aber alleruntcrthänigst darum bitten:

daß es Ew. KöniglichenMajestät gefallen möge, daß vorerst das Gutachten einer aus orts- und
sachkundigenNegicrungs- und Dcichbeamtcn, so wie aus ständischenDeputirtcn zusammcngc,
setzten Commission eingeholt und das fragliche Gesetz dem nächstenLandtage unter Mittheilung
des erwähnten Gutachtens wieder vorgelegt werden möge.

In tiefster Ehrfurcht ersterben,c.
Düsseldorf, den 15. Juli 1841.

AUerdurchlauchtigster,e. ,c.

Ew. Königlichen Majestät trcugchorsamste Stände haben in dem, ihrer Berathung übcrwiesencn Gesetz''"""""^
Entwurf über

die Abschaffung der Nachtweide und Beschränkung des Einzelnhütcns auf ungcscblossencnGrundstücken
mit ehrfurchtsvollemDanke einen neuen Beweis der Vorsorge erkannt, welche Allerhöchstdieseibenden sitt»
lichen und materiellen Interessen durch Beseitigung eingewurzelter Mißbrauche angedeihen lassen.

Und da der vorgelegte Entwurf ganz den von dem vorigen Provinzial-Landtage unterthänigst aus.
gesprochenenWünschen entspricht, dem Uebel steuert, ohne die landwirthschaftlichcnInteressen zu benach.
Iheiligcn, so konnten trcugehorsamste Stände sich demselben nur in seiner ganzen Fassung anschließen, mit
Hinzufügung der alleinigen Bitte, daß Ew. Königliche Majestät bei Erlassung des Gesetzes geruhen wollen,
in den im § 3 vorgesehenen Ausnahmsfällcn die Königlichen Negierungen anzuweisen, außer dem Gut«
achten des Gemcinderaths, auch jenes der Kreisstände sich vorlegen zu lassen.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht:e.
Düsseldorf, den 17. Juni 1841.

AUerdurchlauchtigster,c. ,e.

Ew. Majestät geruhten, Ihren trcugchorsamstcn Ständen einen Gesetz. Entwurf vorzulegen, welcher die., .P«,«,«,.
Beschränkung der Parzcllirung des Grundbesitzes in der Nhcinprovinz mit Ausschluß der Kreise Duisburg »"»
und Necs bezweckt.

Der Entwurf beabsichtigtdicserhalb die Theilbarkcit des Grundvermögens zu beschränken und ein
Minimum zu bestimmen, unter welches fernere Thcilbarkeit des Grundbesitzes nicht mehr gestattet
sein soll.

Icmebr ein solches Gesetz in das innere Leben der Provinz, ln ihr materielles Wohl im Allge,
meinen und das freie Eigenthumsrccht des Einzelnen eingreift, um so gewissenhafter war die Prüfung:
ob Ew. Majestät väterliche Absicht, das Wohl aller Ihrer Unterthanen zu fördern, durch den vorliegenden
Entwurf erreicht würde, und ob der Zustand der Provinz überhaupt ein solches Gesetz erheische.

Die Nothwendigkeit eines festen Grundbesitzes, eines stabilen, den Ackerbau pflegenden Elementes
im Staate, verkennen Dero trcugehorsamste» Stände nicht. Zu diesem Ziele glauben dieselben aber
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nicht dadurch zu gelangen, daß, wie der vorliegende Gesetz-Entwurf es beabsichtigt, ein Minimum der
Thcilbarkeit festgestellt wird.

Ei» Hinwirken in diesem Sinne, bei der gestiegenenund fortwährend steigendenPopulation der
Nhcinprovinz, ist unmöglich und müßte die Bestimmung eines Minimums der Theilbarkcit des Grund¬
vermögens um so empfindlicher in die bestehenden Gesetzeeingreifen, als gerade die allerärmste Klasse
dadurch getroffen würde.

Würde ein Minimum des Grundbesitzes bestimmt, welches zu theile» dem Besitzer nicht mehr
erlaubt wäre, so würde» viele arme Leute, welche jetzt eine Parz.lle des väterlichen Erbes, sei sie auch
noch so klciu, ihr Eigcuthum nennen, in Zulunft obdachlos, wenigstens olmc das festeste Band an die
Heimath, den Gruuobcsitz, umherirren muffen; es müßte sich eine besitzlose Klasse bilden, die neidisch auf
die glücklichen Inhaber des väterlichen Erbes, unzufrieden mit dem Gouvcrucmeut, das sie des Antheils
beraubte, als Bettler-Familien in jeder Aenderung des geselligen Zustandes nur Besserung ihrer gezwun¬
genen Lage hoffen würden.

So zertheilt sich auch unsere Provinz darstellt, so evident ist es auch, daß die Parzellirung nicht
gleichmäßig, sonvern vorzüglich nur dort zu dem jetzigen Punkte fortgeschritten ist, wo besondere Kul»
tnrcn, Wein uud Gemüsebau, oder Handelsgcwächsc, oder die Nähe großer Städte und Fabrikorte,
überhaupt die örtlichen Verhältnisse die Vevöllcruug dichter znsammcudrängten.

Daher wird auf dem Punkte der Vervollkommnung, worauf sich unsere sozialen Verhältnisse
befinden, die Parzelliruug dort fortschreite,,, wo es vortheilhaft erscheint, und andererseits die Zerstümv
lung aufhören, sogar Vergrößerung, Adrundung der Grundstückeeintreten, wo diese größere Vortheile
gewährt. Immer aber wird die Parzelliruug da umkehre», wo sie unbedingt nachthcilig wird, indem
Niemand zu seinem Nachtheile wird besitzen wollen.

Althergebracht, wie es unter den fränkifchen Völkcrstämmen bränchlich, ist die Thcilbarkeit des
Grund und Bodens in der Nhcinprovin;, und ist die große Parzelliruug die nothwendige Folge der
größereu und steigenden Bevölkerung. Schon die bei weitem höheren Preise des Grund und Bodens,
welche in möglichstzerstückelten Gegenden vorkommen, sprechen für diese Behauptung; eiuc Vcschränkuug
der Thcilliarkeit würde daher nach der Meinuug treugcborsamster Stände den Grundbesitz im Werthe
sinke» laffe», einen großen Theil der Bewohner obdachlos machen, das festeste Band nn den Staat zcr»
reiße» uud in die theuerste» Begriffe des freien Eigenthums schmerzlich eingreife!,.

Um dem Staate die nothwendige Grundlage eines festen Grundbesitzes zu erhalten, so geben
lreugchorsamstc Stände es dem liebenden Herzen Ew. Maiestät anheim, ob es dem Zwecke nicht för¬
dernder sein dürfte, durch Gewähruug vou Vortheile», welche mit dem Erhalten u»d Schaffen eines
größeren Grundbesitzes verbunden, dahin zu streben, wohin ans dem Wege, den der vorliegende Gesetz-
Entwurf bezeichnet, nicht zu gelange,, ist.

Aus diese,, Gesichtspunkten betrachtet, die väterlichen Gesinnnngen unseres, alle Unterthanen mii
gleicher Liebe umfassendenMonarchen nicht verkennend, aber auch der Pflicht bewußt, die Wünsche und
Erfordernisse der Provinz offen vorziltrage», erlauben sich trcugehorsamste Stände bei Ew. Köuiglichc»
Majestät dahin anzutragen:

daß es Ihnen gefallen möge, von der Bestimmung eines Minimums der Thcilbarkeit des Grund¬
besitzes Abstand nehmen zu wollen, und gebe» es demnachtrcugehorsamsteStände anheim, die §z 1
bis incl. 4, in Betracht des Zustandes der Nhcinprovinz, als mit den eigenthümlichenVerhältnissen,
den Sitten und Gebräuchen der Provinz unvereinbar, erklären zu wolle».

Trcugehorsamste Stände verkennen nicht in den §8 5 bis incl. 10 des vorliegenden Gesetz-Entwurfes
die väterliche Huld, welche Ew. Majestät veranlaßte, auch auf mdircctcm Wege das Zusammenhalten
des Grundbesitzes, einer Hauptstütze des Staates, bewirken zu wollen; Pflicht ist es aber, die Hindernisse
hervorzuheben, welche sich der daselbst beabsichtigten Consolidirung des Grundvermögens entgegen stelle».

In sehr vielen vor Notaren anfgenommcncn Verkäufen ist bis noch nicht vor langer Zeit nur
die Lage der Güter und ihre Grenzen, nicht aber deren Größe angegeben; findet auch in letzterer Bezie-
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hung eine Angabe statt, so ist doch persönlich die Bedingung hinzugefügt, daß der Verkäufer für die
angegebene Größe nicht haftet; da nun das Kataster auch kein gesetzlicherBeweis der Größe ist, so ist
aus der beabsichtigte»Consolidirung eine große Ungewißheit wohl denkbar.

Unter den '/, der Grnndgütcr, welche nach 8 5 des vorliegenden Entwurfs rcpräscntirt sein
müssen, werden sich viele finden, die Minderjährigen angehören; sind aber solche bei der Consolidalion
betheiligt, so läßt sich eine solche gar nicht vornehmen, ohne die vielen in den RheinischenGesetzen für
Minderjährige vorgeschriebenenFörmlichkeitenzu erfüllen.

Noch schwierigerwürde es sein, die Übertragung der Hypotheken von einem Gute auf das andere
zu bewirken; es könnte auf einem solchen haften:

«) ein Privilegium,
I») eine gesetzliche, eine gerichtlicheoder eine vertragsmäßige Hypothek,
r) endlich steht dem ursprünglichen Verkäufer, so lauge der ursprüngliche Verkaufs «Preis nicht

ausgezahlt ist, das Recht zu, auf Auflösung des Kaufvertrages zu klagen.
Der Fall ist denkbar, daß durch die Consolidirung eine Hypothek au Werth verliert, mithin gcrin«

gere Sicherheit gewährt, als die ursprüngliche, weil in viele» Gegenden die kleinen Parzellen durch die
Coucurrenz mehrerer Rachbaren mehr Werth im Verkaufe habe», als größere Eomplcre.

Wenn auch der 8 8 zu allcu durch vorliegendes Gesetz herbeigeführten Verhandlungen Stempel»
und Sportclfrcihcit verheißt, so müssen treugchorsamste Stände doch auf die Koste» aufmerksam machen,
welche aus der gänsiichen Umäudcrung des Katasters, der Hypothckenbüchcrund aller einschlagenden
Rotarialactcn nothw>ndig hervorgehen.

Nach Art. 2157 und 2158 des V. G. V. können Hypotheken «Inscriptioncn nur iu Folge eines
Notarial-Actes, wodurch der Hypotheken «Gläubiger in die Löschung einwilligt, ober im Falle einer des.
fallsigen Verweigerung, in Folge eines Urtheils erfolge».

Soll demuach das zu 8 6 verheißene Reglement alle diese Schwierigkeiten beseitigen, so halten
trcugehorsamste Stände den Entwurf für so schwierig, daß, so wüuscheuswcrth auch die beabsichtigte
Zusammenlegung gefuudeu wird, eine Ausführung derselbe» unmöglich erscheint.

Auf die väterliche Huld Ew. Majestät vertrauend, wagen wir aber die Bitte:
Allcrgnädigst auch dann Stempel« uud Sportclfrcihcit gewährcu zu wollen, wen» einzelne
Grundbesitzer, Behufs Eonsolidirung, einzelne ihrer Grundstücke austauschen wollen. Und geben
ferner es Ew. Majestät Ermessen gehorsamst anheim, bei größeren freiwilligen Zusammenlegungen
und Austauscheu, die kostenfreieUcbertragung der Hypotheken befehlen und den ratirlichcn Theil
der Kosten, welche auf die ärmeren Einwilligenden fällt, übcruchmcn zu wolleu.
Solche Vortheile würden wahrscheinlichsehr bald an mehreren Stelle» Erfolge erreichen, die man

als nachahmungswürdige Beispiele aufstellen könnte.
Im Interesse der Cache erlauben sich trcugehorsamste Stände noch darauf aufmerksam zu machen,

daß die AllerhöchsteCabincts-Ordre vom 24. December 1834, betreffend die Aufhebung des 8 10 des
Stempelgcsetzcs vom 7. März 1822, und die anderweitige Bestimmung deö bci Auseinandcrsctzungcnzwi«
schc» mehreren Erben für die Uebernahme von Nachlaß'Gcgenständcn zu entrichtendenWcrthstcmpcls, direct
dem vorliegenden Zwecke entgegen wirkt, indem, wenn z. B. eines der Kinder ein Grundstückund das
andere aequiualent ein Kapitalvermögen dagegen erhält, ersteres von der Hälfte des Gutes den Kaufstem«
vel entrichtenmuß, weil iu diesem Falle angenommenwird, daß der eine der Erben dem andern seine Hälfte am
Grundstück übertragen habe, und dieser, so wie jeder Ucbcrtrag von Eigenthum, dem Stempel unterworfen sei.

Trcugchorsamstcn Ständen ist der Fall mehrfach bekannt, daß wenn mehrere Erben Grundstücke
zu theilen haben, die mit ihrer Anzahl nicht übereinstimmen, um Weiterungen oder den Stcmpclabga«
den zu entgehen, die Grundstückein Natura theilen.

Alle bisherigen Rcclamationcn, der Einzelnen sowohl wie der Landstände, haben es nicht vermocht,
eine Aenderung dieser der rheinischen Gesetzgebung überdies geradezu entgegenstehende» Allerhöchste»
Vtstimmung zu erwirken.

13*
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Ew. Majestät legen es Dero treugehorsamsten Stände zur Allergnädigsien Beachtung vor, auch auf
die Aenderung dieses UebelstandeS Dero väterliche Fürsorge lenken zu wollen.
Schließlich erlauben sie sich, auf den besondern Antrag der betreffenden Dcputirten, Ew. Majestät

gehorsamst vorzustellen, daß die Bewohner der Kreise Nees und Duisburg mit den Bewohnern der übri»
gen Provinz in den Ansichten über den vorliegenden Gesetz-Entwurf vollkommen übereinstimmen, und
gleichmäßig wünschen, von der Bestimmung eines Minimums der Theilbarkeit des Grundbesitzes befreit
zu bleiben. Zugleich trugen die betreffenden Deputirte» darauf an, trcugchorsamste Stände möchten
Ew. Majestät bitten, den Krcisständcn eine Berathung über diesen Gegenstand, der seiner Natur nach
ein provinzieller, und nach den Bestimmungen des Allerhöchsten Gesetzes vom 5. Juni 1823 der ständi»
schcn Berathung überwiesen ist, nicht übertragen zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 23. Juli 1841.

AUerdurchlauchtigster ic. ,c.

,», «t«>ü>,,«.Ew. Majestät haben in dem AllerhöchstenPropositions-Dckrcte die trcugehorsamsten Stände der Rhein»
»!!m^»deha.>. Provinz zur gutachtlichenErklärung darüber aufzufordern geruht:

de>. „ob es für die Provinz wünschenswerth sei, die durch AllerhöchsteVerordnung vom 4. August
„1832 aufgehobenen Lcgitimations-Attcstc beim Pferdchandel wieder einzuführen."

Die trcugehorsamsten Stände haben diesen Gegenstand einer sorgfältigen Prüfung unterzogen, sie
verkennen hierin nicht einen neuen Beweis lcmdcsväterlicher Fürsorge zur Unterdrückung des Pferdedieb»
stahls in denjenigen Provinzen des Königreichs, wo die Pferdezucht in ausgedehnterem Maaße betrieben
wird, und wo daher auch Pferdedicbstähle häusiger verübt werden dürften.

Beides ist jedoch in hiesiger Provinz nicht der Fall; Pferdcdiebstähle ereignen sich nur selten und
nicht in crhöhetem Maaße im Verhältnisse zu andern Dicbstählen, es würden daher solche Legitimation«!»
Atteste, ohne einen andern Zweck dadurch zu erreichen, nur zu einer Behinderung des freien Handels»
Verkehrs führen und überdies eine für das Publikum höchst lästige Polizei-Maaßregel abgeben.

Gestützt auf diese Gründe, erlauben sich die trcugehorsamsten Stände Ew. Majestät alleruuthänigst
zu bitten:

daß die fraglichen Legitimations-Atteste in hiesiger Provinz nicht eingeführt werden möchten.
Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht ic.
Düsseldorf, den 12. Juni 1841.

AUerdurchlauchtigster,e. ,c.

.^^Ew. Majestät haben durch die AllerhöchsteProposition und den beigefügten Entwurf der Verordnung,
,'<^,l'^m'r«!betreffend die im Herzogtum Berg vor dem Jahre 1810 entstandenen Pfandjchaflcn, den auf dem

«ischc». dritten, vierten und fünften Provinzial-Landlage ausgesprochenen unterthänigsten Bitten der getreuen
RheinischenStände auf Feststellung der auS den benannten Pfandschafts-Vcrträgen entspringenden Rechte
in der huldvollsten Weise zu entsprechen, und dadurch einem bedeutenden Gebictstheile der Provinz und
dem überall wichtigstenund wesentlichstenPunkte, der Consolidirung und Sicherstelln««,des Eigenthums
und wohl erworbener Rechte, eine unberechenbare Wohlthat zu erweisen geruht.

Die gehorsamst unterzeichneten Stände erfüllen eine ihrem Herzen theure Pflicht in der alleruntcr-
thäuigsten Bitte, daß Allerhöchstdicselbenden Ausdruck ihres unbegrenzte» Dankes für diesen neuen Be¬
weis landesväterlicher Fürsorge und Huld zu genehmigen, und dem obigen Entwürfe, welchen sie, der Alle»-
höchsten Weisung gemäß, gewissenhaftgeprüft und in allen Bestimmungen als dem Bedürfniß und dcnWün-
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schen deö betreffenden Theils des Großherzogthums Berg entsprechendgefunden haben, Gesetzeskraft zu
verleihen, Allergnädigst geruhen wollen.

Da der § 1 des Entwurfs blos von dem zum Bezirke des Appcllationsgerichtshofes zu Cöln ge«
hörigen Theile des Herzogthums Berg spricht, bei der Berathung jedoch sich herausgestellt hat, daß das
in Rede stehende Nechtsverhältniß der Pfandschaften nicht minder in der Herrschaft Broich, als einem
ehemals integrirendcn Theile jenes Herzogthums, mit den nämlichen Wirkungen und Nachtheilen und
Kraft der nämlichen Gesetzgebungbestanden hat, jene Herrschaft inzwischen,in Folge des dort geltenden
allgemeinen Landrechts, nicht zum Sprengel des Appcllationsgcrichtshofs von Löln gehört, so haben
getreue Stände den im Interesse der Herrschaft Broich gestellten Antrag, daß die Allerhöchste Verordnung
auf dieselbe ausgedehnt und anwendbar erklärt werden möge, als faktisch und rechtlich begründet, ihre
Zustimmung nicht versagen können, und tragen demnachehrerbietigst dahin an, daß Ew. Königliche Majc«
stät die Ausdehnung der Allerhöchsten Verordnung auf die Herrschaft Broich Allergnädigst zu gewähren und
anzuordnen geruhen wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 16. Juli 1841.

Allerdurchlauchtigster ,e. ,e.

Ew. Königliche Majestät haben in dem AllerhöchstenDekret vom 30. April vorigen Jahrs dentreug
horsamsten Ständen einen rcvidirtcn Entwurf des Provinzialrcchts des Herzogthums Berg, der vormals 'Vr^«!",'^."
ChurkölnischenEnklaven desselbenund der Herrschaften Gimborn, Neustadt, Homburg au der Mark und "^,
Wildenburg, zur Prüfung und Begutachtung vorlegen zu lassen Allergnädigst geruhet.

Die treugchorsamsten Stände mißkcnncn in diesem AllerhöchstenAuftrage die landesvätcrliche Ab¬
sicht nicht, sie würden jedoch ihre Pflicht zu verletzen glauben, wenn sie Ew. Majestät verschweigen
wollten, daß ihnen die Wiedereinführung der einer längst entflohenen Zeit ungehörigen, den dermaligen
Bedürfnissen und Anforderungen gleich wenig entsprechendenveralteten Provinzialrcchte für einen Theil
der Nheinprovinz nicht wünschcnswerth erscheine,wenn auch nur der Grund vorhanden ist, daß eine Ver<
schicdcnhcitund Ungleichheitder Gesetzein einem Staate auf den öffentlichenVerkehr hemmend und nach-
lhcilig einwirken, und daß andererseits das Bedürfniß, die vormalige» Provinzial-Statutcnrechte und Ge¬
wohnheiten wieder ins Leben treten zu lassen, um so weniger vorhanden ist, als dieselben längst durch
das bestehende,der Zeit besser angemessene,rheinische Recht erseht sind, auch die Wiedereinführung der ver¬
alteten Gebräuche und Statuten die größte Verwirrung in den Rechtsverhältnissen der Provinz zur Folge
haben würde.

Von der Wahrheit dieser ehrfurchtsvollen Erklärung überzeugt, wagen es trcugchorsamste Stände
die ehrerbietigste Bitte auszusprechcn:

daß es Ew. Majestät gefallen möge, von der Wiedereinführung alter Provinzialrcchte Allergnä-
digst Abstand zu nehmen.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht:e.
Düsseldorf, den 17. Juni 1841.

Allerdurchlauchtigster ,e. ,e. > - ,,

Ew. Majestät haben den zum sechstenLandtage versammelten ircugehorsamstenStänden der Rhein. ,5. G.»««,,«
Provinz den rcvidirten Entwurf des Provinzial-Kirchen« und Schulrechts des Herzogthums Eleve, ostseits Vro«!«,.»!.»««.
Rheins, und der Grafschaften Essen, Werden und Elten, der Herrschaft Broich und der Dorfschaft """m^ i^"""'
Mein.Nettcrden, so wie solcher aus den Berathungen zwischen dem Kommissarius des Instiz.Ministeriums



für die Gesetz-Revision, den Abgeordneten der Regierungen und den auf dem vierten Provinzial-Land-
tage gewählten Deputaten hervorgegangen , zur Erwägung und Begutachtung Allcrgnädigstzugehen lassen.

So sehr auch das den Ständen verliehene Recht, die provinziellen Gesetz-Entwürfe berathen zu
dürfen, als ein köstlichesGeschenk der Königl. Huld fortwährend die dankbarste Anerkennung findet, so
hat dennoch der sechste Proviuzial^andtag der Nhcinproviuz dahin sich vereinigt, Ew. Majestät in aller
Untcrthänigkcit zu bitten: Allcrhochstdicseldenwollen die getreuen Stände von der Pflicht, mit der Bera¬
thung des vorliegenden Gesetz-Entwurfs sich zu befassen, Allcrgnädigst zu entbinden geruhen.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht :c.
Düsseldorf, den 20. Juli 1841.

Allerdurchlauchtigster!c. :e.

,t. H»«tl.»<st> Ew. Majestät trcugchorsamstc zum sechsten RheinischenProvinzial-Landtage versammelte Stände er¬
lauben sich, ihr^n ehrfurchtsvollsten Dank für die huldreiche Gewährung des durch dcu fünften Provin-
zial-Landtag gestellten Antrags um Errichtung einer auf Gegenseitigkeit gegründetenHagel-Versichcrungs-
Anstalt, alleruntcrthäuigst darzubringen.

Den von Ew. Majestät ihnen zur Begutachtung übcrwicscncn Entwurf eines Statuts für diese
Anstalt haben sie in sorgfältige Berathung gezogen, uud sie erlauben sich, die von ihnen vorgeschlagenen
Abänderungen in der Anlage Ew. Majcstät alleruutcrthänigst vorzulegen.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht :c.
Düsseldorf, den 23. Juli 1841.

roroui.

Entwurt derS' tatuten
für die in der Nheinprovinz zu errichtende Hagel-Verstcherungs-Anstalt.------------

N3ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ,c. :e. haben auf
den Antrag Unserer getreuen, zum fünften Rheinischen Provinzial-Landtage versammeltenStände, die Er»
richtung einer auf gegenseitige Versicherung abzwcctcndenHagcl-Vcrsichcrungs-Anstalt für die Rhein.
Provinz genehmig't, und die Statute,, derselben, wie folgt, feststellenlassen.

tz 1. Der Zweck der Gesellschaft ist gegenseitige Versicherung der Fcldfrüchtc gegen den ihnen
durch Hagclschlag zugefügten Schaden (3 8).

Als Grundlage für die Entschädigungen und Vcüräge dient der Reinertrag des Grundsteuer-Kata¬
sters und ein alljährlich einzureichendesSaatvcrzcichuiß mit Angabe der Kataster - Grundstücks-Nummern,
nach den in den folgenden §s enthaltenen näheren Vestimmuugcn (88 4 und 5).

tz 2. Die Ober-Aufsicht über diese Gesellschaftund deren Geschäftsführung steht dem Ober-Prä-
sidcnten der Nheinprovinz zu.

Unter ihm wird dieselbe durch die Proviuzial-Feuer-Eocietäts-Direktion geleitet, welche sich bei
der Bearbeitung der Hagel-Verstcherungs-Angelegenheiten derselben Beamten bedient, welche nach dem
Reglement vom 5. Januar 183ü bei den Feuer-Versicherung-Angelegenheiten mitwirken.

§ 3. Jeder Eigenthümer, Nutznießer und Pächter eines in der Nheinprovinz belegenen Ackcrstücks
ist, ohne Rücksicht auf seinen Wohnort oder seine sonstigen persönlichen Verhältnisse, znm Eintritt in die
Gesellschaftberechtigt.

8 4. Wer bcitrctcn will, hat sich unter genauer Vezcichuung der zu versicherndenAccker, nach
dem Flurbuch, schriftlich oder mündlich bei dem Bürgermeister der Gemeinde, zu dercu Flur selbige gc-
hören, nuter Vorlegung des im 8 1 gedachten Saatucrzcichnisscs zu melden, und dabei zugleich zu be.
stimmen, ob entweder nur der einfache Reinertrag der Grundstückenach dem Steuer-Kataster, oder eil,
Prodult desselbendurch die Multiplikation mit den Zahlen 1'/,, 2, 2'/-, 3, 3'/, :c. als Versicherung««
Summe angenommen werden soll.
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Der Bürgermeister hat darüber ein Prolofoll aufzunehmen, und dann die Angaben nach dem
Flurbuch des Steuer-Katasters zu vcrifizircn, auch dem Versichernden eine Bescheinigung über die crfolete
Deklaration zu ertheilen.

Zu den Protokollen sowohl als zu den Bescheinigungen sind gedruckte Formulare anzuwenden,
deren Lieferung der Gesellschaft obliegt.

Durch die Deklaration übernimmt der Versichernde, ohne daß es einer weiteren Erklärung in
dieser Hinsicht bedarf, alle Verpslichmngen, welche nach diesen Etatuten den Mitgliedern der Gesellschaft
obliegen, und mit der Veschcinigmig über die Anmeldung erlangt er das Recht auf Entschädigung.

§5. Nach dem Protokoll wird der Katastral-Reinertrag der versicherten Grundstücke ermittelt
und nach Maaßgabe der vom Versichernden getroffenen Bestimmung (8 4) die Vcrsichcruugs-Summe
berechnet, doch werden die sich dabei ergebenden Groschen uud Pfennige nicht berücksichtigt, sondern nur die
vollen Thaler angesetzt.

Z 6. Die dergestalt festgesetzten Versichcrungs - Summen werden in ein Hagel < Versicherungs <
Kawster eingetragen, dem die Original-Deklarations-Protokollc als Beläge dienen.

Dieses Kataster wird in doppeller Ausferliguug aufgestellt und das ein: Eremplar bei der Pro»
vinzial-Fcuer-Sozictäts-Direktion, das zweite bei dem Orts-Bürgermeister niedergelegt.

8 7. 'Anmeldungen können bis zum 1. Juni jeden Jahres eingereicht werden, uud erfolgt sodann
die Aufnahme in das Kataster.

8 8. Die Gesellschaft leistet für die Hagclbeschädigung aller Früchte, welche der versicherte Boden
trägt, mit alleiniger Ausnahme der Vaumsrüc!,'.', jedoch nur dann Gewähr, wenn sich der Schaden zwi»
schcn dem Tage der Anmeldnng und der Einschcucrung der Früchte ereignet, mögen dieselben übrigens
reif oder unreif, bercils geschnitten oder noch auf dem Halme sein. Auch ist nur derjenige Schaden
Gegenstand der Vergütung, welcher wirklich durch Hagel entstanden ist.

§ 9. Werde» innerhalb des angegebenen Zeitraums auf versicherten Felder» Früchte der bezeich,
netcn Art durch Hagel wirklich beschädigt, so hat der Versicherte oder dessen Stellvertreter innerhalb 48
Stunden nach entstandenem Schaden dem Ortsbürgcrmcistcr davon Anzeige zu machen. Spätere Anmel¬
dung bewirkt den Verlust des Entschävigungs-Anspruchs.

8 10. Der Bürgermeister hat, wenn der Schaden sich während oder unmittelbar vor der Erndte
ereignet, in den ersten drei Tagen, sonst aber in der Regel nicht vor dem sechsten Tage nach erfolgter
Beschädigung, auf die Anzeige des Beschädigten jedoch, daß er das beschädigte Feld beuutzeu töunc und
wolle, innerhalb drei Tage nach dem Tage des stattgehabten Schadens, einen Termin zur Abschätzung
des Schadens anzuberaumen, und dabei zwei vcreioete, mit dem Beschädigten weder verwandte noch ver¬
schwägerte Taratorcn zuzuziehen.

Die Taratoren werden unter tüchtigen Landwirthen für dieses Geschäft i» hinlänglicher Zahl von
den Kreisständen vorgeschlagen, von der Regierung ernannt und demnächst vercidct. Die Regierung
wird sie durch das Amtsblatt zur Kenntniß des Publikums bringen.

8 1l. Diese Kommission besichtigt die Felder, deren Beschädigung augemcldct ist, prüft durch
Vcrgleichung mit den Flurkartcn uud Flurbüchern die Uebereinstimmung derselben mit den versicherten
Parzellen, untersucht, ob der Schaden wirklich dnrch Hagel, oder etwa durch ciu anderes Natnrcrcigniß
verursacht ist, und stellt, wenn wirklicher Hagelschlag anerkannt wird, von jedem beschädigten Acker ein¬
zeln fest, ob die Frucht ganz verdorbrn, oder vb sie nur tbcilweise beschädigt, namentlich annähcrnngs-
weise zu '/„ '/.„ '/„ '/,, V«, '/», '/., '/><> oder '/.? in dem wahrscheinlichen Ertrage vermindert sei. Be«
trägt der Schade» eines versicherten Grundstücks nach dem Ermessen der Kommission weniger als '/,,,
so wird derselbe nicht berücksichtigt und das Feld unter den nicht beschädigten aufgeführt.

8 12. Kann die Kommission sich i» ihrem Urtheil über den einen oder den andern Punkt der Ab¬
schätzung nicht einigen, so hat sie davon, unter Mittheilung der abweichenden Ansichten, dem vorge¬
setzten Landrath sofort Anzeige zu machcu. Dieser begicbt sich mit zwei andern Taratorcn unverzüglich
an Ort und Stelle, prüft die obwaltenden Differenzen und entscheidet nach dem Urtheil der Taratorcn
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filr die eine oder andere Ansicht. Sind die Taratorcn nicht einig, so entscheidet die Ansicht des Landraths.
Dem Landrath bleibt es überlassen, in einzelnen Fällen aus der Klasse praktisch gebildeter Oelo«

uvmen einen Obmann zu ernennen.
3 13. Gegen die nach den §Z 11 und 12 vorgenommene Abschätzungfindet Seitens des Beschäl

digten kein Widerspruch statt.
§ 14. Nach crfolgter Abschätzungwird eine Zusammenstellungdes Schadens angefertigt, welche

die beschädigten Grundstücke nach der Nummer des Versicherungs«Katasters und Flurbuchs bezeichnet,
deren Größe, Vonitäts-Klasse, Kataster-Reinertrag und die darauf befindlichebeschädigteFrucht angicbt,
den Grad der Beschädigung (total, zu '/,,, '/, ;c.) andeutet und zugleich eine Berechnung der Verwinde«
rung des Nein-Ertrags nach dem Verhältniß der Beschädigung enthält.

Diese Zusammenstellungwird von der Abschätzungs-Kommissionmit der Versicherung unterzeichnet,
daß solche nach genauer Prüfung des angerichteten Schadens und unter Befolgung der Statute» der
Vcrsicherungs< Gesellschaftrichtig aufgestellt sei.

8 15. Auf den Gruno dieser Zusammenstellungwird der Entschädigungs-Bctrag festgesetzt,indem
man die ausgcmittelte Verminderung des Kataster-Reinertrags mit derselben Zahl multiplizirt, um welche
bei Eintragung der Vcrsicherungs«Summe diese gegen den Reinertrag vermehrt war.

Von der Festsetzungist der Versichertedurch den Bürgermeister in Kenntniß zu setzen.
§ 16. Sobald die Abschätzungerfolgt ist, steht es dem Versicherten frei, die beschädigteFrucht

umzubauen und die Aecker von Neuem zu bestellen, ohne die Ncife abwarten zu dürfen.
War der Schaden nur für partiell erklärt, und die stehen gebliebeneFrucht wird von Neuem durch

Hagelschlag betroffen, so erfolgt auf gehörige Meldung des Beschädigten (F 9) eine zweite Abschätzung,
wobei der Gcsammtschaden gewürdigt, danach die Entschädigung festgestellt und die frühere Bestimmung
desselbenzurückgenommen, oder die etwa bereits erfolgte Zahlung angerechnet wird.

Für den weitern Schaden an solchenFrüchten, welche für total beschädigt erklärt waren, findet
natürllch kein Ersatz statt, ebensowenig für denjenigen, welcher die nach einmaliger oder mehrmaliger Ve«
schädigung neu bestellte Frucht trifft.

Wenn versicherteFcldfrüchte vor ihrer Blüthe beschädigtwerden, und der Beschädigte nicht von
der ihm zustehenden Vcfugniß, dieselben umzubauen und den Acker anders zu bestellen, Gebrauch macht, so
ist die Abschätzung14 Tage vor der Erndte zu revidiren und zu berichtigen, und die Entschädigung ledig«
lich nach dem dabei festgestelltenMaaßstab zu leisten.

8 17. Zur Bestreitung der mit der Aufstellung der Kataster verbundenen Kosten wird gleich nach
der Constituirung der Gesellschaftund später gleich nach der Anmeldung 1 xr» Hlille der Versicherungen
Summe bezahlt.

Soweit dieser Fonds zur Berichtigung der festgesetzten Entschädigungs.Summen (8 15) hinreicht,
sind dieselben innerhalb sechs Wochen nach erfolgtcr Beschädigung darauf anzuweisen und daraus zu
zahlen, wenn aber zu diesem Behuf die Einziehung neuer Beiträge erforderlich ist, so kann der Veschä«
digte nur verlangen, daß die Zahlung bis zum 1. November geleistet werde.

§ 18. Die Beiträge, welche sich nach der Größe des zu vergütenden Schadens richten, werden
am 1. Oktober jeden Jahres ausgeschrieben und durch die Stcucrcmpfängcr eingezogen. Dabei sind die¬
selben Zwangsmaaßregeln zulässig, welche für die Beitreibung der direkten Steuern gesetzlich sind. Auch
findet, hinsichtlich der Verpflichtung zur Leistung der Beiträge, der Rechtsweg nicht statt, vielmehr steht
demjenigen, welcher zu hoch oder gesetzwidrig angeschlagen zu sein behauptet, nur der Weg der Ve«
schwerdean den Ober-Präsidenten offen, welcher darüber definitiv zu entscheiden hat.

8 19. Aus der Vcrsicherungs-Kassewerde» die Vcrgütungs-Bcträgc, die Druckkosten der Kataster«
und sonstiger Formulare, so wie die zur Kategorie der baaren Auslagen gehörigen Kosten gezahlt. Zu
diesen Kosten gehören auch die regulativmäßigcn Entschädigungen der Bürgermeister für jede wirkliche
Reise, ohne Unterschieb, ob außer« oder innerhalb ihres gewöhnlichen Geschäftbezirks,so wie die Diäten
und Reisegelder der Taratoren.
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Die Steuerempfänger erhalten 2 pCt. Hcbegebührcn. Außerdem werden der Direktion 2 pCt. der
Versichcrungs-Prämien zur Disposition gestellt, um daraus die vorzüglich beschäftigten Beamten mit
Einschluß der Ortsbehörden zu rcmuneriren.

8 20. Die Gesellschafttritt in Wirksamkeit, sobald das Versichcrungs-Kapital die Summe von
wenigstens Einer Million Thaler erreicht hat, und wird hierüber durch die Regierungen besondere

Bekanntmachung erfolgen. . . < ^ « <-« 21. Sollte durch spätere Löschungen das Kapital unter diese Summe wleder hcrabsinlen, so
wird die Gesellschaftmit dem 1. Januar des nächstfolgendenJahres aufgelöst, und der etwa vorhandene
Kassenbcstandunter die Mitglieder, nach Verhältniß der Versicherungssumme, vertheilt.

AUerdurchlauchtigster,c. tc.

Ew. Majestät haben in landcsväterlicher Huld und Milde die gnädige Absicht tund gegeben, Allerhöchst .7. Gnu«.
Ihren getreuen Unterthanen mit dem Anfange des Jahres 1843 eine Ermäßigung in den Abgaben zu '?"»«-
gewähren und den einstweilen auf 1,500,000 bis 1,600,000 Nthlr. vorbcstimmten Erlaß, wenn nicht
ungünstigeVerhältnisse eintreten, in späteren Perioden selbst noch weiter auszudehnen. Allerhöchstdicselben
wünschendie zu gewährenden Erleichterungen vorzugsweise den ärmeren Klassen zuzuwenden, und haben
über die Art und Weise, in welcher zur Erfüllung dieser Allcrgnädigstcn Absicht eine Ermäßigung am
angemessenstenanzuwenden sein möchte, das Gutachten der getreuen Stände zu erfordern geruht.

Beseelt von ehrfurchtsvoller Liebe und unwandelbarer Treue erfüllen die trcugchorscunstcnStände
der Nheinprovinz eine ihrem Herzen theure Pflicht, wenn sie für einen so redenden Beweis wahrer
Fürsorge um das Wohl des Landes vor Allem den tiefgefühlten ehrerbietigsten Dank im Namen der
Provinz an den Stufen des Thrones niederlegen. War die längst ersehnte Ermäßigung der Steuern
durch jene außerordentlichen Verwendungen gebindert, welche die Sicherheit und die Ehre des Landes
erforderten, so ist der Eindruck um so erfreulicher, den die gnädigen Gesinnungen Ew. Majestät und eine
günstigere Gestaltung der Verhältnisse nunmehr verbreitet haben.

Die getreuen Stände sind bei pstichtmäßigcr reiflicher Erörterung der ihnen zur Begutachtung
vorgelegten Frage zunächst zu der Ueberzeugunggelangt, daß eine wirkliche nachhaltige Ermäßigung der
Steuern den Wünschen und den Bedürfnissen der Provinz in viel größerem Maaße entsprechenwerde,
als die Verthcilung einer gleichen Summe unter die verschiedenenProvinzen zn irgend einem gemein¬
nützigen oder wohlthätigen Zwecke, indem der Druck der Steuern im Allgemeinen mehr gefühlt wird, als
cin Mangel an gemeinnützigen oder wohlthätigen Anstalten.

Die Schwierigkeit nicht verkennend, irgend eine Ermäßigung zu ermitteln, die nach den huldvollen
AbsichtenEw. Majestät vorzugsweise den ärmeren Klassen eine Erleichterung gewähre, sind die getreuen
Stände nach einer gründlichen Berathung dennoch zn der Ueberzeugung gelangt, daß dieser Zweck nicht
vollständiger, sichererund anschaulichererreicht werden könne, als durch ciuc directe Ermäßigung der den
ärmeren Klassen aufliegenden Steuern, und zwar durch eine Ermäßigung der iNasscnstencrin der 4tcn
^aupt-Klasjc, sowie durch einen Erlaß der Steuer von Noggcmnehl und Noggcnbrod in Macht- und
mMsteuerpslichtigen StäNcn. ^

Die bohe Grundsteuer erscheint zwar fortwährend in der Nheinprovinz ganz besonders drückend
und war daher schon öfters cin Gegenstand dringendster Vorstellungen. Es liegt aber diese Ucberbürbung
hauptsächlich in einer ungleichen Vcrthcilnng auf die Provinzen, und die versammelten Stände glauben
eine billige Ausgleichung von der Gerechtigkeit Ew. Majestät um so zuversichtlichererwarten zu dürfen,
da nach der thue» auf Mcrguädigstcn Befehl vorgelegten Denkschrift in anderen Provinzen weder das
Bedürfniß einer Ermäßigung vorhanden, noch eine allgemeine Herabsetzung verlangt worden ist, zudem
aber die Nothwendigkeit einer Revision ebendaselbstanerkannt ist, wenn zugegeben wirb, daß der Mangel
eines allgemeinen, nach gleichen Grundsätzen aufgenommenen, Katasters es unthunlich mache, thcilweise
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Erlasse an Provinzen, Kreise :c. mit einiger Sicherheit der Gerechtigkeit und Verhältnißmäßigkcit solcher
Ermäßigungen zu bewirken, da gar nicht zu beurtheilen sei, welche von ihnen gegen andere Verhältniß»
mäßig überlastet seien.

Eine Ermäßigung der Salzpreise würde nicht blos den ärmeren, sondern in weit größerem Um,
fange den wohlhabenderen Klassen zu Gute kommen, und es darf nicht unberücksichtigt bleiben, daß keine
Abgabe so leicht eingeht und so wenig Iukonvcnicuzcn veranlaßt, als das Einkommen aus der Salzregie,
das nach dem publizirtcu Haupt>Finanz-Etat auf beinahe L Millionen Thaler veranschlagt ist. Nur dahin
erlaube» sich die getreuen Stände im Interesse der ärmeren Klassen eine Erleichterung allcruntcrthänigst
zu bevorworten, daß eine Gleichstellung der Ealzprcisc in den Seilereien mit den Faktoreien, so wie
cine Vermehrung der Sellcrcieu mit der Befngniß, auch in kleineren Quantitäten abgeben zu dürfen,
Allergnädigst angeordnet werden möge.

Eben so wenig dürfte irgend eine Ermäßigung anderer Etcucru oder irgend eine Begünstigung
besonderer Gewcrbsklasscn, vorzugsweise und unmittelbar den ärmeren Klassen eine Erleichterung gewäh¬
ren, und somit glauben die getreuen Stände zuversichtlich erwarten zu dürfen, daß die angedeutete Ermä¬
ßigung der Klaffen- und Mahlsteucr auf das ganze Volk den erfreulichsten Eindruck machen und darum
der landcsvätcrlichcn Absicht Ew. Majestät am meisten entsprechen werde.

Sie wagen es demnach Ew. Majestät die ehrerbietige Bitte vorzutragen, daß der Allergnädigst
beabsichtigte Steuer-Erlaß iu folgender Weise huldvoll gewährt werden möge:

1^» durch Ermäßigung der Klassensteuerin der 4. Haupttlassc:
.-») der 16. Stufe von 3 Thlr. auf 2 Thlr.,
I.) der 17. Stufe von 2 Thlr. auf 1 Thlr. 10 Sgr.,
°) Familien in der 18. Stufe von 1 nsp. 1'/, Thlr. auf 15 Sgr.,

und, falls es weiter thuulich ist, der Einzclnstcuerndcn in der 18. Stufe von 15 Sgr. auf 10 Sgr.;
2) durch Erlaß der Mahlsteucr von Roggen- und Noggenbrod in schlacht- und mahlstenerpflich-

tigcn Städten.
Da aber die Nhcinprovinz, wenn sämmtlicheSteuern, wie billig, in Rechnung gestellt werden,

eine nach Verhältniß der Scclcnzahl ungleich größere Summe aufzubringen hat, als irgend eine andere
Provinz, und da sie ucnucnllich in Folge der ^'ontingcntirung der Klassensteuereinen den gegenseitigen
Verhältnissen nicht angemessenen Zuwachs erlitten hat, dieses Mißverhältnis; aber wohl in Rücksicht
genommen werden dürfte, wenn die Ermäßigung nach richtigem und billigem Maaßstab ausgetheilt werden
solle, so erlauben sich die getreuen Stände die vorherige Absetzungeiner entsprechendenSumme von dem
Klassensteuer-Kontingentder Nhcinprovinz der Gnade Ew. Majestät ehrerbietigst anheimzustellen.

Endlich wagen die getreuen Stände noch in geziemenderUntcrthänigkcit den Wunsch auszusprccheu,
daß eine Revision des Stempel-Gesetzes Allergnädigst angeordnet, und daß dabei auf die durch Allerhöchste
Kabinets - Ordre vom 24. Dezember 1834 erhöhte Erbschafts-Stempel-Steuer, so wie auf die Stempcl-
pstichtigkeitder Gesinde-Scheine, deren Aufhebung sehr wünschcnswerth scheint, billige Rücksicht genommen
werden möge.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Dusseldorf, den 23. Juli 1841.

Allerduvchlauchtigster,e. ,e.

>s. «brecht. Ew. Majestät getreue Nhcinprovinz erfreut sich unter allen Provinzen des Reichesder bei weitem größten
Produktion des Bergbaues und der damit zusammenhängendenHüttenwerke.

Für sie muß daher bei der jährlichen Progression desselben und ihrer dadurch folgerecht steigenden
Wohlfahrt ein die verwickeltenVerhältnisse und Nechtszustände des Bergbaues ordnender Gescizescutwurf
eben so erwünscht, als von großer Wichtigkeit erscheiucn.
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Der Bergbau hat in bcn letzten Jahren eine gänzliche Umgestaltung erfahren. Nicht mehr mit
leichter Mühe und geringen Kosten gleich unter der Oberfläche des Bodens, sondern durch den künstlichsten
Tiefbau, mittelst Anwendung der durch Dampfkraft getriebenen Maschinen, werden den zerrissenenEinge¬
weiden der Erde die unterirdischen Schätze entnommen. Unberechenbarsind die Folgen hiervon auf die
Oberfläche derselben und den Grundbesitzer, weit größere Kapitalien müssenvom Bergbau Treibenden
dem zweifelhaften Erfolge in bodenloser Tiefe anvertraut werden, und doch kann die steigende Bevöl¬
kerung bei Zunahme der Bodenkultur, des Handels und der Industrie weniger als je die Schätze dieser
Tiefe entbehren. .,

Eine neue zeitgemäße Gesetzgebung, den vielen veralteten, dem umgestalteten Bergbau mcht mehr
entsprechendenVcrgordnunge» gegenüber, wird somit in der Nhcinprovinz, hier mehr, dort vielleicht
etwas weniger, als dringendes Bedürfniß erkannt, und mehrfache Wünsche sind deshalb bittend zu den
Stufen des Tl,roues niedergelegt.

Der jetzt mit weit mehr Intelligenz, und doch zweifelhafterem Erfolge bei Verwendung größerer
Kapitalien betriebene Bergbau bedarf der Lösung der Fesseln, die gegenwärtig seinem freiern Betriebe,
seiner größeren Entwickelung hemmend entgegenwirken.

Die erste dieser Fesseln erblicktdie Nhcinprovinz in der zu strengenBevormundung und Direction,
welcher vic Bergbehörden den Bergbau unterwerfen. Bei der höheren Intelligenz, mit welcher weit um»
fassende, tief berechnetePläne nicht ohne Gefahr großer Verluste der bedeutendenKapital-Anlagen gefaßt
und konsequent durchgeführtwerden müssen, stören - Ew. Majestät treuergebensteStände können dies nicht
in Abrede stellen, —jede das Detail betreffendeBevormundung und Direktion die rasche und erfolgreiche
Durchführung der großartigen Bergbau-Anlagen.

Wenn, erlauben sich die trcngchorsamstcn Stände zu unterstellen, die Hauptidce und Pläne solcher
Anlagen einmal den Bergbehörden zur Begutachtung vorgelegen haben, und unter Erfüllung aller Form-
lichkcitcn festgestellt und'genep.nigt sind, so dürften diesen Behörde» bei der weiteren Nuoführung und
dem späteren Betriebe derselben nur eine polizeiliche und technische Aufsicht im Interesse des Staates
und der Bewohner der Provinz zustehen; jeder weiteren Eingriffe mittelst Aenderung der Anlage
oder Baupläne, jeder Einmischuug in den Gruben-Haushalt von Seiten dieser Behörden, wünschen die
Bergbau-Unternehmer sich entHodenzu sehen. Gern werden sie jedoch bei den umfassenderenbergmän¬
nischen Kenntnissen, welche diesen Behörden beiwohnen, sich vorkommendenFalls durch dercu Rathschläge
uutcrstül;en lassen.

Ei» weiteres Hinderniß der freieren großartigeren Entwickelung des Bergbaues glauben die
getreue» Stände i» dem bishcran bestehendenAbgabe-System zu gewahren.

Nicht nur, daß der Zehnte vom Brutto-Ertragc, also die allgemeine gesetzlich erhobeneSteuer, in
der Negel der Aussicht des Gewinnes gegenüber zu hoch erscheint, findet in vielen Fälle» sogar unter
verschiedenenNamen eine weitere Erhebung von dem Ertrage des Bergbaues statt, welche bis zu 3"/„
und mehr von der reinen Einnahme steigt.

Diese Ucbcrbürduug, diese Ungleichheitder Abgaben, wenn sie auch gesetzlich begründet ist, giebt
zu den häusigsten Klagen, zum Aufgebe» des Bergbaues Vcraulafsuug, und zieht bei der Entwickelung
mancher traurigen Leidenschaften dem Bevorzugten wenigstens den Neid des minder Glücklichenzu.

Gemäß dem ministeriellen Erlaß vom 18. April 1829 ist die Ncguliruug des Adgabcwcscus cincr
spätere« uud besonderen Gesetzgebungvorbehalten: trcngchorsamste Stände dürfen aber nicht unterlassen,
zu Ew. Majestät Allerhöchsten Kenntnißnahme zu bringen, wie sehr die Provinz einstimmig die Bereini¬
gung der Bestimmung über die Abgaben mit der des gemeinen Bergrechts wünscht, und wie aufmunternd
und beruhigend ein solcher vervollständigter Entwurf auf die Gemüther der getreuen, Bergbau treibenden
Unterthanen einwirken würde. Geruhen daher Ew. Majestät der allcruntcrthänigstcn Bitte huldreichst
Gehör zu verleihen, uud in hoher Weisheit die Vereinigung der Vorschläge zur Vcrminderuug und
Gleichstellung der Bergbau-Abgaben mit dem Entwürfe des gemeinen Bergrechts Allcrgnädigst anz-^
fehlen, damit nicht die getreue Nhcinprovinz in der Konkurrenz mit den durch weit größern Reicht
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an Mineralien gesegneten Nachbar-Staaten, in einer ihrer wichtigsten Nahrungs- und Vctriebsquellen
unterliege.

Ein letztes Hinderniß der Beförderung des Bergbaues finden die allergetrcustcn Stände noch
darin, daß die Entscheidung in Rechtsfragen nicht selten in letzter Instanz von den administrativen
Behörden ausgeht.

So fest und treu, wie der Rheinländer an seinem von Gott gegebenen König hängt, eben so fest
hält er auch an seinem Rechte, und keine Beruhigung will ihm genügen, bis er dieses Recht, besonders in
allen Eigenthums- und Entschädigungsfragcn, von seinem gewöhnlichen Nichter, wenn es sein muß, in
allen Instanzen hat sprechenhören: kein Ausspruch administrativer Behörden kann diese Instanzen bei
ihm ersetzen.

Ew. Majestät haben, das zeitgemäße Bedürfniß einer neuen Verggesctzgcbungfür die rechte Rhein«
seite erkennend, den Entwurf derselbe!, den zum sechsten Provinzial - Landtage versammelten getreuen
Ständen der Nhcinprovinz zur Berathung und Begutachtung Allcrgnädigst vorzulegen befohlen.

Mit dem tiefgefühltestenDanke haben dieselben diesen abermaligen Beweis Ew. Majestät väterlicher
Fürsorge empfangen, und lebhaft war ihr Wunsch, demselben entsprechend, schon bei Beendigung des
Landtages den vollständig begutachteten Entwurf Alleruutcrthänigst wieder vorlegen zu können, damit die
Provinz recht bald in den Genuß der ihr huldreichstzugedachten Wohlthat gelange.

Allein bei der hohen Wichtigkeit des Gegenstandes haben die trencrgebcnstcn Stände sich nicht im
Besitze der Zeit und Mittel gesehen, diese vollständige Begutachtung ganz so vorzunehmen, wie es die
gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflicht als Vertreter der in so großem Umfange Bergbau treibenden
Bewohner der Nhcinprovinz erfordert.

Aus eigener Einsicht sowohl wie aus dem Vortrage ihres mit der vorbereitenden Begutachtung
desselbenbeauftragten Ausschusseshaben jedoch die trcugchorsamstcu Stände die Ueberzeugung gewonnen,
daß manche Bestimmungen in dem Entwürfe des gemeinen Bergrechts, der Instruktion zur Verwaltung
des Verg-Ncgals und der provinzialrcchtlichcn Bestimmungen den zur Zeit hier bestehendenGesetzen und
den Wünschen der Provinz nicht entsprechen, und wagen daher bei den vorstehend näher entwickelten
Verhältnissen im festen Vertrauen auf Ew. Majestät huldreiche Nachsichtdie allcruntcrthänigstc Bitte,
Allcrhöchstdieselbenwollen gnädigst geruhen, einen neuen Vcrgrcchts°Entwurf, basirt auf freie Verwaltung
der Bergwerke unter Oberaufsicht der Bergbehörden, unter Berücksichtigungder von dem dazu beauftragten
Ausschüssebei dem vorliegenden Entwurf in Vorschlag gebrachten Zusätze uud Abäuderungen, so wie
mit Bestimmung der Bergwerks-Abgaben, ausarbeiten und der nächsten Stände-Versammlung möglichst
lange vor ihrem Zusammentreten zur Begutachtung vorlegen zu lassen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 22. Juli 1841.

Allerdurchlanchtigster ,e. ,c.

Nmer den gerichtlichen Institutionen der Nheinprovinz hat wohl keine eine größere Wichtigkeit, als
d^Fn'"dc„s- jene der Friedensrichter, welche in ihren verschiedenartigen Funktionen als erkennende Civil- und Polizei-

nchtcr, dichter, als Vermittler, als Untcrsuchungsbeamten, als Leiter der Vormundschaften und Familicnräthc
den bedeutendstenEinfluß auf alle bürgerliche Verhältnisse haben. Je mehr Popularität diese Behörde
l/ier gewonnen hat, mit desto größerem Danke ist von den trcugehorsamstcn, bei dem sechsten Rheinischen
Landtage versammelten Ständen der ihnen zur Begutachtung vorgelegte Gesetz-Entwurf über die Compe-
tenz dieser Fricdcnsgcrichte aufgenommen, und mit desto mehr Sorgfalt von denselben geprüft worden,
als sie darin auch die huldvolle landcsväterliche Absicht erkannt haben, der Nheinprovinz diese theure
Institution zu erhalten und zeitgemäß auszubilden.
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Obgleich der Artikel 1 des Entwurfs, wonach die bisherige Compctcnz in blos persönlichenund
Mobilar.Sachen von 300 Thaler auf 100 Thäler heruntergesetztwird, manche Gegenbemerkungenver¬
anlaß! hat, so hat doch eine große Majorität der Versammlung für dessen Annahme gestimmt. Ganz ein¬
stimmig wurden feiner die Artikel 2, 3, 4, 5, 6 und 7 des Entwurfs angenommen, dagegen glaubten
die getreuen Stände Ew. Majestät bitten zu müssen, den Art. 8 nicht zum Gesetz zu erheben. Denn die
Gründe, welche in den Motiven für das privilegirte s»run» <!»<:! angeführt sind, schieneneine derartige
Anomalie von der Rheinischen Gesetzgebung nicht zu rechtfertigen.

Daß der Fiskus in Frankreich ein solches Privilegium nicht genieße, dürfte schwer zu erweisen
sein. In der Nhcinprovinz hat er es nie gehabt, wie dies durch mehrere Urtheile anerkannt ist. Auch
der Staat solle sich dem gewöhnlichen Nichter nicht entziehe». So wie Korporationen und Minderjährige
sich vor den Gerichten vertreten lassen müssen, ebenso kann und muß es dcr Fiscus thun. Der Friedens«
richter übt gerade, wie der höchste Gerichtshof, die Iurisdiction als Organ Ew. Majestät, und dürfte
deshalb die Würde einer Regierung darunter nicht leiden, vor jenem Organ Recht zu nelnncn.

Der materielle Nachtheil der vorgeschlagenenBestimmung wäre aber nicht geringer, als der ideelle,
welcher dadurch dem Ansehen dieser Gerichte erwachsen müßte. Die geschwindeund wohlfeile Ncchts-
pflege, welche hier statt findet, würde nicht blos dem Staate, sondern Allen entzogen, welche mit dem¬
selben auf diesem Felde in Berührung zu kommen das Schicksalhätten. In vielen Fällen würden beide
Theile eine Instanz weniger haben, und in possessorischcn Klagen dürfte es eine wahre Abnormität sein,
den Streit einem weit entfernten Landgericht znr Entscheidung zuzuweisen.

Die Art. 3, 10 und 11 des Entwurfs habcu zu keiner Bcmerkuug Anlaß gegeben, die getreuen
Stände erlauben sich aber Ew. Majestät die schon vom fünften Rheinischen Landtage gestellte Bitte zu
wiederholen, als Art. 12 in das neue Gesetz aufzunehmen:

„daß die Friedensrichter über alle Räumungs-Klagen der Eigenthümer gegen ihre Pächter oder
„Miether zu erkennen befugt sind, wenn die Klage entweder auf Nichtbezahlung des Pacht- oder
„Micthprcises oder auf Ablauf der Pacht- oder Miethzeit gegründet ist, und das Micth- und
„Pachtgeld 50 Thaler an Geld oder an, nach den Marktpreisen zu berechnenden, Naturalien für
„das Jahr nicht übersteigt. Insofern kein schriftlicherVertrag vorliegt, sollen zum Behuf dieser
„auantitativcu Lompctenz-Bestimmung der Katastral-Nein-Ertrag des vermicthctcn oder ver¬
pachteten Gegenstandes, und wenn dieser nicht auszmnittclu ist, der von dem Kläger in seiner
„Klage angegebene Pacht- oder Mietpreis zu Grunde gelegt werden. Die Berufung gegen die
„in diesen Klagen ausgesprochenen Urtheile ist in allen Fällen zulässig. Es wird jedoch den
„Friedensrichtern gestattet, die provisorische Erekution derselben ohne Kaution zu verordnen."

Die getreuen Stände wiederholen diese Bitte, überzeugt, daß für keine Gattung von Ncchtsstrci-
tigkeitcn die Stimme der öffentlichen Meinung lauter eine Ausdehnung der fricdensrichtcrlichenCompetenz
gefordert hat, als eben für diese Näumungs-Klagcn, worin durch prompte Justiz der unerlaubten Selbst-
Hülfe am meisten vorgebeugt wird. Die französische Regierung hat dies ebenfalls eingesehen, und durch
den Art. 3 des Gesetzesvom 25. Mai 1838 derlei Streitigkeiten schon an die Fricdcnsgcrichtc verwiesen.
Da letztere auch nach dem Artikel 3 der C.-P.-O. schon über die aus einem Micth- und Pachtverträge
entstandenen Entschädigungs-Ansprüche erkennen können, die Summe möge sich so hoch belaufen, als sie
wolle, da sie gleichfalls über alle possessorischen Klagen aburtheilen, so wird kein Prinzip unserer Gesetz¬
gebung verletzt, wenn man sie anch befugt erklärt, über Räumungsklagen Recht zu sprechen, die ganz
gleicher Gattung sind.

Der von dem fünften RheinischenLandtagegestellte desfallsigeAntrag scheint überhaupt in den Motiven
zu vorliegendem Gesetz-Entwurf nicht richtig aufgefaßt worden zu seiu. Mehrere darin enthaltene Vcdcnk-
lichkcitcn, die schon durch obigen Antrag selbst widerlegt worden, möchten sonst nicht dagegen erhoben
worden sein.

Der zuständige Richter ist im schlimmsten Falle durch Eidesdelation oder Abschätzung von Erperten
zu finden, und die Möglichkeit einer Verwicklung durch Gegenklage kann kein Grund sein, die so allgemein
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gewünschteund als Bedürfniß anerkannte Competcnz-Erweiterung zu versagen. Verwicklungendieser Art
finden bei den einfachsten Ncchtsstrcitigkeitcnstatt, oder können doch stattfinden, namentlich bei den eben«
falls gemischten Klagen der Miether oder Pächter auf Entschädigung für behaupteten Nichtgcnuß, welche
doch auch vor das Forum der Friedensrichter gehören.

Als ferneren Zusatz zu dem fraglichen Gesetz-Entwürfe, und zwar Art. 13., bitten die Rheinischen
Stände aufzuuchmen:

„Daß die Friedensrichter ebenfalls über Thcilungsklagen von Gegenständen erkennen sollen,
„deren Werth, unter Berücksichtigungder Katastral-Ncincrträge, 400 Thlr. nicht übersteigt, zwischen
„Mitbcrcchtigtcn, deren gegenseitige Gerechtsame feststehen."

Auch dieser Antrag war schon auf dem fünften Rheinischen Landtage gestellt worden. Zu dessen
Begründung glauben die getreuen Stände sich auf das beziehen zu dürfen, was ein bewährter Schrift¬
steller über diesen Gegenstand sagt, und was sie in der Anlage allcrunterihänigst beizufügen sich
erlauben. Derselbe hat bis zur Evidenz erwiesen, und es ist den meisten Landtags « Mitgliedern
persönlich bekannt, daß die bisherige Prozedur in Theiluugssachen von geringem Belange einen
wahrhaft rechtlosen Zustand herbeigeführt, oder die vorhandene Masse in unnöthigen Kosten absorbirt hat.
In den meisten Fällen besteht kein Streit zwischen den Parteien; der Kläger, um aus der Gemeinschaft
herauszukommen, läßt seine Mitcrbeu an das Landgericht laden, nnd trägt dort auf Theilung an. Die
Beklagten adhäriren durch ihre Anwälte diesem Antrag. Es werden nun durch ein Urtheil Sachverständige
ernannt und ein Notar kommittirt, welche ihre kostspieligenOperationen gewöhnlich in vollem Einver-
ständniß aller Parteien vornehmen, und es ergeht dann, nachdem die Resultate dem Landgerichte wicoer
vorgelegt worden sind, auf dcu Bericht des Richter-Kommissars ein endliches Urtheil, wodurch das
Geschehene mit der Sanktion des Gesetzes bekleidetwird.

Großjäbrigc, in vollem Genusse ihrer bürgerlichen Rechte befindliche Personen können sich das
Alles freilich ersparen. Wo aber Minderjährige mitbcthciligt sind, müssenalle diese Formalitäten erfüllt
werden, oder das Eigenthum bleibt mehrere Dezennien ungctheilt, oder ohne rechtsgültige Eigenthümer.

Mögen Ew. KöniglicheMajestät diesen Erwägungen die gewünschteAufmerksamkeitschenken und in
Allerhöchst Ihrer Weisheit darüber beschließen, wie es das Beste Ihrer getreuen Unterthanen erfordert.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 23. Juli 1841.

Auszug
aus den Beiträgen zur Reform der Rheinischen bürgerlichen

Gerichtsordnung
von M. Scheu K.

IV. Nothwendigkeit der Vereinfachung dcS Theiluugö-Vcrfahrens bei Erbschaften von
geringem Betrage; Art. 3 und 9L6.

Das Gesetz ist jedesmal nur ein einziger Grundsatz, aber die Gestalten der Verhältnisse, die von ihn,
ihre der Idee des Rechts entsprechendeBildung erhalten sollen, sind unzählig. Jedes neue Ereignis) in
der Geschichteeiner Familie und ihrer Vesitzthümcrrichtet neue Fragen an daS Gesetz, welches für alle
die Lösung enthält. Auch jeder neue Eulturstand eines Volkes erschafftneue Beziehungen, neue Rechts«
bcdürfuisse, aber das Prinzip bleibt ewig dasselbe.

Eben so wenig, wie der Stoff der Verhältnisse, kann ihre Quantität eine Abänderung in den
Rechtsprinzipien veranlassen. Ein Nachlaß von 100,000 Thalern wird nach denselben Grundsätzen getheilt,
wie einer von 100 Thalern.

-
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Aber wenn das eigentliche Recht in jedem Wechselder Verhältnisse feststeht und seiner Natur nach
keine Abänderung zuläßt, so kann dieses hinsichtlich der Rechts- oder Prozeß-Ordnung nicht so strenge
befolgt werden. Die Kinder des Tagelöhners und die Kinder des Grafen nehmen mit gleich wirksamem
Erfolge den Art. 745 des V. G. V. in Anspruch, und ihr Recht auf die Sache uud auf die Quote findet
sich für die "einen wie für die andern in derselben Verfügung. Dieses ist richtig und recht. Aber daß
auch dieselben weitläufigen Ermittelungen, daß derselbe Thcilungsmodus in beiden Fällen angewendet
werde, dieses ist unrichtig und für viele Familien ein Ruin oder doch ein Unrcchr.

Es ist eine oft gemachte Bemerkung, daß ein großer Theil der Verfügungen des V. G. V. offenbar
nach dem Modus der großen Hauptstadt, wo dieses Gesetzbuch entworfen wurde, verfaßt ist. Hier, in
der Gegenwart und im Anblicke von sehr bedeutenden Vermögeusmassen, mußte» jene ansgcarbeitctcn
Thcilungs- uud Lizitations-Vorschriftcu, hier, mitten zwischen Grundstückenvon dem bedeutendstenWerthe
oder von ungcwöhulicherAusdehnung oder Einträglichkeit, jene gehäuften Förmlichkeitender Vcrgantung,
deren Abkürzung schon jetzt nöthig befunden worden ist, ebenso in dieser Umgebung von sach- und sprach¬
kundigen Menschen jenes Zutrauen auf die Wachsamkeit,Theilnahme und Umsichtigkcit der Familicnräthe
sich bilden, welches bei der Einrichtung des Vormundschaftwcscnsin Frankreich Anlaß zu großen Fehlern
gegeben hat.

Diese überhäuften Maaßregeln, diese Liste von Agenten der Prozedur und von Stadien der Prozedur,
konnten dem Gesetzgebernothwendig erscheinenin der üentralstadt eines großen Reichs, wo Handelshäuser
und Fabrikanten oft mit einem Vermögen von 10 bis 20 Millionen Thlr., parlamentarischeFamilien mit ihrem
durch mehrere Jahrhunderte zusammengetragenen Reichthum, andere Robins, deren neue oder angecrbtc
Amtsstuben Goldgruben sind, durch den Krieg bereicherteSatrapen oder Unternehmer, alter nnd neuer Besitz
und Erwerb, neben- und übereinander gestellt, kanm eine Aussicht auf die hinter ihnen liegenden Hütten
lassen. Aber der gute König, der unter der Eiche von Vinccnncs auch die Processe der Bauern der Um.
gcgcnd schlichtete, würde bedacht haben, daß auch die Armen gern ihr Recht haben, und daß auch die
zehn Kinder des Eola's theilen wollen.

Z 1. Ucbcrall, wo ein Minderjähriger bctheiligt ist, kann nur gerichtlicheTheilung stattfinden.
Die Prozedur darf nicht eingeleitet werden ohne ein Gutachten des Familicnraths. Aber selbst in den
Fällen, wo der Provokant großjährig und also die Mitwirkung des Familienraths unzulässig ist, wird
der Theilungsprozcß kostspielig. Bei dem einfachstenGange desselbenwerden zwei Urtheile nöthig, eine
Untersuchungdnrch Sachverständige, und zuletzt ein Thciluiigsvcrfahrcn vor einen, gerichtlichenKommissar,
oder vor einem dclcgirtcn Notar, gewöhnlich vor beiden. Den Anwälten hat das Gesetz für diese Pro¬
zesse aus guten Gründen den ganzen Status der am höchsten tarisirtcn Prozeduren, «i»,^ liilUnniro«
'«gebilligt. Es giebt Fälle, wo oft genug aus Gründen der Nothwendigkeit drei bis fünf Sachwalter
zugezogen sind; aber ohne Einrechnung dieser Fälle ist es schon sichtbar, daß eine Thcilungsprozedur,
wenn auch nur das unbedeutendsteGrundstück ihr Gegenstand ist, oder zn ihrem Gegenstände gehört, eine
Auslage von 50 bis 70 Thaler nöthig macht, selbst wenn wir sie von allen inzideutcn Verhandlnngen
freihalten.

Wenn ich diesen gewissen Satz mit den Verhältnissen der meisten Familien zusammenhalte, welche
in die Lage kommen, eine Theilung nöthig zu haben, so kann ich kaum die Ueberzeugung festhalten, baß
der Gescl'gcbcr die Gleichheit der Armen und der Reichen vor dem Gesetze hier nicht aus den Augen
verloren habe, wenn man sie nicht in grausam ironischer Weise hier wiedererkennen will. Um das Miß¬
verhältniß zwischen der Nothwendigkeit und Unausführbarkcit der gerichtlichenTheilung zu vcrsinnlichcn,
greife ich in das wirkliche Leben, und nehme die Zahl und Individualität der Erbfällc, welche im Lauf
d. I. 1832 in einer mittleren Dorfgemeinde vierten Bezirks des Kreises Köln sich ereignet haben, zur
Basis. Angemeldet wurden in diesem Jahre von dem dortigen Bürgcrmcisteramte folgende Todesfälle,
wobei Minderjährige bethciligt waren. Der beigesetzte Konjcktural-Betrag des Nachlasses ist jedesmal
von der Ortsbehörde selbst aufgestellt.
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Nr. 1. 7 Kinder.

Nr. 2. 2 Kinder.

Nr. 3. 5 Kinder.

Nr. 4. 2 Kinder.

Nr. 5. 5 Kinder, ganz dürftig.
Nr. 6. 2 Kinder.

Nr. 7. 2 Kinder ohne Alles.
Nr. 8. 4 Kinder.

Häuschen
Mobilien
Häuschen
Mobilien
Hans
Mobilien
2 Morgen Land
Haus
Mobilien

Haus
5 Morgen Land
Mobilien

Haus
4 Morgen Land
Mobilien

Nr. 9. 3 Kinder. Das ganze Vermögen gehört noch der Schwiegermutter
Nr. 10. 3 Kinder.

Vermö gtüsbcstand.
80 Thaler.
24 //
40 //

5 /,
160 //
60 //

120 // i

120 5/

30 /,

160 //
300 »/
100 /,

75 //
300 //
30 //

20

Nr. 1l. 3 Kinder. 160
240

40

420
120
400

25

Häuschen
Mobilien ohne Werth.
Haus
6 Morgen Land
Mobilien

Diese Familie ist durchaus verschuldet.
Nr. 12. 2 Kinder, ganz dürftig.
Nr. 13' 7 Kinder. Mobilien ohne Werth

2 Morgen
Nr. 14. 7 Kinder. Haus

8 Morgen
Mobilien

In den besten der hier aufgezählten Fälle würde eine große Quote des Vermögens durch die
Theilungs« und Vcrstcigcrungskosteuaufgezehrt werden, bei der zweitenKlasse würde das Vermögen kaum
zu diesen Kosten ausreichen, und eine dritte würde mit ihrem ganzen Besitze kaum einen Theil der Kluft
ausfüllen können, welche den Berechtigten von dem rechtlichenBesitze trennt. Hierdurch wird das Thci-
lungsgcsctz in den meisten Fällen eine Delegation der Justiz. Gerade bei den ärmer« Familien zeigt
sich die Unmöglichkeitdee Theilung; da behauptet nun gewöhultch der Besitzer, d. h. derjenige Sohn,
der im Augenblickeder Eröffnung des Nachlasses die Sache in der Hand hat, sich in, Genusse: es cnt»
stehen uuu gezwungene, meistens unschriftliche Ausgleichungen, und so schleppt sich das kleine Vermögen,
ohne rechtliche Konsolidation, von Besitz zu Besitz, verstohlen fort, und ist für lange Zeit nur gleichsam
eine Sache der todten Hand, die, bei dem Abgänge jedes liquiden Enverbstitcls oder Thcilungsaktcs
nicht gültig veräußert, noch verpfändet werden kann, uub also für den, der sie abgicbt, wie für den, der
sie annimmt, immer nur halben Werth hat.

Dieser gesetzlose Zustand verdient um so mehr Berücksichtigung,als gerade diejenige Klasse, deren
kleines Vermögen auf diese Art gelähmt oder amortisirt wird, auch diejenige ist, welche dieses Vermögen
am wenigsten entbehren kauu, und welcher die Fürsorge des Gesetzes am dringendsten gebührt. Jener
Sohn des verstorbenen Tagelöhners würde sich für den ihm gebührenden siebenten Theil des kleinen
Nachlasses sein Arbcitswcrkzeug, wärmende Kleidung, die Tochter würde sich eine Kuh, als die Basis
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des Familienstandes ankaufen, die kleine verfallene Hütte könnte rcparirt oder zum Vortheil Aller verkauft
werden, die beiden Morgen Land, deren Iahrcsertrag für jeden Beteiligten jetzt einen halben Thaler ab»
wirft, könnten, wenn sie versilbert würden, diesen aus der Hand eines harten Gläubigers retten, jenem
der Keim einer kleinen Nahrung werden. Aber wer legt die Brücke zu der Erreichung dieses Zweckes?
Ehe der Arme erhalten kann, was ihm gesetzlich zugehört, müssen folgende Auslagen bestritten werden:

«,) Die Ladungen und Zustellungen, welche der Gerichtsvollzieher anfertigt.
1,) Die Gebühren der Anwälte.
«) Die Gerichtskanzlei.
<I) Das Stempclamt.
0) Die Sachverständigen, welche abschätzen.
1) Der zu der Theilung kommittirte Notar.

In vielen Fällen kommen die Kosten der Familienräthe und Friedcnsgerichte hinzu.
Man muß gestehen, daß diese Reihe von mitwirkenden Personen, wo immer einander zur Seite

gestellte Thätigkeiten und Einsichten sich erleuchten, rektifiziern und unterstütze», das Vermögen des Min¬
derjährigen und überhaupt jedes Berechtigten eines festen gesetzlichen Schutzes versichern; aber für die
ärmeren Schützlinge des Gesetzes sind diese Anordnungen eben so viele Zollstättcn, welche dem Eigen¬
thümer auf der Ncise nach seinem Vermögen dasselbeabsorbircn.

Es ist Pflicht des Gesetzgebers, zu bewirken, daß auch dem geringern Staatsbürger durch Ver¬
einfachung der Prozeduren sein in einer Gemeinschaft befangenes Vermögen zugänglich gemacht und
vcrfüglich gestellt werde; das Mittel liegt nahe.

Man könnte die Theilung eines jeden Vermögens, dessen Bestand nicht über 400 Thaler betrüge,
unbedenklichden Notarien oder den Fricdcnsgerichten überlassen. Die Frage, ob eine Hütte, ob ein oder
ein Paar Morgen Ackerlandauf eine den Beteiligten zuträgliche und vorteilhafte Weise realiter getheilt
werden können, oder ob die Versteigerung vorteilhafter oder nothwendig sei, ist leicht zu beantworten.
Wozu dienen hier jene Verhandlungen, deren Resultat voraus und ohne sie dem einfachstenVerstände
als Nothwendigkeit erscheint.

Die Aufbietung und der Bericht der Sachverständigen haben zwar noch einen andern Zweck, als
den, die Thcilbarkeit oder Unteilbarkeit der Grundstückefestzustellen, sie sollen zugleich den Werth der¬
selben ermitteln, der als Basis der Versteigerung diene. Aber dies kann jetzt nicht mehr als ein Hinderniß
des gemachtenVorschlags angenommen werden, nachdem der Werth der Grundstückedurch die Kataster-
Operationen festgestellt und rcgistrirt ist.

Die Oscillationen, welche in jenem festgestellten Werthe durch ein allgemeines Sinken oder Steigen
der Preise eintreten, sind gewöhnlich unbedeutend; die bedeutenden bleiben den Notarien uud sonstigen
Beamten gewiß nicht unbekannt.

In den wenigen Fällen, wo eine den Körper der Sache selbst verstümmelnde Degradation einge¬
treten wäre, könnte der Beamte durch die Zuziehung eines Sachverständigen sich vollkommenbelehren.
Irrthümer und Abweichungen bleiben in solchen Verhältnissen ohne bedeutenden, und schier ohne allen
Nachtheil, Wenn die Theilung in n»wr» stattfindet, so stellt die Vcrloosung alle Theile gleich. Wird
die Gemeinschaftin der Form einer Versteigerung aufgelöst, so ist cbcu so weuig zu fürchten, da die
öffentlicheVersteigerung der echte Prüfstein des Werthes der Sachen ist.

Diese Grundsätze sind so einfach, ihre Anwendung ist von einer so frequcnteu Nothwendigkeit, daß
die Legislation das Bedürfniß der Menge nicht länger unberücksichtigt lassen kann. Die Grenzlinie, wo
diese einfache Thcilungsmcthodc ansinge mitorisirt zu sein, könnte in der leichtestenWeise konstatirt wer¬
den. Die Versteigerung oder doch die Abschätzung der Mobilicn geht gewöhnlich jeder anderen Operation
vorher; der Werth der Grundstückeist festgestellt,und so hätte man in dem addirten Werthe der Mobilicn
und Immobilien den Normalsatz, durch welchen die Zulässigkcit der formfrcicn Theilung bestimmt würbe.

15


	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46
	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72
	Seite 73
	Seite 74
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113

